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Editorial 

Plan D für die EZB 

Die Politik der EZB wirft immer mehr Fragen auf. Nicht dass sie keine 
Antworten gäbe, aber sie gibt sie eigentlich nur auf Fragen , die nie 
gestel lt wurden oder auf Fragen, die sie sich selbst stellt. Sich selbst 
zu hinterfragen ist zwar sicherl ich eher eine europäische als eine ame­
rikanische Eigenschaft, aber das war damit leider nicht gemeint, denn 
d iese Größe fehlt ihr leider (noch?). 

Eine der gebetsmühlenartig wiederholten Antworten auf die Frage 
nach dem Beitrag zu Wachstum lautet, dass n iedrige Inflation der bes­
te Beitrag zu Wachstum sei. Sie droht zum leeren Rechtfertigungssatz 
zu verkommen und g i lt sicher n icht im absoluten Sinn.  Der Satz hat 
seine Gültigkeit nur unter bestimmten, restriktiven Annahmen. Was 
aber tun ,  wenn importierte I nflation auf unausgelastete Kapazitäten, 
n iedrige Investitionen und eine schwächelnde Binnennachfrage trifft? 

Kann dann die europäische Geldpolitik mit Zinserhöhungen dazu 
beitragen, die chinesische Nachfrage nach Rohöl zu dämpfen oder die 
durch den Wirbelsturm Katrina zerstörten und schon vorher nicht auf 
Spitzenkapazitäten ausgerichteten Ölförder- und -raffinerieanlagen im 
Golf von Mexiko wieder aufzubauen? Die Antwort dürfte jedem außer­
halb des Euro-Towers relativ leicht fallen . 

Dass der Ölpreisanstieg (gedämpft durch den Euro-Anstieg) bisher 
zu keinem Anspringen einer Preis-Lohn-Spirale geführt hat, deutet da­
rauf hin, dass die Arbeitslosigkeit zu hoch dafür ist und die Arbeits­
märkte offensichtlich einem höheren Wettbewerbsdruck ausgesetzt 
sind als manche Gütermärkte. Wäre dem nicht so, wäre es schwer zu 
erklären, warum die Gewinne der Konzerne derart angezogen haben , 
die europäischen Löhne aber seit beinahe zwei Jahrzehnten der Pro­
duktivität hinterherhinken. 

Dennoch wird die EZB nicht müde, die Tarifpartner (eigentlich meint 
sie immer nur die Gewerkschaften) zur Mäßigung aufzurufen und fle­
xiblere Arbeitsmärkte zu fordern. Solche Zurufe könnten dann viel leicht 
noch gerechtfertigt sein ,  wenn sie erstens nicht bei jeder - auch unpas­
senden - Gelegenheit wiederholt und zweitens den Kern des Problems 
widerspiegeln würden. Den Wachstums- und Beschäftigungsabstand 
zu den USA über angeblich so viel unflexiblere Arbeitsmärkte zu er­
klären, ist aber sehr gewagt und vernachlässigt auch die "private" 
Regul ierung der Arbeitsmärkte in den USA über das Zivi l recht. Drittens 
lassen solche Stellungnahmen auch eine Ausgewogenheit vermissen, 
wenn nicht einmal auf monopolistische Strukturen auf manchen Märk-
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ten (z. B. Öl ,  Energie, Pharma) hingewiesen wird . Schließlich , und da­
rin liegt der eigentliche Kern des Problems, erfolgen d iese einseitigen 
Ratschläge an andere Träger der Wirtschaftspolitik n icht in Dialogform, 
sondern von der hohen Kanzel herab. 

Eben solche Dialogverweigerungen und Belehrungen der Bürger 
sind es (und hier ist n icht nur die EZB gemeint) , die dann mit einem 
"non" und einem "nee" quittiert wurden. Neben dieser von Spitzenins­
titutionen der EU demonstrierten Haltung war es aber sicherl ich auch 
der Umstand, dass ein wirtschaftspolitisches Paradigma in eine Ver­
fassung gegossen werden sollten.  Derartiges hat aber in einer Verfas­
sung grundsätzlich nichts verloren. 

Womit wir bei  einem sehr spezifischen Problem der EZB angelangt 
sind, das an drei Beispielen ganz gut zu verdeutl ichen ist: Zum einen , 
und das ist Tei l  des Problems der europäischen "Realverfassung" , wird 
ein Zielkonfl ikt statutarisch entschieden , und zwar ohne eine vorherge­
hende demokratische Legitimierung, nämlich der Zielkonfl ikt zwischen 
Preisstabil ität, Wachstum und Beschäftigung, der in den Statuten des 
Federal Reserve System offen gelassen wird. Zum zweiten wurde 
die Unabhängigkeit in einer demokratiepolitisch und ökonomisch be­
denkl ichen Weise überzogen. Drittens gibt es von der EZB sich selbst 
auferlegte Regeln ,  die n icht nur den Zielen der Lissabon-Strategie wi­
dersprechen , sondern auch kein Wachstum zulassen, das für eine Ent­
lastung der Arbeitsmärkte nötig wäre. 

So würde die Geldmengenregel der EZB, die von vielen Ökonomen 
grundsätzlich kritisiert wird ,  bei einer strikten Auslegung des EZB-Ziels 
von 4,5 Prozent bedeuten, dass das in der Lissabon-Strategie gefor­
derte BIP-Wachstum von 3 Prozent nur dann von der EZB zugelassen 
werden dürfte, wenn bei konstanter oder leicht abnehmender Umlaufs­
geschwindigkeit des Geldes die durchschnittl ich in der Euro-Zone ge­
messene Inflation 1 ,5 Prozent n icht übersteigt. Bei darüber l iegenden 
Preissteigerungen ist die EZB gemäß ihren eigenen Vorgaben dazu 
verpfl ichtet, das reale Wachstum signifikant unter drei Prozent zu brin­
gen. N immt die Geldumlaufsgeschwindigkeit durch z. B. Finanzinnova­
tionen noch stärker ab, läge die höchst zulässige Wachstumsrate noch 
niedriger: Von einer Konstanz der Geldumlaufsgeschwindigkeit (oder 
deren Änderungsrate) auszugehen, ist jedenfalls eine kühne Annah­
me. 

Ein Experiment - die Geldmengenregel - das in Amerika bereits 
Ende der achtziger Jahre ad acta gelegt worden ist, wird auf dieser 
Seite des Atlantiks also zwanzig Jahre danach noch zu Lasten von 
Wachstum und Beschäftigung fortgeführt. 

"Conventional wisdom once held that money doesn't matter'', so eröff­
net die Federal Reserve Bank St. Louis, nicht gerade ein Hort l inks-
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keynesianischer Makropolitik, ihren Tagungsband "Channels of Mon­
etary Policy" im Jahre 1 995. Die Existenz von Zins- und Kreditkanälen 
wird auch von der EZB selbst in ihren Warking Papers bestätigt, eben­
so wie der Umstand , dass reale Effekte der Geldpol itik mit einer Ver­
zögerung von ein bis eineinhalb Jahren auftreten und monetäre Ef­
fekte erst nach einem Zeitraum der vernünftige Prognosehorizonte 
übersteigt. Dennoch hält die Notenbank an einer Geldmengenregel 
fest, der das Dogma zugrunde liegt, dass Inflation immer und überall 
ein monetäres Phänomen sei und Geldpolitik (langfristig) keine realen 
Effekte habe. 

Der Vollständigkeit halber (die Politik der EZB ist ja vorausschauend) 
sei erwähnt, dass für das zarte Konjunkturpflänzchen, das sich zur 
Zeit in Europa mühsam von der einer Stagnationslinie erhebt, für 
das kommende Jahr schon wieder härtere Zeiten prognostiziert sind. 
Wachstumsraten,  die eine spürbare Entlastung am Arbeitsmarkt brin­
gen könnten,  sind ohnedies schon lange nicht mehr in einer Prognose 
für den Euro-Raum zu lesen gewesen . Außerdem ist zu den aktuel­
len Zinsschritten zu sagen, dass in den USA die Inflationsrate seit 
zwei Jahren signifikant über jener der Euro-Zone l iegt, das Wachs­
tum in den USA seit 2002 das der Euro-Zone deutlich übersteigt, die Ar­
beitslosenquote auf etwa der halben Höhe l iegt, die europäische Leis­
tungsbilanz ausgeglichen ist, während jene der USA auf ein Rekord­
defizit von sieben Prozent des B IP zusteuert, das Finanzierungsdefizit 
der öffentlichen Haushalte in den USA seit 2002 höher als das der 
Euro-Zone ist (und nebenbei bei schnurrendem Konjunkturmotor über 
der wil lkürl ichen Drei-Prozent-Grenze) und last but not least der Euro 
gegenüber dem Dollar seinen Aufwertungstrend nach einer kurzen 
Verschnaufpause wieder aufgenommen hat. Warum also die EZB der 
Fed ausgerechnet jetzt nachhüpfen sollte, wird außerhalb  des Euro­
Towers relativ schwer zu verstehen sein. 

Optimaler Grad der Unabhängigkeit? 

Die EZB hat den optimalen Grad an Unabhängigkeit überschritten,  
wenn sie sich selbst den Maßstab dafür gibt, was als gesel lschafts­
politisch ökonomisch akzeptables Ausmaß an Preisstabil ität im Euro­
Raum gelten soll .  So spricht etwa Stanley Fisher ebenfalls von der 
Wichtigkeit der Unabhängigkeit von Notenbank, mahnt aber eine Dif­
ferenzierung zwischen Ziel- und instrumenteller Unabhängigkeit ein.  
Letztere ist zweifelsohne zu unterstützen ,  Erstere problematisch, und 
zwar grundsätzlich und in  der Ausformul ierung des Ziels: Die Definition 
der Preisstabi l ität mit einer I nflationsrate nahe, aber unter zwei Prozent, 
also de facto zwischen nul l  und zwei Prozent, hat sich bereits in der 
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Vergangenheit als problematisch erwiesen (importierte I nflation bei 
unausgelasteten Ressourcen,  l nflationsdifferenziale, Messfehler) .  Im  
Hinbl ick auf d ie  bevorstehende Erweiterung des Euro-Raums wird sich 
das bereits jetzt existierende Problem des Balassa-Samuelson-Effekts 
(notwendigerweise höhere Inflation bei aufholenden Ökonomien, wo­
durch die durchschnittl iche Inflation ansteigen muss, und zwar stärker, 
als das einfache Gesetz des einheitl ichen Preises auf einem Markt 
vermuten ließe) noch verstärken. Es ist also n icht nur eine Neuquanti­
fizierung der Referenzwerte nötig , sondern auch eine offene Debatte 
über die Definitionshoheit der Messlatte für die Geldpolitik. 

Wozu wurde der Euro eingeführt? 

Der augenscheinl ichste Grund für die währungspolitische Inte­
gration war die Abwehr destabil isierenden S pekulationen innerhalb 
des bereits hoch integrierten Wirtschaftsraums Europa, die vor al­
lem in der ersten Hälfte der neunziger Jahre des letzten Jahrhun­
derts das europäische Wachstum beschränkten und häufig zu Ver­
werfungen führten. l n  dieser Hinsicht ist der Euro auch sicherlich eine 
Erfolgsstory. Fest steht außerdem, dass die Euro-Zone keine kleine 
offene Volkswirtschaft darstellt und damit das Ganze mehr als die 
Summe der Einzelteile darstellt. Die Wirtschaftspolitik hat damit auf 
der europäischen Ebene mehr Handlungsspielräume, als die National­
staaten hatten. Für die Aufgabe der de facto n icht mehr vorhandenen 
geldpolitischen Autonomie erwarteten sich viele eine Geldpol itik, die 
insofern besser auf die gesamteuropäischen ökonomischen Bedin­
gungen gepasst, als eine europäische Institution nicht im Zweifelsfal l  
nationalen Bedingungen den Vorzug zu geben hätte, und eine Politik, 
die ihre Handlungsspielräume auch ausnützte. 

Diese Spielräume wird eine Zentralbank dann am besten ausnutzen 
können, wenn sie in einen Dialog mit den anderen Spielern tritt, einen 
Dialog, der nicht die Unabhängigkeit und Autonomie der einzelnen Poli­
tikträger unterlaufen oder gar aushebein sol l ,  sondern ein Dialog, der 
hilft, Reibungsverluste bei der Implementierung der Politik zu minimie­
ren. Erwartungsbildung und -Stabil isierung sind h ier die entscheiden­
den Worte, die gleichzeitig I nflationserwartungen und Konsum stabil 
halten können, sodass weder eine Preis-Lohn-Spirale droht, noch der 
private Konsum wegbricht Analog könnte auch das Zusammenspiel 
von Geld- und Fiskalpolitik funktionieren, wo die USA bei der Über­
windung der Krise zu Beginn der neunziger Jahre des letzten Jahrhun­
derts einen sehr erfolgreichen Weg gegangen sind. 

Warum aber kommt dieser Dialog zwischen Tarifpartnern und 
Zentralbank auf europäischer Ebene nicht zustande (bzw. erschöpft er 
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sich in eintönigen Monologen)? Ohne die zentrale Rolle der Gewerk­
schaften wäre z. B. die frühere Österreichische "Hartwährungspolitik" 
nicht möglich gewesen. Es kann daher kein grundsätzliches Problem 
zwischen Dialog und Stabil itätsorientierung geben. 

Es ist also nach den Gründen für die Dialogverweigerung zu fragen , 
und diese liegen viel leicht auch in der europäischen lnstitutionenar­
chitektur: Neben dem Einfordern der Dialogbereitschaft müssen die 
im Makroökonomischen Dialog vertretenen Institutionen auch etwas 
anbieten können: Es gibt aber weder eine europäische Fiskalpol itik 
(außer einer Einschränkung der nationalen Spielräume durch den 
Stabil itätspakt), noch gibt es europäische Lohnabschlüsse. Ein mak­
roökonomischer Dialog zwischen Sozialpartnern und der EZB wird 
also vielleicht erst mit Leben erfü llt werden können, wenn sich die 
europäischen Sozialpartner (vor al lem aber die Gewerkschaften) zu­
mindest auf gemeinsame Grundsätze einigen können. N iemand er­
wartet ernsthaft einen europäischen Lohnabschluss (schon gar nicht 
in einem erweiterten Europa), aber gemeinsame Grundsätze, Analy­
sen und vielleicht sogar prozedurals Koordination würden den Sozial­
partnern auf europäische Ebene so viel Gewicht verleihen, dass eine 
Dialogverweigerung sich für eine rational agierende Zentralbank nicht 
mehr auszahlte. 

Dass sie den Dialog mit "dem Geldmarkt" (oder besser den wesentl i­
chen Akteuren auf diesen Märkten) nicht nur nicht scheut, sondern 
auch eifrig auf dessen "Signale" und die Perzeption ihrer eigenen "Sig­
nale" auf dem Geldmarkt achtet, hat ja - hoffentlich - n icht nur mit 
Eitelkeiten und Dialog zwischen "El iten" zu tun ,  sondern damit, dass 
dort Erwartungen in Zinsen übersetzt werden und es sich tatsächlich 
schon um einen europäischen Markt handelt. 

Freil ich wirkt auch hier noch der Unionsvertrag in die Ausrichtung der 
EZB stark hinein: So sind der Präsident, der Vizepräsident und die wei­
teren Direktoriumsmitgl ieder auf Empfehlung des Rats (Anhörungs­
recht des Parlaments und des EZB-Rats) von den Regierungen der 
Mitgl iedstaaten aus dem Kreis der in Währungs- und Bankfragen an­
erkannten und erfahrenen Persönlichkeiten auszuwählen und zu er­
nennen. Gemeinsamkeiten in der Biografie bringen auch Gemeinsam­
keiten in der Sprache und in geistiger Konditionierung mit sich . Eine 
breitere und ausgewogene Repräsentation der Interessen und eine 
Stärkung der europäischen Ebene (Parlament) zumindest bei einem 
Teil von EZB-Rat und Direktorium gegenüber der Summe der natio­
nalstaatl iehen Ebene (Rat, Regierungen der Mitgl iedstaaten, Gouver­
neure der nationalen Zentral banken) stünde daher einer europäischen 
Institution gut zu Gesichte, vor al lem, weil es sich um den einzigen 
europäischen Spieler der Wirtschaftspolitik handelt. Statuten und Ver-
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träge sind n icht in  Stein gemeißelt, und ein Bruchteil jener Flexibil ität 
und Offenheit kann auch von jener I nstitution eingefordert werden, die 
diese auch selbst immer wieder - auch wenn es gerade nicht passt 
- von nur einer Seite des Arbeitsmarktes einfordert. 

Demokratie, Diskussion , Dialog sind die Stichworte, die Kommissarin 
Wallström im "Plan D" Europa nach dem vielleicht heilsamen Schock 
verordnet hat. Dass die Bevölkerungen zweier Gründungsstaaten und 
Motoren der europäischen Integration den Verfassungsvertrag so deut­
lich abgelehnt haben , sollte auch als Anstoß verstanden werden, über 
die Einbettung der EZB in die europäische lnstitutionenarchitektur, die 
Defin itionshoheit über eigene Messlatten und ihre monologartigen und 
monotonen Beiträge zum Dialog nachzudenken. 

Es ist Zeit für Plan D - auch für die EZB. 
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Demografie-Prognoseschwäche, 
Arbeitsmarkt und Pensionsfinanzierung* 

Gunther Tichy 

Die Alterung der Bevölkerung in den Industrieländern - Folge höherer 
Lebenserwartung und verringerter Kinderzahl sowie der , Pensionierung' 
der Babyboom-Generation - hat überall zu heftigen Diskussionen um 
die Finanzierung der Pensionen geführt: Eine steigende Zahl von ,Alten' 
müsse von immer weniger ,Jungen' erhalten werden , woraus untragbare 
Finanzierungsprobleme entstünden; es müsse nicht bloß die Höhe der 
Pensionen reduziert, sondern überdies schon heute auf die künftige Be­
lastung angespart werden. Wie problematisch diese Argumentationsket­
te ist, hatte ich auf einem Symposium der Österreichischen Akademie 
der Wissenschaften1 zu zeigen versucht: Die Belastung werde viel we­
niger steigen, als die Demografie vortäuscht, da nicht die ,Jungen' die 
,Alten' erhalten,  sondern die jeweils ,Arbeitenden' alle ,N icht-Arbeitenden', 
also neben den ,Alten' auch Arbeitslose2 und Frühpensionisten; derzeit 
könnten (oder müssten) rund 1 Mio. Österreicherinnen im erwerbsfähigen 
Alter wegen der ungünstigen Arbeitsmarktlage nicht arbeiten , müssten 
also zusätzlich zu den ,Alten' erhalten werden. Die - gemäß Bevölke­
rungsprognose - kräftige Abnahme der Bevölkerung im erwerbsfähigen 
Alter werde das Arbeitsangebot rasch verknappen, sodass der größte Tei l  
der Arbeitslosen bald wieder beschäftigt und d ie Frühpensionierungen 
rasch abnehmen würden; damit würde eine große Gruppe von den nicht 
arbeitenden ,Erhaltenen' zu den arbeitenden ,Erhaltern' wechseln und so 
die Finanzierung massiv entlasten. Da die Wirtschaft überdies auch in 
Zukunft wachsen werde, könnte, faire Verteilung vorausgesetzt, der Wohl­
stand von ,Alten' wie ,Jungen' weiter wachsen. 

Knapp nach Drucklegung meiner Arbeit veröffentl ichte Statistik Aus­
tria die Bevölkerungsprognose 2005,3 derzufolge die Bevölkerung im 
erwerbsfähigen Alter (20-65 Jahre }4 bis 2020 weiter steigen und 2050 
nicht, wie in der von mir verwendeten Bevölkerungsprognose 2003, um 
1 , 1  Mio. , sondern bloß um 0 , 1  Mio. niedriger sein werde als heute, also 
nur noch um ein Zehntel (!) des zunächst prognostizierten Werts. Das 
wirft drei Fragen auf: Ob meine Erwartungen, einerseits betreffend die 
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Wende am Arbeitsmarkt - starker Rückgang der Arbeitslosigkeit und der 
Frühpensionen infolge Schrumpfens der Bevölkerung im erwerbsfähigen 
Alter - und andererseits betreffend die Finanzierbarkeit der Pensionen im 
Umlageverfahren, weiter aufrechterhalten werden können; drittens aber 
ist auch zu fragen, wie die Wirtschaftspolitik, in diesem spezifischen Fal l  
die Pensions- und Arbeitsmarktpol itik, mit derart großer Prognoseunsi­
cherheit umgeht. Im Folgenden werden zunächst die Argumente meiner 
vorhergehenden Arbeit zusammengefasst; der zweite Abschnitt stellt die 
Fakten dar, die sich aus der neuen Bevölkerungsprognose ergeben , und 
der dritte arbeitet die Folgen für den Arbeitsmarkt heraus. Im abschließen­
den vierten Abschnitt werden wirtschaftspolitische Folgerungen gezogen: 
Was bedeuten die Ergebnisse der Analyse für eine Pensionsreform, und 
wie sollen Wissenschaft und Politik mit langfristigen Bevölkerungs- und 
Arbeitsmarktprognosen, angesichts deren großer Unzuverlässigkeit, um­
gehen. 

1. Die fehlgeleitete Pensionsdebatte 

Die Pensionsdebatte wird in allen Ländern mit alternder Bevölkerung 
mit großer Heftigkeit und mit eher emotionellem als intellektuellem Enga­
gement geführt. Die Bevölkerung ist zutiefst verunsichert und fürchtet um 
ihren Lebensstandard , wenn s ie hört, dass demnächst doppelt so viele 
,Alte' erhalten werden müssen, neokonservative Ideologen sehen eine 
Chance, den Sozialstaat durch Privatisierung der Altervorsorge abzubau­
en und das Sparvolumen zu erhöhen,5 die Finanzinstitutionen wittern gute 
Geschäfte, und eine unverantwortliche Publizistik nützt die Chance, Auf­
lagen und Quoten durch Schüren des Generationenkonflikts zu steigern.6 

l n  der emotionellen Überhitzung geht verloren, dass die Debatte von vier 
zentralen Fehlannahmen ausgeht: 

� dass primär ,Junge' ,Alte' erhalten müssen, eine Annahme, 
die die große und wichtige Gruppe der n icht arbeitenden ,Jungen' 
(offen und versteckt Arbeitslose, Frühpensionisten) vernach­
lässigt; 

� dass das Volkseinkommen in Zukunft stagnieren wird , eine Fehl­
annahme, die impliziert, dass der Generationenkampf um eine 
konstante Verteilungsmasse geführt wird ; 

� dass nicht bloß der Einzelne, sondern auch eine ganze Volks­
wirtschaft auf künftige Belastungen ansparen kann ;  

� dass das Kapitalstockverfahren generell effizienter ist als das 
Umlageverfahren. 

Keine dieser Annahmen kann einer genaueren Prüfung standhalten.7 
Die erste Fehlannahme, die Konzentration der Vertei lungsdebatte auf 

die Altersproportion, die Relation der über 60-Jährigen zu den 15- bis 59-
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Jährigen, geht vor al lem von den Demografen aus, die mit der Dramatisie­
rung der Alterung ihren Prognosen mehr Beachtung verschaffen wollen. 

Selbst Statistik Austria (Hanika (2005)) kann sich da nicht zurückhalten:  
"Während die Gesamtzah l  der Bevölkerung in den nächsten Jahrzehnten 
wächst, verändert sich die Alterstruktur parallel dazu dramatisch." (S. 
980, meine Hervorhebung G.T.) . Sofort folgt der Verweis auf die schweren 
Folgen dieser Dramatik, in ,amtlicher' Formulierung: "Wenn auch diese 
Quotienten (Kinder- bzw. Altersabhängigkeitsquotient, G.T.) n icht präzise 
das oft nachgefragte Verhältnis zwischen Pensionisten bzw. Kindern und 
Jugendl ichen einerseits und der erwerbstätigen Bevölkerung andererseits 
ausdrücken, so sind sie dennoch ein wichtiger I ndikator für den Grad des 
Aufwands in wirtschaftlicher und sozialer Dimension, den d ie 1 5- bis 59-
jährige Bevölkerung zu leisten hat." (S. 982, meine Hervorhebung, G.T.). 
Das "nicht präzise" dieser ,amtlichen' Formulierung birgt einen logischen 
und einen quantitativen Fehler: Der Schluss von der Altersproportion auf 
den "Aufwand in wirtschaftlicher und sozialer Dimension" ist falsch, wei l  
n icht nur die unter 1 5- und über 60-Jährigen von den 1 5- bis 59-Jährigen 
erhalten werden müssen, sondern alle Nicht-Arbeitenden , egal welchen 
Alters, und zwar nicht durch alle 1 5- bis 59-Jährigen, sondern bloß durch 
die jeweils Arbeitenden . Quantitativ impl iziert das, dass derzeit zusätzlich 
zu den rund 3 Mio. Kindern, Jugendl ichen und ,Alten' rund 1 Mio. Nicht­
Erwerbstätige im erwerbsfähigen Alter erhalten werden müssen - ein Drit­
tel mehr! 

Dazu kommt die bereits erwähnte Unzuverlässigkeit der Bevölkerungs­
prognosen: Die Prognose 2005 erwartet für 2030 um 860 Tsd. (20%!) 
mehr 20- bis 64-Jährige als die Prognose 2003 und eine um 420 Tsd .  
höhere Gesamtbevölkerung. Von "präzise" kann also aus allen drei Grün­
den keine Rede sein ,  der Alarmismus der Demografen geht ins Leere: 
Tichy (2005, S. 1 1 2) konnte an Hand der Bevölkerungsprognose 2003 
darlegen, dass die volkswirtschaftliche Belastungsquote (support ratio), 
die Relation der N icht-Arbeitenden ( ,Erhaltenen') zu den Arbeitenden 
(,Erhaltern') , schon jetzt rund 1 00% beträgt und sich bis 2050 vermutl ich 
bloß um etwa ein Zehntel verschlechtern wird. Abschnitt 2 wird zeigen, 
dass diese Schlussfolgerung auch nach den neuesten Daten ,  der erheb­
lich geänderten Bevölkerungsprognose 2005, nicht bloß aufrechterhalten 
werden kann,  sondern sogar geringfügig besser ausfällt. 

Die zweite Fehlannahme der gegenwärtigen Pensionsdebatte besteht 
in der impliziten Annahme konstanten Volkseinkommens: Sie muss un­
vermeidlich zu Verteilungskonflikten führen, da die gegenwärtige Vertei­
lungsmasse auf eine größere Zahl zu erhaltender Personen aufgetei lt 
wird ;  die Annahme ist aber keineswegs gerechtfertigt. Tichy (2005, S. 
1 1 5) errechnete auf der Basis der Bevölkerungsprognose 2003, dass das 
Pro-Kopf-BIP bei einem Anhalten des bisherigen Produktivitätswachstum 
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von 1 ,  7% 2050 um 1 25% höher sein würde als 2000, bei 1 %  Produktivi­
tätswachstum immerhin noch um 60% ;8 nach der neuen Bevölkerungs­
prognose wird die Vertei lungsmasse noch stärker wachsen, weil sich die 
Relation Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter zu Gesamtbevölkerung 
nach der neuen Prognose günstiger entwickelt. 

Die dritte Fehlannahme geht fälschlicherweise davon aus, dass ein 
Ansparen auf künftige Belastungen nicht bloß für den einzelnen Bürger, 
sondern auch die gesamte Volkswirtschaft möglich ist. Das sollte durch 
Rücklagenbildung oder besser durch den Übergang zum Kapitalstockver­
fahren erfolgen.  Tatsächlich kann jedoch gütermäßig in jeder Periode nur 
das verbraucht werden, was in derselben Periode erzeugt wird , von einem 
kurzfristigem Ausgleich durch Lagerhaltung oder von Auslandstransak­
tionen abgesehen. Letztere könnten insoweit einen Ausgleich schaffen, 
als die Ersparnisse in Form von Exportüberschüssen und der Anlage der 
Erträge im Ausland gebildet und später durch Auflösung der Auslandsan­
lagen in Form von Güterimporten zurückgeholt werden. Das würde funk­
tion ieren, wenn die demografische Situation in  den Ländern, in die die 
Ersparnisse transferiert werden, anders wäre, diese also vom Alterungs­
prozess nicht betroffen wären; in allen Ländern , die für umfangreichere 
und sichere Anlagen in Frage kommen, ist der Alterungsprozess jedoch 
bestenfalls marginal schwächer als in Österreich. 

Die vierte Fehlannahme besteht darin ,  dass das Kapitalstockverfahren 
für effizienter gehalten wird als das Umlageverfahren: Es bringe bloß eine 
Rendite in Höhe des Wachstums der Lohnsumme (real etwa 1 %%),9 wo­
gegen das Kapitalstockverfahren eine Rendite wenigstens in Höhe der 
Obligationenrendite (etwa 4%)10 abwerfe. 1 1  Übersehen wird dabei drei­
erlei: erstens dass die Verwaltungs- und Anlagekosten privater Versiche­
rungen auf rund 1 5% der Bruttoprämien12 und höher geschätzt werden. 1 3  
Zweitens übersieht ein naiver Vergleich der Renditen, dass e ine Umstel­
lung des gesamten Pensionssystems auf ein Kapitalstockverfahren einen 
Deckungsstock in der Höhe von mindestens des Dreifachen des BIP er­
fordern und vermutl ich den gesamten Kapitalbestand der Volkswirtschaft 
übersteigen würde; 14 von den damit verbundenen sonstigen Problemen 
abgesehen, würde der Zinssatz unter dem Einfluss dieser Sparlawine 
wohl außerordentlich stark sinken, sodass die Argumentation mit der hö­
heren Rendite (Effizienz) des Kapitalstockverfahrens schon aus d iesem 
Grund zusammenbricht. Drittens schließlich kann das Umlageverfahren 
sehr viel breitere und größere Risken abdecken als das Kapitalstockver­
fahren, etwa die Risiken von Kriegen, I nflationen, aber auch das nicht 
unerhebl iche Kapitalmarktrisiko; insofern kann es durch ein Kapitalstock­
verfahren bestenfalls ergänzt, aber nicht ersetzt werden. 

Grundsätzl ich zeigte Tichy (2005) somit, dass das Pensionssystem sehr 
viel weniger gefährdet ist, als die erregte Diskussion und radikale Reform-
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vorschläge unterstellen: Das Umlageverfahren sei unverzichtbar, weil nur 
so die wirklich großen Risiken abgesichert werden können, und es sei 
auch grundsätzlich finanzierbar. Die höhere Belastung durch mehr Alters­
pensionisten werde durch weniger Arbeitslose und wen iger Frühpensio­
nisten weitgehend kompensiert - Folge der Drehung der Arbeitsmarkt­
lage infolge des Schrumpfans der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter. 
Die erheblich revidierte Bevölkerungsprognose von Statistik Austria stellt 
diese Drehung des Arbeitsmarkts jedoch in Frage: Sowohl Bevölkerung 
als auch Erwerbsfähige werden zunächst weiter zunehmen. Erfreulicher­
weise kann im Folgenden gezeigt werden, dass die zentralen Schlussfol­
gerungen auch unter der Bedingung der neuen Prognose aufrechterhal­
ten werden können. 

2. Die neue Bevölkerungsprognose 

Statistik Austria revidiert ihre Bevölkerungsprognosen i .  A. jährl ich und 
zumeist relativ kräftig, unangenehmerweise auch in wechselnder Rich­
tung. Wie Abbildung 1 zeigt, wurde das Wachstum der Gesamtbevölke­
rung (bis 2050) in der Prognose 1 999 um � Mio. niedriger eingeschätzt 
als in der aus 1 996, in den Prognosen 2001 und 2003 hingegen um "\12 
Mio. höher, in der Prognose 2005 gar um 800 Tsd .  Personen (+1 0%) hö­
her; das Wachstum der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (20- bis un­
ter 65 Jahre) in der Periode bis 2050 wurde 2003 um "\12 Mio. niedriger 
eingeschätzt als 2001 ,  2005 jedoch um 1 Mio. höher als 2003 (+26%). Als 
Gründe für die extrem starke Revision 2005 gibt Statistik Austria erhöhte 
Zuwanderung (- 6/

10 der Änderung) ,  höhere Kinderzahl  und höheres Le­
bensalter (- 3/10) sowie einen "Basiseffekt" von 90 Tsd .  Personen15 an . 16 

I nsgesamt dürften manche der jüngsten Annahmen plausibler sein17 als 
die eher problematischen der vorhergehenden, doch kann das hier n icht 
weiter untersucht werden. 

Die Annahmen über die Wanderungsbewegung müssen jedoch zumin­
dest erwähnt werden: Die (Brutto-) Zuwanderung wird nach der jüngsten 
Prognose bis 2020 allmählich auf 1 00 Tsd ./Jahr sinken und dann auf die­
sem Niveau verbleiben, was abzüglich Abwanderung eine jährl iche Netto­
Zuwanderung von zunächst gut 30.000, ab 2020 rund 20.000 Personen 
ergibt. 1 8 Das bedeutet, dass bis 2050 brutto 4 "\12 Mill ionen und netto 1 
Mio. Menschen einwandern. Eine breite Diskussion dieser Annahmen er­
scheint nicht bloß unter dem politischen und gesellschaftlichen Gesichts­
punkt der Folgen der (daraus resultierenden) ,Ausländerquote'19 erforder­
lich, sondern auch unter dem der Herkunft der Migranten; bekanntlich ist 
der Alterungsprozess der Bevölkerung in unseren Nachbarländern auch 
nicht wesentlich schwächer und der Arbeitsmarkt der Qual ifizierten wird 
al lmählich ausgeschöpft sein, sodass der überwiegende Teil der Zuwan-
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derer aus ferner Ländern kommen müsste und wenig qualifiziert sein 
wird .  

Abbildung 1 :  Änderungen der Bevölkerungsprognose im Zeitver­
lauf 

Prognose der Gesamtbevölkerung 
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Tabelle 1 :  Demografische und volkswirtschaftliche Belastung 

2000 2050 2050 
Progn.  2003 Progn.  2005 

in Tsd. 

(0 ) Gesamtbevölkerung 8 1 1 0 8 214  8 986 

Demografische Altersbelastung 
( 1 )  20- unter 65-Jährige 5 01 0 4 402 4 862 
(2 ) über 65-Jährige 1 256 2 339 2 458 
Demograf Altersbelastungsquote (2)1(1) 25% 53% 50% 

Demografische Gesamtbelastung 
( 1 )  20- unter 55 -Jährige 5 01 0 4 402 4 862 
(3 ) 0- unter 20- und über 65-Jährige 3 1 00 3 812  4 1 24 
Demograf Gesamtbelastungsquote (3)1(1) 62% 87% 85% 

Arbeitsmarkt-Belastung 
(4 ) Arbeitslose unter 50 Jahre 1 84 64 64 
(5 ) ,Frühpensionisten'1 788 468 468 
Arbeitsmarkt-Belastungsquote ( 4+5)1 ( 1) 19% 1 2% 1 2% 

Volkswirtschaftliche Gesamtbelastung 
(6 ) ,Erhalter' (1 )-(4 +5 )  4 038 3 870 4 330 
(7 ) ,zu Erhaltende' (0 )-(6 ) 4 062 4 344 4 656 
Volkswirtschaft/. Gesamtbelastungsquote (7)1(6) 1 01 %  1 1 2% 1 08% 

1 Nicht-Erwerbstätige 50- bis 65-Jährige 
Quellen: Statistisches Jahrbuch 2003, Tab. 2.098, Hanika (2005 ), Wifo-Datenbank und 
eigene Schätzungen 

Die markante Änderung der Bevölkerungsprognose - weiter wachsende 
statt schrumpfender Bevölkerung und zunächst auch weiter wachsende 
Bevölkerung im erwerbstätigen Alter - wirkt natürlich auf d ie Altersver­
sorgung zurück und erzwingt eine Revision der Berechnungen. Tichy 
(2005) war auf Grund der Prognose 2003 von einer Erhöhung der demo­
grafischen Altersbelastungsquote20 zwischen 2000 und 2050 auf mehr 
als das Doppelte (von 25% auf 53%), und der demografischen Gesamt­
belastungsquote (support ratio)21 auf das Eineinhalbfache (von 62% auf 
87%) ausgegangen. Die darauf aufbauende Schätzung der Belastung der 
künftigen Generation betonte jedoch, dass derzeit, infolge der ungünsti­
gen Arbeitsmarktlage, wesentl ich mehr Leute erhalten werden müssen 
als bloß Kinder und Alte: Von den unter 50-Jährigen sei derzeit mindes­
tens % Mio. offen oder versteckt arbeitslos, und die Erwerbsquote der 
über 50-Jährigen liege mit bloß 48% außerordentlich n iedrig (35- bis 45-
Jährige 89%) ;  rund 50 Tsd .  von ihnen seien arbeitslos, an die 400 Tsd .  
vorzeitig in Pension. Demgemäß hatte die Studie angenommen, dass die 
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Arbeitslosenquote der unter 50-Jährigen zu zwei Drittel auf die schlechte 
Arbeitsmarktlage zurückgehen und die Erwerbsquote der 50- bis 55-Jäh­
rigen unter günstigeren Voraussetzungen 70% erreichen könnte (was etwa 
den gegenwärtigen Quoten in Skandinavien entspricht). Das ergab fast 1 
Mio. Menschen, die derzeit über die demografisch bedingte Quote hinaus 
,erhalten' werden müssen ;  ihre Berücksichtigung wirkt doppelt, weil sie 
von den ,Erhaltern' abgezogen und zu den ,Erhaltenen' hinzugerechnet 
werden müssen.  Anstelle der demografischen Belastungsquote von 52% 
sind wir daher schon heute mit einer Gesamtbelastungsquote über 1 00% 
konfrontiert! Da die Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter 2050 gemäß der 
Bevölkerungsprognose 2003 um rund % Mio. kleiner sein würde, wurde 
angenommen, dass rund 1 20 Tsd .  der derzeit Arbeitslosen Beschäftigung 
finden und die Erwerbsquote der 50- bis 55-Jährigen steigt (+ 320 Tsd. ) ;  
demgemäß würden rund 440 Tsd. Menschen von den ,Erhaltenen' zu den 
,Erhaltern' wechseln ,  was sich , wie erwähnt, auf die volkswirtschaftl iche 
Gesamtbelastungsquote22 doppelt auswirkt: Sie steigt demgemäß bloß 
um ein Zehntel ,  von 1 0 1 % auf 1 1 2%. 

Vergl ichen mit ihrem Vorgänger aus 2003 l iegt die Bevölkerungsprog­
nose 2005 zwar im Niveau markant höher, doch gi lt das weitgehend für 
alle Aggregate, so dass sich an den Belastungsquoten, wie Tabelle 1 
zeigt, bloß wenig ändert; diese fallen sogar etwas niedriger aus. Das ist 
nicht überraschend, da der Bevölkerungszuwachs überwiegend aus Zu­
wanderung resultiert, also weitgehend jüngere Menschen betr ifft; diese 
Verjüngung wirkt dem Altern der Babyboom-Generation und der höheren 
Lebenserwartung entgegen. I nsofern können die Schlussfolgerungen der 
früheren Arbeit (Tichy 2005) für die Pensionsfinanzierung voll und für den 
Arbeitsmarkt zumindest für die längere Frist (2050) aufrechterhalten wer­
den . 

3. Reflexionen über die künftige Entwicklung des Arbeitsmarkts 

Genauer zu untersuchen ist jedoch die mittelfristige Entwicklung des 
Arbeitsmarkts. Wie der untere Tei l  von Abbildung 1 zeigt, wird die Zahl der 
20- bis unter 55-Jährigen nach der Prognose 2005 zwischen 201 0  und 
2020 um über 1 00 Tsd. potenziel le Arbeitskräfte zunehmen , wogegen die 
Prognose 2003 noch mit einer Abnahme um 720 Tsd. gerechnet hatte; 
dazu kommt, dass die tendenziell steigende Erwerbsquote der Frauen 
das Arbeitskräftepotenzial darüber hinaus steigern dürfte. 

Ausgangspunkt der folgenden Überlegungen ist die Vorausschätzung 
der Zahl der Erwerbspersonen (die Definitionen erklärt Abb. 2) durch Sta­
tistik Austria (Hanika (2005)).  Sie beruht auf einer Extrapolation alters­
und geschlechtsspezifischer Erwerbsquoten auf der Basis der Bevölke­
rungsprognose 2005, die n icht unplausibel , aber doch einigermaßen 
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Abbildung 2 :  Arbeitsmarkt-Definitionen 

Erwerbspersonen 

�� 
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/� 
Beschäftigte Arbeitslose 

� 
Erwerbstätige 

vorsichtig sein dürfte. Sie nimmt an, dass die Erwerbsquote der unter 50-
jährigen Männer sinken, die der älteren Männer i nfolge der Pensionsreform 
steigen wird; für Frauen wird, mit Ausnahme der jüngsten Altersgruppe, 
generell mit einer zunehmenden Erwerbsquote gerechnet. I nsgesamt 
geht Statistik Austria bis 2021 von einer Zunahme der Erwerbsquote um 
9/

10 Prozentpunkte pro Dekade aus, danach um 1 %  Prozentpunkte; den­
noch werden 2031 bloß 66% der 55- bis 59-Jährigen und 37% der 60- bis 
65-Jährigen erwerbstätig sein ;  das mag angesichts der dann noch immer 
wenig günstigen Arbeitsmarktlage (siehe die folgenden Überlegungen) 
ein nicht unplausibles Ergebnis sein ,  doch könnte der Wunsch der älteren 
Bürger auf Tei lnahme am Erwerbsleben (und der entsprechende finan­
zielle Druck) durchaus größer sein .  

Tabelle 2:  Prognose der Erwerbsquoten für 1 5- bis unter 65-Jäh rige 

Männer Frauen I nsgesamt 

2001 79,5 % 60,5 % 70, 1 % 

201 1 80,6 % 63,3 % 72,0 % 

2021 80,6 % 65, 1 % 72,9 % 

2031 80,3 % 68,8 % 74,6 % 

Quelle: ÖROK (2004 ) 93. 

Die Statistik-Austria-Prognose der Erwerbstätigen zeigt wiederum das 
von der Prognoserevision bekannte problematische Bi ld:  Verglichen mit 
der vorhergehenden Prognose23 bleibt die Zahl der Erwerbspersonen 
zwischen 201 0  und 2020 nicht konstant, sondern nimmt um 365 Tsd .  zu 
(Abb. 3), noch erheblich stärker als die Bevölkerung im erwerbsfähigen 
Alter; danach sinkt sie rasch ab, doch g leichfalls schwächer als nach der 
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vorhergehenden Prognose. Die kräftige Zunahme bis 2020 verschärft na­
türlich die Dramatik des Arbeitmarkts: Die erhoffte Schließung der Sche­
re zwischen Angebot und Nachfrage nach Arbeitskräften wird jedenfalls 
länger auf sich warten lassen, und es muss untersucht werden, ob es 
überhaupt zu einer Anspannung (Arbeitskräftemangel) kommen wird .24 

Abbildung 3: Prognose des Arbeitskräfteangebots {Erwerbsper­
sonen} 
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Quelle: Hanika (2006 ). 

Tabelle 3: Mögliche Entwicklung des Arbeitsmarkts {in Tsd. Per­
sonen} 

Demo- Arbeits- Vermind. d .  Überangebot 

Selbst- Beschäf- Erwerbs- grafisches platz- Arbeitslo- bzw. Nachfrage 

ständige tigte tätige Angebot Iücke sigkeit an Arb.kräften 

1 2 3=1+2 4 5=3-4 6 7=5-6 

1 961 2299 
1 971 656 2431 3087 
1 980 484 2779 3263 
1 990 4 1 6  2929 3345 
2000 374 3 1 34 3508 
201 0  51 3 3353 3866 4091 -225 200 -425 
2020 548 3503 4051 4 1 76 - 1 25 1 50 -275 
2030 578 3653 4231 4096 1 35 1 00 35 
2040 603 3803 4406 401 8  388 64 324 
2050 623 3953 4576 3967 609 64 545 

Quelle: 1 -5 Wifo Datenbank und eigene Schätzungen, 7 Hanika (2006 ). 
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Zur Abschätzung der Arbeitsmarktentwicklung in den kommenden ein­
einhalb Jahrzehnten wurde versucht, die Entwicklung der Beschäftigung 
mittels eines groben Tests abzutasten. Bis 2007 l iegt eine Prognose des 
Österreichischen Instituts für Wirtschaftsforschung25 vor, deren Jahres­
zuwächse auch für die folgenden drei Jahre eingesetzt wurden; für die 
folgenden Dekaden wurde ein Zuwachs von jeweils 1 50 Tsd .  unselbst­
ständig Beschäftigten angenommen. Für die Selbstständigen wurde in 
Anlehnung an die Wifo-Prognose ein Zuwachs von 40 Tsd.  für die erste 
Dekade dieses Jahrtausends gewählt und jeweils um 5 Tsd .  weniger für 
die folgenden .26 Tabelle 3 stellt diesen Annahmen betreffend die Entwick­
lung der künftigen Beschäftigung die Prognose der Erwerbspersonen von 
Statistik Austria (siehe Hanika (2006)) gegenüber. Diese beruht auf der 
jüngsten Bevölkerungsprognose und der Extrapolation alters- und ge­
schlechtsspezifischer Erwerbsquoten. Die Gegenüberstel lung zeigt, dass 
das gegenwärtige Überangebot an Arbeitskräften (Arbeitsplatzlücke) bis 
2020 anhalten wird; danach öffnet sich eine Schere zwischen dem demo­
grafischen Angebot und der erwarteten Nachfrage, die zunächst durch 
den Abbau der Arbeitslosigkeit geschlossen werden kann.  Erst ab 2040 
ist unter den Annahmen der jüngsten Bevölkerungs- und Erwerbstätigen­
prognose mit Arbeitskräfteknappheit zu rechnen. 

Abbildung 4: Mögliche Entwicklung des Arbeitsmarkts 
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Quelle: Tabelle 3 .  
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Die Schlussfolgerungen aus d iesem Szenario müssen sehr vorsichtig 
gezogen werden, da es sich bloß um eine grobe Abschätzung handelt. 
Es basiert auf der jüngsten Bevölkerungsprognose der Statistik Austria, 
die sich in der Vergangenheit als wenig verlässlich erwiesen hat ,  der eher 
vorsichtigen Prognose (oder eher Extrapolation) alters- und geschlechts­
spezifischer Erwerbsquoten durch d ieselbe Institution, und auf einer Ext­
rapolation der Nachfrage nach Arbeit (beschäftigte Unselbstständige und 
Selbstständige) durch den Autor. Die Prognosen werden im Laufe der Zeit 
revidiert werden, und manche der Variablen, wie etwa Zuwanderung oder 
Erwerbsquoten ,  können politisch gesteuert werden und sol len das auch. 
Hypothesen über den Wirtschafts- und gesellschaftl ichen Handlungsbe­
darf abzuleiten, ist ja geradezu der Sinn solcher Testrechnungen , deren 
Zweck es ist, Potenziale abtasten. Bei al ler unvermeid lichen Unschärfe 
bestätigt das Szenario die Vermutung, dass Arbeitslosigkeit cet. par. auch 
in den nächsten fünfzehn Jahren ein ernstes Problem bleiben wird, dass 
sich die Situation dann aber vermutl ich umkehren wird. Das bedeutet, 
dass Maßnahmen zur Erhöhung der Erwerbsquote, wie sie von der OECD 
und der EU im Zuge des Lissabon-Prozesses gefordert werden , in abseh­
barer Zeit eher kontraproduktiv wirken, und stärkere Zuwanderung wie 
forcierte Tei lnahme am Erwerbsleben erst in etwa eineinhalb Jahrzehnten 
arbeitsmarktpolitisch zweckmäßig sein werden. 

4. Was sollte aus der Pensionsdebatte gelernt werden? 

Aus der Tatsache, dass die Finanzierung der Pensionen ,  auch im 
Rahmen des Umlageverfahrens, sehr viel weniger gefährdet ist ,  als üb­
licherweise behauptet wird ,  darf nicht geschlossen werden , dass kein  
Reformbedarf bestehtY Alle Schätzungen dieser Arbeit gingen bereits 
von einem einheitl ichen Pensionsantrittsalter von 65 Jahren aus; das be­
deutet, dass effiziente Maßnahmen gesetzt werden müssen ,  um dieses 
Ziel auch tatsächlich zu erreichen. Dazu gehören keineswegs bloß ge­
setzliche Maßnahmen das Pensionsantrittsalter betreffend, sondern, 
mehr noch, Gesundheitsschutz-, Aus- und Weiterbi ldungsmaßnahmen , 
die es den Arbeitskräften ermögl ichen, bis zu diesem Alter effizient tätig 
zu sein .  Dazu gehören weiters erheblich flachere Altersprofi le der Ent­
lohnung, aber auch eine Anpassung der Arbeitsplätze und - eventuell 
Arbeitszeiten - an die Fähigkeiten und Bedürfnisse älterer Menschen. Am 
anderen Ende der Altersskala bedarf es Ausbildungsmaßnahmen für die 
auf den Arbeitsmarkt neu Eintretenden, zu einem nicht geringen Tei l  Ein­
wanderer erster oder zweiter Generation. 

Zweitens bedarf es einer Umgestaltung des Transfersystems: Die Ge­
samtbelastung steigt - wie gezeigt wurde - nur deswegen relativ wenig, 
weil die höheren Aufwendungen für Alterspensionen durch geringere für 
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Frühpensionen, Arbeitslosenunterstützung und Aufwendungen für Kinder 
weitgehend kompensiert werden. Das bedeutet, dass erhebliche Transfers 
zwischen den verschiedenen Finanzierungseinrichtungen bzw. -töpfen er­
forderlich sein werden; angesichts der herrschenden Lagermental ität und 
des unsäglichen Denkens in Finanzierungstöpfen dürften die dafür er­
forderlichen gesetzlichen Maßnahmen enorme politische Anstrengungen 
erfordern . Mögl icherweise werden auch mäßige Erhöhungen der Sozi­
alversicherungsbeiträge und/oder eine Erweiterung der Beitragsgrund­
lagen erforderlich sein ,  die jedoch , wie Umfragen klar zeigen , von der 
Bevölkerung akzeptiert würden ,  eher wohl als ein höheres Pensionsan­
trittsalter. 28 

Drittens werden die Voraussetzungen für die in der Erwerbspersonen­
Prognose unterstellte Erhöhung der Frauenerwerbsquote erst geschaffen 
werden müssen: Dabei geht es nicht bloß um die viel diskutierte Schaf­
fung von Kindergartenplätzen und Tagesschulen, sondern auch um die 
Anpassung der Öffnungszeiten der Betreuungseinrichtungen (im Ta­
ges- wie im Jahresverlauf) an die Berufs- und Urlaubszeiten und um die 
Verbesserung des öffentlichen Nahverkehrs. Es geht aber auch um die 
Bereitstel lung von Arbeitsplätzen ,  die mit der Betreuung von Kindern kom­
patibel sind, also anständige, sichere Teilzeitarbeitsplätze und vor allem 
stabile Arbeitsplätze mit vorausplanbarer Arbeitszeit.29 

Über die konkrete Pensionspolitik h inaus stel lt sich die Frage des Um­
gangs von Wissenschaft und Pol itik mit unzuverlässigen Prognosen.  Ei­
nerseits müssen die Pensionspolitik und die Arbeitsmarktpol itik langfristig 
ausgerichtet sein ,  damit sich die Bürgerinnen daran orientieren und ihr 
Verhalten planen können; anderseits können falsche Prognosen die Poli­
tik erheblich i rreleiten,  wie das in dem hier untersuchten Fall wenigstens 
teilweise passierte. Die Hauptaufgabe fäl lt dabei der Wissenschaft zu . 
Sie darf sich zunächst nicht dazu verleiten lassen,  durch ,dramatische' 
Darstellung der Prognosen Aufmerksamkeit auf sich zu ziehen.30 

Noch wichtiger aber ist es, die jeweils kritischen Annahmen genau 
herauszuarbeiten: Üblicherweise berechnen die Demografen, um die 
Unsicherheit zu berücksichtigen , mehrere Varianten, die sich durch un­
terschiedliche Annahmen über Fertilität, Lebenserwartung und Zuwan­
derung unterscheiden. Abgesehen davon, dass von den in Österreich 
vorgestellten neun Varianten ohnedies nur die Hauptvariante breiter be­
kannt ist und diskutiert wird,31 geraten i. d. R. Fertil ität und Lebenser­
wartung ins Zentrum der öffentl ichen Diskussion , obwohl sie mittelfris­
tig relativ weniger bedeutend sind als die lmmigration.32 Es läge an den 
Demografen, die kritischen, für das Ergebnis relevanten Annahmen im 
Detail herauszuarbeiten und zur Diskussion zu stellen. Bei der gegen­
wärtigen Bevölkerungsprognose hätten das die Annahmen über die Zu­
wanderung, bei der Erwerbspersonenprognose die Annahmen über Zu-
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wanderung und Erwerbsquoten sein müssen; gerade die Annahmen über 
die Zuwanderung werden jedoch in wenigen Zeilen abgetan ,33 und auch 
die alternativen Szenarien34 erscheinen wenig plausibel und werden mit 
keinem Wort begründet. Schließlich müssten sich die Demografen gegen 
Fehl interpretation ihrer Prognosen öffentlich zur Wehr setzen ,  etwa gegen 
den unmittelbaren Schluss von der steigenden Altersbelastung auf die 
Pensionsfinanzierung (anstatt diesen selbst in ,amtlichen' Publ ikationen 
noch zu fördern).35 

Für die Politik folgt aus der Unzuverlässigkeit von längerfristigen Prog­
nosen keineswegs der Verzicht auf deren Verwendung; zu fordern ist 
vielmehr ein verantwortl icher Umgang. Die tägliche Praxis hält zwar von 
Prognosen wenig, legt sie aber dennoch der jeweiligen Politik unkritisch 
zugrunde. Verantwortl icher Umgang würde bedeuten, Prognosen stets 
dann einem breiten Prozess kritischer Evaluierung und Diskussion zu un­
terwerfen, wenn sie die Basis weit reichender Entscheidungen sind . Für 
die Bevölkerungs- und Erwerbspersonen-Prognosen, die Grundlagen der 
Pensionspolitik, der Famil ienpolitik, der Arbeitsmarkt-, Zuwanderungs­
und Bildungspolitik sind , wäre das wohl zu fordern gewesen. 

Anmerkungen 

* Der Autor dankt Julia Bock-Schappelwein und Ewald Walterskirchen für wertvolle An­
regungen und Verbesserungsvorschläge; die Verantwortung trägt selbstverständlich 
er allein. 

1 "Altern ist Leben" vom 1 0.-1 3. 3. 2005 in Wien: Tichy (2005). 
2 ln diesem Zusammenhang sind das keineswegs bloß die beim Arbeitsamt registrier­

ten, sondern auch die ,versteckten Arbeitslosen', die arbeiten wollen, aber nicht kön­
nen, insbesondere Schulungsteilnehmerlnnen, Lehrstellen Suchende oder Personen, 
die die Stellensuche mangels Erfolg aufgegeben haben. 

3 Hanika (2005). 
4 Weil die Erwerbsquote der 1 5- bis 1 9-Jährigen bereits unter 40% liegt und infolge 

steigender Ausbildungszeiten laufend weiter fällt, erscheint es sinnvoll ,  für Prognosen 
von 20-65 Jahren als, erwerbsfähigem Alter' auszugehen. 

5 Die Forderung nach einer verstärkten Spartätigkeit mag in den USA mit ihrer extrem 
niedrigen Haushaltssparquote und dem Finanzierungsbedarf eines hohen Budgetde­
fizits gerechtfertigt sein, nicht jedoch in Europa und schon gar nicht in Österreich und 
Deutschland, wo die Konjunkturschwäche überwiegend auf die Schwäche des privaten 
Konsums zurückgeht. 

6 Tichy (2004). 
7 Für eine breitere Diskussion siehe Tichy (2005), wo auch die relevante Literatur 

zitiert wird. 
8 Zu den gängigen Vorurteilen gehört, dass die Produktivität mit steigendem Alter sinkt. 

Das ist selbst für den Einzelnen keineswegs sicher und kann für Firmenbelegschaften 
oder ganze Gesellschaften empirisch nicht nachgewiesen werden. Siehe dazu die Li­
teraturübersicht in Tichy (2006). Eine leichte Verringerung der oben verwendeten Pro­
Kopf-Produktivität könnte sich allerdings aus dem zunehmenden Trend zu Tei lzeitjobs 
ergeben, die zwar die Stunden-, nicht jedoch die Pro-Kopf-Produktivität erhöhen. 
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9 Als Rendite wird dabei die Verzinsung der Einzahlungen verstanden; beim Umlage­
verfahren sind die Sozialversicherungsbeiträge die Einzahlungen, die Pensionen die 
Auszahlungen; wenn sich beide ( Indexierung) nach der Ueweiligen) Lohnhöhe richten, 
entspricht die Rendite dem Lohnwachstum. Bei Kapitalstocksystemen entspricht die 
Rendite dem Kapitalmarktzins (zu dem die Prämien angelegt werden) abzüglich der 
Verwaltungskosten. 

10 Börsch-Supan ( 1 999, 168) rechnet sogar mit einer "rate of return on savings funneled 
into the German business sector" von real 7 bis 8%, McKinsey ( 1 996) von real 7% für 
die USA und real 7% für Japan. 

11 Dieser Aspekt spielte in der Debatte des ausgehenden 20. Jahrhunderts eine zent­
rale Rolle; seither sind die ,Renditen' beider Systeme zurückgegangen, und die Kapital­
marktanlagen haben durch Aktienkursschwankungen und niedrige Obligationenzinsen 
vielfach an Wert eingebüßt. Siehe Wissenschaftlicher Beirat ( 1 998); Sinn (2000). 

12 Westerheide (2000). 
1 3  Sudden ( 1 997); Diamond ( 1 998); Murthi (2001 ) .  
14 Okansen (2001 )  12 .  
1 5  Die Bevölkerung war bereits 2005 durch zu  geringe Fortschreibung der Volkszäh­

lungsergebnisse und unterschätzte Zuwanderung höher als 2003 geschätzt. 
16 Hanika (2005) 990. 
17 Die Prognose nimmt an, dass die Fertilitätsrate von derzeit 1 ,4 auf 1 ,5 steigt, das 

Fertil itätsalter von 29 auf 31 Jahre, die Lebenserwartung von 76Y" (Männer) und 82 
Jahren (Frauen) auf 84Y" und 89 Jahre. 

18 Neben dem Hauptszenario berechnet Statistik Austria acht weitere Szenarien bzw. 
Varianten (die Bezeichnungen werden offenbar synonym verwendet), die al lerdings 
bloß am Schluss des Artikels in jeweils wenigen Zeilen behandelt werden. Unter ihnen 
befindet sich eine "Hohe Wanderungsvariante (mittlere Fertilität und Lebenserwartung)" 
und eine "Niedrige Wanderungsvariante (mittlere Fertilität und Lebenserwartung)". Ers­
tere rechnet "langfristig mit einem Zuwanderungsvolumen von 1 20.000 anstelle von 
1 00.000 Personen", Letztere von 80.000 (Hanika (2005) 989). 
Da es in Österreich seit Jahren zu einer Netto-Abwanderung von In ländern kommt, 
wird die Netto-Zuwanderung von Ausländern nach derzeitigem Kenntnisstand sogar 
um 5.000 bis 1 0.000 Personen über der Netto-Zuwanderung insgesamt liegen. 

19 Der Begriff Ausländerquote ist deswegen unter Anführungszeichen, weil viele der 
Zuwanderer 2050 bereits Österreichische Staatsbürger sein werden, was aber - erfah­
rungsgemäß - an der gesellschaftlichen Problematik wenig ändert. 

20 65-Jährige und Ältere in Prozent der 20- bis unter 65-Jährigen. 
21 Unter 20-Jährige und 65-Jährige und Ältere in Prozent der 20- bis unter 65-Jährigen. 
22 Demografische Gesamtbelastungsquote plus Arbeitsmarkt-Belastungsquote. 
23 ÖROK (2004) 1 05ff. 
24 Gegen die hier, wie in Tichy (2005), getroffene Annahme eines markanten Rück­

gangs der Arbeitslosenrate als Folge der Anspannung des Arbeitsmarkts wird vielfach 
eingewendet, dass ein nicht unerheblicher Teil der gegenwärtigen Arbeitslosigkeit auf 
unzureichende Qualifikation der Arbeitskräfte (mismatch) zurückzuführen sei. Ohne 
den Bedarf an besserer Ausbildung zu leugnen, muss doch betont werden, dass bei 
dem gegenwärtigen Überangebot an Arbeitskräften die besser ausgebi ldeten Arbeits­
kräfte die weniger qualifizierten verdrängen und es dadurch vielfach sogar zu einer 
Überqualifizierung kommt. Bei Arbeitskräftemangel wird sich zeigen, dass viele Tätig­
keiten, nach Einschulung, auch weniger Qualifizierten übertragen werden können. 

25 Marterbauer (2006) 1 3. 
26 Der hohe Zuwachs der Zahl der Beschäftigten ergibt sich z. T. aus der Verschiebung 

von Vol lzeit- zu Teilzeitstellen, die überwiegend nachfragebedingt (im Interesse der Fir-
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men) sein dürfte. Unter der Annahme, dass sich an dieser Tendenz wenig ändert, wofür 
die Prognosen steigender Frauen· und Dienstleistungsbeschäftigung spricht, ist das für 
die vorliegenden Überlegungen wenig relevant. 

'Z7 Siehe dazu auch die Ausführungen in Tichy {2005). 
zs Tichy (2005) 122ft. 
29 Perssan (2002). Es ist kein Zufall, dass in den skandinavischen Ländern ein großer 

Teil der Frauen im öffenllichen Dienst beschäftigt ist und dass auch in Österreich Be· 
rufe mit planbarer Arbeitszeit (Lehrerinnen, Richterinnen, öffentlicher Dienst generell) 
zunehmend ,verweiblichen'. 

30 Siehe dazu etwa die in Abschnitt 1 zitierten Ausführungen von Hanika (2005). 
31 Was schon durch deren ,amtliche' Bezeichnung als .Hauptvariante" nahe gelegt wird. 
32 Hanika (2005). 
33 Ebendort 977. 
34 Ebd. 989f. 
3$ Dass die Medien auf solche Aussagen ,aufspringen', sollte nicht verwundern. 
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Zusammenfassung 

ln einer vorhergehenden Studie hatte der Autor gezeigt, dass die übliche Argumentation, 
dass jeder ,Junge' in Zukunft doppelt so viele ,Alte' erhalten müsse, zwar nicht unrichtig, 
aber irreführend ist. Betroffen seien nicht alle, sondern bloß die arbeitenden Jungen, und 
diese müssten nicht bloß die ,Alten', sondern alle Nicht-Arbeitenden erhalten, also auch 
Kinder und Jugendliche, Arbeitslose und Frühpensionistlnnen. Schon derzeit müsse jeder 
Arbeitende einen Nicht-Arbeitenden erhalten; die Relation werde sich in Zukunft bloß ge­
ringfügig verschlechtern, weil zwar mehr ,Alte', aber weniger aus den anderen Gruppen 
erhalten werden müssten. Da dafür auch ein merklich gestiegenes Volkseinkommen zur 
Verfügung stehen werde, sei die Pensionsfinanzierung keineswegs so dramatisch, wie 
üblicherweise dargestellt. Seither wurde die Bevölkerungsprognose dramatisch geändert: 
Die Bevölkerung wird nicht schrumpfen, sondern weiter wachsen, und die Bevölkerung 
im erwerbsfähigen Alter wird erst 2020 und nicht schon 201 0  abnehmen. Das mildert 
zwar die Probleme der Pensionsfinanzierung, doch zeigt eine Testrechnung, dass dadurch 
ernste Arbeitsmarktprobleme entstehen: Die erhoffte demografische Entlastung des Ar­
beitsmarkts verschiebt sich , und ohne wirksame Gegenmaßnahmen ist eine merkliche 
Entspannung des Arbeitsmarkts erst in etwa zwei Jahrzehnten zu erwarten. 
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Einkunftsentwicklung und -verteilung 
gemäß Einkommensteuerstatistik 

Tobias Schweitzer1 

1. Einleitung 

Der vorliegende Artikel stellt die Entwicklung und die Verteilung der zu 
versteuernden Einkommen der einkommensteuerpfl ichtigen Personen 
Österreichs dar. Aufbauend auf Arbeiten von Chaloupek (1 978, 1 980) 
und Streissler ( 1 994) , welche dieses Thema für den Zeitraum 1 953 bis 
1 990 abhandelten, soll hier eine Aktualisierung für den Zeitraum 1 992 bis 
2002 vorgenommen werden. Weiters sollen die langfristigen Entwicklun­
gen über die Beobachtungszeiträume erläutert werden. 

Nach einer Beschreibung und Beurteilung der Repräsentativität des Da­
tenmaterials folgen Analysen zur Entwicklung der Durchschnittseinkom­
men, zur Zusammensetzung der Einkommen und zur Verteilung innerhalb 
der einzelnen Einkunftsarten .  

Beim Vergleich mit anderen Datenquellen sind manche Darstellungen 
heute nicht mehr möglich, da es z. B. in der Volkwirtschaftl ichen Gesamt­
rechnung (VGR) zu Umstel lungen gekommen ist. Bis 1 997 wurde in der 
VGR in der heterogenen Gruppe der Nicht-Lohneinkommen zwischen 
Gewinnen von Kapitalgesellschaften und Gewerbebetrieben,  Einkommen 
aus freien Berufen und aus Besitz von Finanzvermögen u nd Immobil ien 
unterschieden.  Diese Differenzierung wurde eingestellt und ersetzt durch 
die so genannten "Nichtfinanziellen Sektorkonten" . Diese Gl iederung ist 
zwar stellenweise feiner, bringt aber auch Nachteile mit sich : Die Unter­
scheidung zwischen Einkommen aus Selbstständiger Arbeit, Gewerbe 
und Land- und Forstwirtschaft ist nicht mehr möglich, und für die Kate­
gorien der neuen Gl iederung wurde keine ausreichende Rückrechnung 
in die Vergangenheit vorgenommen, was einen historischen Vergleich un­
mögl ich macht. 

2. Datenmaterial 

Gerade bei der Analyse von Vertei lungsdaten ist es notwendig, die 
Repräsentativität des Datenmaterials anhand von anderen Quellen zu 
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prüfen. Hierfür werden in diesem Artikel 
der Kammern der freien Berufe, der Sozi 

Daten aus dem Mikrozensus, 
alversicherung und der Volks­
rgleich herangezogen. Bei der wirtschaftl ichen Gesamtrechnung zum Ve 

Evaluierung der Einkommensteuerstatisti 
Unterscheidung zwischen der Anzahl von 

k ist zweierlei zu beachten : die 
Fällen nach Einkunftsarten und 
en und weiters das Phänomen 
or). 

jener nach schwerpunktmäßigen Einkünft 
der Nul lfälle (es l iegt keine Steuerpflicht v 

Die Nullfälle nahmen im Beobachtungsz eitraum beinahe gleich stark zu 
Jahr 2002 205.01 2 Fäl le, was 
n lagungsfälle entspricht. 

wie die Steuerfälle. Ihre Zahl betrug im 
einem Anteil von 27% der gesamten Vera 

Tabelle 1 :  Nullfälle und "Nul lfällequote" 

1 992 1 996 1 999 2002 

Steuerfälle 395.858 491 .481 5 1 7 . 1 08 553.906 

Nul lfälle 1 58.864 1 83.897 1 90.724 205.01 2  

� Veranlag ungsfälle 554.722 675.378 707.832 758.91 8 

Nul/fälle-Quote 28,6% 27, 2% 26,9% 27, 0% 

Quelle: Statistik der Einkommensteuer 1 992, 1 996, 1 999 & 2002 

Zur Unterscheidung von al lgemeinen u nd schwerpunktmäßigen Ein­
nkunftsart , aus der die höchste 
ktmäßige. Es können pro Per­
ftsarten anfallen, jedoch kann 

chwerpunktmäßig sein .  Im Jahr 

künften ist Folgendes festzuhalten . Die Ei 
Einkunft bezogen wird, ist die schwerpun 
son Einkünfte aus verschiedenen Einkun 
pro Person jeweils nur eine Einkunftsart s 
2002 hatte der durchschnitt l iche Einkorn mensteuerpfl ichtige Einkünfte 

2 1 ,9). ln diesem Art ikel soll der 
gen Einkommen gelegt werden . 

tungszeitraum wie folgt: 

aus 1 ,8 Kategorien (im Vergleich dazu 1 99 
Fokus vor allem auf die schwerpunktmäßi 
Diese entwickelten sich über den Beobach 

Im Durchschnitt al ler Einkunftsarten na hmen die Fälle von 1 992 bis 
der Land- und Forstwirtschaft 2002 um 40% zu , dabei liegen die Fälle 

im Durchschnitt , jene der Selbstständige 
beit sind überdurchschnitt lich angestiege 

n und N ichtselbstständigen Ar­
n ,  und die Fälle aus KapitaF, 

ge E inkünfte entwickelten sich 
künften versteht man Spekulati­
eil igungen, Einkünfte aus gele­

Vermietung und Verpachtung und Sonsti 
unterdurchschnitt l ich. Unter sonst igen Ein 
onsgeschäfte und Veräußerungen von Bet 
gentl iehen Vermitt lungen und aus Vermiet ung beweglicher Gegenstände 

echt l iehen Körperschaften,  so­
bstständiger Arbeit fal len. 

sowie Funktionsgebühren von öffentlich-r 
weit sie nicht unter Einkünfte aus nichtsei 

Die Anteile der Fälle der einzelnen Gru 
folgt dar: Die Nichtselbstständigen weisen 
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Tabelle 2: Einkunftsart schwerpunktmäßig (nach Fällen) 

1 992 1 996 1 999 2002 
Index 

(1992=100) 

Land- und Forstwirtschaft 5. 1 06 4.556 5.41 0 7 . 1 22 1 39 

Selbstständige Arbeit 39.648 50. 1 1 9  52.323 59.851 1 5 1  

Gewerbebetrieb 93. 1 92 95.807 1 02.788 1 1 5.7 12  1 24 

Nichtselbstständige Arbeit 230.638 309. 1 76 325.238 341 .881 1 48 

Kapital, Vermietung und Ver-
27.273 31 .823 31 .349 29.340 1 08 

pachtung, Sonstige Einkünfte 

Summe 395.857 491 .481 517. 108 553.906 1 40 

Quelle: Statistik Austria: Statistik der Einkommensteuer 1 992, 1 996, 1 999, 2002 

auf, trotz rückläufiger Tendenz sind die Einkünfte aus Gewerbebetrieb mit 
knapp über einem Fünftel der Fälle am zweiten Platz, an dritter Stelle 
folgen die Selbstständigen mit knapp über 1 0%.  Die Einkünfte aus Besitz 
haben einen Anteil von 5% und jene aus Land- und Forstwirtschaft gar 
nur von 1 ,5%. Unter Berücksichtigung der vorherigen Arbeiten zeigt sich, 
dass die Zunahme des Anteils bei den Unselbstständigen und die Abnah­
me bei den Gewerbetreibenden ein langfristiger Trend ist. 

Wie aussagekräftig sind nun diese angeführten Fallzahlen? 
Bei den Nichtselbstständigen und Land- und Forstwirten ist zu beachten, 

dass es sich um eine Tei lerfassung handelt. Von den Unselbstständigen 
werden nur jene berücksichtigt, die aufgrund entsprechender zusätzl icher 
Einkünfte im Nebenerwerb eine Tätigkeit verrichten oder Einkünfte aus 
Besitz aufweisen,  die einkommensteuerpfl ichtig sind . Es wird daher aus­
drücklich darauf hingewiesen, dass die derart erfassten U nselbstständi­
gen nicht repräsentativ in Anzahl und Einkommen für die gesamte Gruppe 
der Unselbstständigen sind. 

Die Land- und Forstwirti nnen sind aufgrund des Instruments der steu­
erlichen Pauschalierung3 in der obigen Aufstel lung stark unterrepräsen­
tiert. Im Vergleich zu den Daten des Mikrozensus4 zeigt sich , dass gerade 
6% der Land- und Forstwirtl nnen5 schwerpunktmäßig als Steuerfall in der 
Einkommensteuer erfasst werden . Im Mikrozensus sind im Gegensatz zu 
dieser Aufstellung die erfassten Fälle zudem rückläufig. 

ln den Daten der Sozialversicherung zeigt sich, dass die Zahl der Pflicht­
versicherten in der Gewerblichen Selbstständigen Krankenversicherung 
in der Dimension ähnl ich ist, jedoch stärker zunahm als die Summe der 
Gewerbetreibenden und Selbstständigen in der Einkommensteuersta­
tistik. Waren 1 992 noch 1 50.895 Personen pfl ichtversichert, waren dies 
2002 bereits 266.971 (+77%). Weder die Schwerpunktfälle noch die Ge­
samtsumme der Steuerfälle dieser beiden Kategorien wiesen eine der-
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maßen starke Dynamik auf, was darauf schließen lässt, dass der Anteil 
der Pflichtversicherten im Nebenerwerb stark stieg.6 

Die Entwicklung der Selbstständigen stimmt in der Tendenz mit den Sta­
tistiken der Kammern der Freien Berufe überein.7 

Tabelle 3: Mitgl ieder' der Kammern der freien Berufe 

1 992 1 996 1 999 2002 
Index 

(1992=1 00) 

Ärztinnen 28. 1 93 32.055 33.781 36.535 1 30 

Tierärztinnen mit Praxis 1 .294 1 .512  1 .728 1 .903 1 47 

Dentistinnen 403 260 1 80 1 32 33 

Selbstständige Apothekerinnen 1 .066 1 . 1 31 1 . 1 82 1 .223 1 1 5  

Notarinnen 995 1 .086 769 814  82 

Patentanwältinnen 50 56 51 54 1 08 

Rechtsanwältinnen 2.996 3.356 3.857 4.332 1 45 

Wirtschaftstreuhänderinnen 4.453 5. 1 58 6. 1 74 8 . 1 72 1 84 

Ziviltechnikerinnen 4.887 5.532 5.805 5.963 122 

Summe 44.337 50.1 46 53.527 59.128 1 33 

Quelle: Statistik Austria & Österreichisches Statistisches Zentralamt Statistische Jahrbü­
cher 1 994, 1 998, 2000 & 2003 und Österreichische Ärztekammer, 

Die einzelnen Selbstständigenberufe haben sich jedoch recht unter­
schiedl ich entwickelt. Während die Fallzahl bei Dentist innen und Nota­
rinnen zurückging, verdoppelten sich jene von Wirtschaftstreuhände­
rinnen im Beobachtungszeitraum beinahe. Ebenfalls überdurchschnittlich 
nahmen die Fallzahlen von Tierärzt innen und die Rechstanwältinnen zu . 

Wird d ie Zahl der Selbstständigen aus der Einkommensteuerstatistik 
mit den Daten des Mikrozensus vergl ichen, so zeigt sich, dass die Über­
einstimmung für das Jahr 2002 trotz einer abweichenden Methodik9 zwi­
schen den beiden Quellen mit 85% relativ hoch ist. 

Beim Gewerbe ist die Veränderung der Fälle im Beobachtungszeitraum 
mit einer Zunahme von 29% im Mikrozensus ähnlich , jedoch ist die Erfas­
sungsquote mit ca. 60% geringer. 10 

Bei der letzten Kategorie Einkommen aus Kapital ,  Vermietung und Ver­
pachtung, sonstige Einkünfte sind steuerrechtliche Veränderungen zu be­
achten. ln den Jahren 1 992/93 wurde die Endbesteuerung von Zinsen auf 
Sparein lagen und festverzinsliche Wertpapiere eingeführt. 1 1  Dies wirkte 
sich auch auf die Fallzahlen besonders beim Kapital aus. 

Der überwiegende Teil der Kapitaleinkommen wird seit d ieser Reform 
nicht mehr im Zuge der Einkommensteuererklärung deklariert, sondern 
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Tabelle 4: Aufsplittung i m  Bereich Besitz (in Fällen) 

1992 1 996 1 999 200 2 
Index 

(1 992=100) 

Kapital 4.658 2 .1 1 5  2 . 169 2.8 1 1  60 

Vermietung und Verpachtung 20.845 26.691 26.454 24.6 34 1 1 8 

sonstige Einkünfte 6.557 6.540 6 . 1 55 5.0 96 78 

Quelle: Statistik Austria: Statistik der Einkommensteuer 1 992, 1 996, 1 999, 2002 

mit der Kapitalertragsteuer (KESt) end besteuert, was den scharfen Bruch 
in der Datenreihe von 1 992 auf 1 996 erklärt. Die Fallzahlen der sonstigen 
Einkünfte weisen über die Jahre h inweg eine rückläufige Tendenz auf. Die 
Fälle aus Vermietung und Verpachtung legten im Vergleich zu 1 992 zu . 

Nach Mikrozensus, Kammern der freien Berufe und Sozialversicherung 
als Vergleichsquellen soll abschließend die Abbi ldung der einkommen­
steuerpfl ichtigen Bezüge in der Volkswirtschaftl ichen Gesamtrechnung 
(VGR) geprüft werden . Dies soll anhand der Nachweisquote - Verhält­
nis der Einkommen aus der Einkommensteuerstatistik zu den entspre­
chenden Einkommen der VGR - gemessen werden . 

Chaloupek zeigte, dass die Nachweisquote zwischen 1 953 und 1 970 
annähernd stabi l  blieb, während Streissler nachwies, dass diese zwi­
schen 1 973 und 1 987 stark von ca. 50% auf unter 30% zurückging. Mit 
1 995 wurde die VGR umgestellt, und die Arbeiten von Chaloupek und 
Streissler konnten deshalb nicht fortgesetzt werden. 

l n  der folgenden Tabelle werden die Selbstständigeneinkommen aus 
den Nichtfinanziellen Sektorkonten der VGR12 den Bruttobezügen aus der 
Einkommensteuer abzüglich der dort erfassten Einkünfte aus unselbst­
ständiger Tätigkeit gegenübergestel lt. Eine Unterscheidung zwischen 
Einkunftsarten wie Gewerbebetrieb, Selbstständiger Tätigkeit sowie Land­
und Forstwirtschaft ist im Gegensatz zu früher nicht mehr möglich. 

l n  der neuen Methodik ist die Nachweisquote wieder etwas höher und 
volatiler. Sie pendelt zwischen 41 ,4 und 44,4 Prozent. Im Gegensatz zu 
früheren Jahren ist die Bezugsgröße in der VGR eher unterschätzt, und 
es wäre daher eine höhere Nachweisquote zu erwarten gewesen . 1 3  Eine 
eindeutige Richtung bei der Entwicklung der Nachweisquote ist nicht fest­
stel lbar. 

Marterbauer und Guger (2004) gehen im aktuellen Sozialbericht auf 
die Nachweisquoten ein und verweisen darauf, dass hierbei jedoch auch 
die erheblichen methodischen Unterschiede zwischen den beiden Dar­
stellungen zu beachten seien.  Die Gewinne laut VGR sind mit jenen laut 
Einkommenssteuerstatistik nicht unmittelbar vergleichbar. Der Betriebs­
überschuss der VGR weicht erheblich vom steuerlichen Gewinnbegriff 
ab. Auch werden Forderungsverluste unterschiedlich behandelt. Eben-
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Tabelle 5: Nachwei squote "neu" der Einkommensteuerstatistik in 
der VGR 

Jahr 
Selbstständige neinkom­

VGR 

Eink. in d. ESt-Statistik 
ohne Einkünfte aus 
unselbst. Tätigkeit 

Nachweisquote 
men aus 

in Mrd. Euro in Prozent 

1 995 1 8,9 7,9 41 ,9% 

1 996 1 9,6 8,5 43,4% 

1 997 1 9,5 8,6 44,4% 

1 998 20,5 8,7 42,3% 

1 999 21 ,5 9,4 43,8% 

2000 23,0 9,5 41 ,4% 

2001 23,8 1 0,3 43,4% 

2002 24,3 1 0,7 44,0% 

Quelle: Statistik Austria, Volk wirtschaftliche Gesamtrechnungen 1 976-2004, Wien 2005 

falls zu berücksichtig en sind die steuerl ichen Gestaltungsmöglichkeiten 
rpfl ichtigen. der Einkommenstaue 

Streissler ( 1 994, S. 1 7 1 )  folgerte deshalb, dass aufgrund der geringen 
t unmittelbar auf die Höhe der Steuerh interziehung 
könne. 

Nachweisquoten nich 
geschlossen werden 

3. Durchsch nittseinkommen nach Schwerpunkten 

l n  der Einkommenst euerstatistik wird jene Einkunftsart als Schwerpunkt 
eieher die höchsten Einkünfte bezogen werden . Wie 
Schwerpunktfälle entwickelte, wurde bereits darge­
die Entwicklung der Durchschnittseinkommen nach 

herangezogen, aus w 
sich die Anzahl der 
stellt. Tabel le 6 zeigt 
Einkunftsarten:  

Bei den durchschnit tlichen zu versteuernden Einkommen nach Schwer­
ass die Selbstständigen mit 65.780 Euro 2002 am 
s folgen die Einkommen aus Besitz mit 43.231 Euro, 
treibenden mit 39.080 Euro, die Nichtselbstständi­
und abgeschlagen die Land- und Forstwirti nnen mit 
verlauf blieb diese Rangordnung der einzelnen Ein­
stabi l .  Einzige Ausnahme stellten hierbei die Einkünf­

punkten zeigt sich , d 
meisten verdienten. E 
danach die Gewerbe 
gen mit 29.083 Euro 
1 9 . 1 46 Euro. Im Zeit 
kommenskategorien 
te aus Besitz (Kapital , Vermietung und Verpachtung, Sonstige Einkünfte) 

en sich über den Zeitverlauf von 1 953 bis 2002 vom 
en Rang.14 

dar. Diese verbessert 
letzten auf den zweit 

Im Beobachtungsz eitraum sticht die Einkommensentwicklung der Un­
kant hervor. Diese Einkunftsart weist mit +21 %  die selbstständigen mar 
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Tabelle 6: Durchschnittseinkommen nach Einkunftsarten (in Euro) 
pro Jahr 

Einkommensschwerpunkt 1 992 1 996 1 999 2002 
Index 

(1 992=1 00) 

Land- und Forstwirtschaft 1 7.416  1 9.928 20.225 1 9. 146 1 1 0 

Selbstständige Arbeit 59.51 9 62.841 65.7 19  65.780 1 1 1  

Gewerbebetrieb 34. 1 03 38.925 37.583 39.080 1 1 5 

Nichtselbstständige Arbeit 24.060 25.951 27.51 6 29.083 121  

Kapital, Vermietung und Ver-
38.506 35.348 46.245 43.231 1 1 2 

pachtung, Sonstige Einkünfte 

Quelle: Statistik Austria: Statistik der Einkommensteuer 1 992, 1 996, 1 999, 2002 

stärkste Zunahme auf, die anderen Einkommensgruppen verzeichneten 
Steigerungen zwischen 1 0% und 1 5% .  An dieser Stelle sei noch einmal 
auf die mangelnde Aussagekraft der Daten bezüglich der Grundgesamt­
heit der unselbstständig Beschäftigten hingewiesen, es sind nämlich nur 
jene erfasst, die aufgrund zusätzl icher Einkünfte einkommensteuerpfl ich­
tig sind . 

Tabelle 7: Durchschnittseinkommen nach Einkommensarten (in Pro­
zent des Einkommens von Gewerbebetrieben) 

Einkommensschwerpunkt 1 992 1 996 1 999 2002 

Land- und Forstwirtschaft 51 51 54 49 

Selbstständige Arbeit 1 75 161  1 75 1 68 

Gewerbebetrieb 1 00 1 00 1 00 1 00 

Nichtselbstständige Arbeit 71  67 73 74 

Kapital, Vermietung und Verpachtung, 
1 1 3 91  1 23 1 1 1  

Sonstige Einkünfte 

Quelle: Statistik Austria: Statistik der Einkommensteuer 1 992, 1 996, 1 999, 2002 

Wird das Einkommen aus Gewerbebetrieb als Bezugsgröße15 heran­
gezogen,  zeigt sich, dass die Selbstständigen etwas von ihrem relativen 
großen Vorsprung einbüßten,  die Land- und Forstwirtschaft etwas verlor 
und die Nichtselbstständigen etwas aufholten .  

Vergleicht man d ie  Ergebnisse aus Tabelle 6 mit den Einkünften aus 
Nichtselbstständiger Arbeit laut Lohnsteuerstatistik, ergibt sich folgendes 
Bi ld:  Im Jahr 2002 betrug das durchschnittl iche Einkommen der Unselbst­
ständigen 23.803 Euro (20.71 7 Euro inkl. Pensionistl nnen). Dieser Mittel­
wert lag deutlich unter sämtlichen Durchschnittswerten der Schwerpunkt­
kategorien der Einkommensteuerstatistik mit Ausnahme der Land- und 
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Forstwirtschaft. l n  den letzten Jahren holten die Unselbstständigen je­
doch auf. Allein seit 1 99416 legten die Bezüge der Arbeitnehmerinnen um 
ca. 1 7%17 zu.  Bemerkenswert dabei ist, dass U nselbstständige, d ie auch 
einkommensteuerpflichtige Bezüge haben, mehr verdienen als jene, die 
ausschließlich unselbstständig sind . Weiters weisen jene E inkommen 
auch eine bessere Entwicklung auf. Chaloupek hingegen beobachtete in 
seinem Artikel für die Zeitspanne von 1 953 bis 1 972 noch, dass die in der 
Einkommensteuer erfassten Unselbstständigen ein niedrigeres Durch­
schnittseinkommen aufwiesen. 18  

Im  Folgenden soll daher darauf eingegangen werden, wer h inter den 
einkommensteuerpflichtigen Unselbstständigen, deren Zahl im Beob­
achtungszeitraum um beinahe 50% zugenommen hat, steckt und wie 
sich ihre Nebeneinkünfte darstellen . Zum einen haben sich die Fälle der 
ausschl ießlich Unselbstständigen, die dennoch eine Einkommensteuer­
erklärung abgeben, mehr als verdoppelt. Im  Jahr 2002 waren dies be­
reits 77.091 Fälle; zur Verdeutl ichung: im selben Jahr werden 59.851 
Schwerpunktfälle aus Selbstständiger Arbeit registriert. Zu erklären ist 
dies dadurch, dass Einkommensteuerpfl ichtige in der Regel auch nach 
Beendigung ihrer einkommensteuerpfl ichtigen Tätigkeit oder Versiegen 
ihrer diesbezüglichen Einkünfte noch für einige Zeit verpfl ichtet sind, eine 
Einkommensteuererklärung abzugeben. Berücksichtigt man die erhöhte 
Fluktuation am Arbeitsmarkt, wird d iese Zunahme erst recht plausibel, 
denn je mehr Menschen in der Vergangenheit ein einkommensteuer­
pflichtiges Einkommen hatten,  desto größer ist auch die Anzahl  der Ein­
kommensteuerpflichtigen . 

Zum anderen nahmen auch die Fälle von Nebeneinkünften der Un­
selbstständigen zu . Wie in Tabelle 8 zu sehen ist, stiegen diese um 28% .  

Tabelle 8 :  Fälle der Nebeneinkünfte der Unselbstständigen nach Ka­
tegorien19 (in Fällen) 

1992 1 996 1 999 2002 
Index 

(1 992=1 00) 

Land- und Forstwirtschaft 1 4.769 16 .807 1 6.350 16.642 1 1 3  

Selbstständige Arbeit 45.787 61 .825 62.269 68. 1 02 1 49 

Gewerbebetrieb 69.282 82.036 79.242 81 .683 1 1 8  

Kapital 1 7 . 1 35 6.971 7. 1 95 1 3.604 79 

Vermietung und Verpachtung 73.921 1 03.040 1 1 2 . 1 59 1 1 7.298 1 59 

Sonstige Einkünfte .26.580 27.7 1 8  24.41 8 1 9.938 75 

Summe 247.474 298.397 301 .633 317.267 128 

Quelle: Statistik der Einkommensteuer 1 992, 1 996, 1 999 & 2002 
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Die Entwicklung in  den verschiedenen Kategorien ist jedoch recht unter­
schiedlich . Während die Fälle aus Sonstigen Einkünften und aus Kapital 
abgenommen haben, legten die Fälle aus Vermietung und Verpachtung 
massiv zu . Es kam zu einer Zunahme von beinahe 60% ,  und bereits über 
ein 1 /3 ( 1 1 7.298 Fälle) der Nebeneinkunftsfälle der Unselbstständigen 
fal len in die Kategorie Vermietung und Verpachtung. Mit 8 1 .683 Fällen 
auf Platz 2 l iegen noch die Einkünfte aus Gewerbetrieb, denn mit bereits 
68.683 und einer stärkeren Dynamik folgen die Einkünfte aus Selbstständi­
ger Arbeit. Abgeschlagen mit 1 6.642 folgt die Land- und Forstwirtschaft. 

Tabelle 9: Durchschnittliche Nebeneinkünfte der Unselbstständigen 
(in Euro) 

1992 1 996 1 999 2002 
Index 

{1992=100) 

Land- und Forstwirtschaft 1 . 1 89 1 . 1 73 1 .378 1 .625 1 37 

Selbstständige Arbeit 4.578 4.408 4.333 4.451 97 

Gewerbebetrieb 725 1 .331 1 .085 1 .575 2 1 7  

Kapital 3.427 2.776 2.938 1 .698 50 

Vermietung und Verpachtung 2.1 1 5  2.636 2.481 2.514  1 1 9 

sonstige Einkommen 3.833 4.003 4.332 4 . 149 1 08 

Quelle: Statistik der Einkommensteuer 1 992, 1 996, 1 999 & 2002 

Die Höhe der durchschnittl ichen Nebeneinkünfte aus Gewerbebetrieb 
und Land- und Forstwirtschaft nahm stark zu . Die sonstigen Einkünfte 
erhöhten sich geringfügig, während jene aus Kapital zunehmend nied­
riger ausfielen . Bei den Durchschnittseineinkünften jener Kategorien 
mit der stärksten Dynamik bezüglich Fallzahlentwicklung zeigt sich ein 
unterschiedliches Bild. Die Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung 
nehmen zu. Die Unselbstständigen weisen damit ähnlich hohe Neben­
einkünfte aus Vermietung und Verpachtung aus wie vorrangig Gewerbe­
treibende (3.683) und Selbstständige (2.497} .20 Im Gegensatz dazu sta­
gnieren die Selbstständigen Zusatzeinkünfte der Unselbstständigen auf 
hohem Niveau.  

Trotz der Verzerrung in der Einkommensteuerstatistik aufg rund der Mit­
einbeziehung von ausschließlich Unselbstständigen lassen sich ein ige 
Entwicklungen bezüglich der Unselbstständigen und ihrer Nebeneinkünf­
te festhalten.  Die Zunahme der Fälle aus Vermietung und Verpachtung ist 
augenfäl l ig. Wie Marterbauer und Guger (2004, S. 264) schon darlegten, 
haben mit wachsendem Wohlstand der Arbeitnehmerinnen und Pensio­
nistinnen auch der Besitz und daraus bezogenes Einkommen über die 
Jahre zugenommen .21 
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Dies sieht man auch in den kategorisierten Nebeneinkünften der un­
selbstständig Beschäftigten, gestaffelt nach Einkunftshöhe 2002 (siehe 
Tabelle 14 im Tabellenanhang) . Bei den Einkünften zwischen 20.000 und 
40.000 Euro pro Jahr - die Hälfte der einkommensteuerpflichtigen Un­
selbstständigen befindet sich in d ieser Spanne - dominieren die Neben­
einkünfte aus Vermietung und Verpachtung mit einem Anteil von 35%, 
das heißt, dass über ein Drittel dieser Unselbstständigen zusätzliche 
Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung beziehen. ln den Kategorien 
darunter und darüber spielen die Einkünfte aus Gewerbebetrieb und aus 
Selbstständiger Tätigkeit eine größere Rolle. 

Bei der Entwicklung der Nebeneinkünfte aus selbstständiger Tätigkeit 
ist hervorzuheben, dass die Fallzahl (Tabelle 8) stark wächst, jedoch die 
durchschnittliche Höhe (Tabelle 9) nominell stagniert. Ist die unselbststän­
dige Einkunft gering, ist der Anteil derjenigen, die auch Einkunft aus Selbst­
ständiger Arbeit beziehen, hoch. l n  der dominierenden Gruppe (20.000 bis 
40.000 Euro pro Jahr aus unselbstständiger Beschäftigung) spielen diese 
Zusatzeinkünfte eine untergeordnete Rolle (siehe Tabelle 1 3) .  

Die vorliegenden Daten legen dar, dass d ie Einkünfte aus Unselbststän­
diger Tätigkeit fal lmäßig und der Höhe nach auffäll ig zunahmen (verglei­
che Tabelle 6) . Bezüglich dieser Entwicklung sei allerdings einschränkend 
festzuhalten:  Der Verbraucherpreisindex22 stieg zwischen 1 992 und 2002 
um 22,2%, was bedeutet, dass mit dem Haupterwerbseinkommen durch­
wegs die I nflation nicht abgegolten wurde. Des Weiteren ist beim Ver­
gleich von Lohn- und Einkommensteuerpfl ichtigen zu beachten,  dass der 
steuerliche Gestaltungsspielraum der Selbstständigen und Gewerbetrei­
benden um einiges breiter ist, was die Ergebnisse vor allem bezügl ich des 
Niveaus stark verzerrt. Zudem spiegelt sich die relative Verbesserung der 
Bezüge der Unselbstständigen im Vergleich zu den Selbstständigen und 
den Gewinneinkommen in der Entwicklung der bereinigten Gewinn- und 
Lohnquote nicht unmittelbar wider.23 

Zwischen 1 982 und 1 992 ging die bereinigte Lohnquote zugunsten der 
Gewinnquote deutl ich zurück, der Unterschied schrumpfte um mehr als 
8 Prozentpunkte. Im Beobachtungszeitraum 1 992-2002 verkleinerte sich 
der Unterschied noch einmal um beinahe 7 Prozentpunkte. H ier muss 
angemerkt werden , dass in der Gewinnquote auch Nebeneinkommen 
Unselbstständiger (wie z. B. Gewinne aus Beteilungen oder Vermietung 
und Verpachtung) enthalten sind. Guger und Marterbauer (2005, S. 61 6) 
stellten jedoch fest: 

" ln  den letzten Jahrzehnten erhöhte sich nicht nur die Ungleichheit der 
Verteilung der Einkommen zwischen den unselbstständig Beschäftigten, 
sondern auch zwischen den Einkommen aus unselbstständiger Erwerbs­
tätigkeit und jenen aus Besitz und Unternehmung . . . .  Dies ist vor al lem ein 
Ergebnis der Zunahme der Arbeitslosigkeit und des raschen Wachstums 
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Abbildung 1 :  Entwicklung der bereinigten Lohn- und Gewinnquote 
von 1 982 bis 2002 

70 0 69,5 
· �  65,3 Lohnquote 61,9 

60.0 +-+--------------+----------------+-

50.0 +--+-------------+-------------+-
38,9 30,7 23,2 

40.0 +--+-------------+--------------,!,-
,."... _ _ ___ "..",... _ ...... ___ _ _ _ _ _ _ __.... 38,4 

30_0 ;,..; - - - - - 34,7 Gewinnquote 

30,5 

20.0+---------------------------

10.0+---------------------------

Quelle: Russinger (2005) und eigene Berechnungen 

der Vermögenseinkommen. Hohe Arbeitslosigkeit dämpft die Verhand­
lungsmacht der Gewerkschaften - ein Anstieg der Arbeitslosenquote um 
1 Prozentpunkt hat einen Rückgang der Lohnquote um mehr als 1 Prozent­
punkt zur Folge. I nnerhalb der Nichtlohnelemente des Volkseinkommens 
stiegen vor al lem die Einkommen aus Finanz- und Immobil ienvermögen 
und jene der Freiberufler. Langfristig profitieren diese Einkommensgrup­
pen stark von der Entwicklung der Einkommensvertei lung, während die 
Angehörigen der unteren Einkommensschichten, . . .  , verl ieren ." 

Tabelle: 1 0: Entwicklung der Einkommen pro Vollzeitäquivalenten (in 
Euro/indexiert auf 1 996) 

1 996 1 999 

Arbeitnehmerinnenentgelte 33.072 ( 1 00) 35.085 ( 1 06) 37.065 1 1 2) 

Selbstständigeneinkommen netto 46.648 ( 1 00) 49. 1 1 0  ( 1 05) 55.634 1 1 9) 

Quelle: WIFO-Datenbank und eigene Berechnungen; Selbstständigeneinkommen netto = 
exkl. Abschreibungen 
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ln Tabelle 1 0 ist die Höhe und die Entwicklung der Einkommen pro Kopf 
in Vollzeitäquivalenten24 laut VGR dargestellt. Es werden den Arbeitneh­
merinnenentgelten die Selbstständigeneinkommen aus den Nichtfinan­
ziellen Sektorkonten gegenübergestellt. Wie bereits erwähnt. wurden die 
Nichtfinanziellen Sektorkonten erst 1995 eingeführt, daher ist eine Darstel­
lung über den gesamten Beobachtungszeitraum nicht möglich. Betrachtet 
man nun die Entwicklung der Einkommen pro Kopf in Vollzeitäquivalenten 
wird nicht nur offensichtlich, dass die Arbeitnehmerinnenentgelte rund 1/3 
unter den Selbstständigeneinkommen (laut Tabelle 1 0) liegen, sondern 
auch, dass sie zwischen 1 996 und 2002 eine bedeutend schlechtere Ent­
wicklung (+12% zu +19%) aufwiesen - der Abstand zwischen den beiden 
Gruppen sich also vergrößerte. 

4. Zusammensetzung und Entwicklung der 
Schwerpunkteinkommen 

ln diesem Abschnitt soll auf die Zusammensetzung in den einzelnen 
Kategorien genauer eingegangen werden. Es wird jeweils der Anteil der 
Schwerpunktfälle bzw. der Schwerpunkteinkünfte an der Grundgesamt­
heit und auch die Entwicklung des Einkommensmix nach Schwerpunkten 
betrachtet. 

Tabelle 1 1 :  Schwerpunktmäßige Fälle in Prozent der jeweiligen Ka­
tegorie 

Kategorie 1992 1 996 2002 0 92-02 
Fälle in %-Punkten 

Land- und Forstwirtschaft 16,69% 15,1 1% 18,31% 22,10% 5,42% 

Selbstständige Arbeit 44,02% 42, 68% 43,46% 44,35% 0,34% 

Gewerbebetrieb 53,51% 50,1 7% 52,77% 54,99% 1,48% 

Nichtselbstständige Arbeit 85,13% 85, 62% 85,78% 85,42% 0,29% 

Quelle: Statistik Austria: Statistik der Einkorn mensteuer 1992, 1996, 1999, 2002 

Im Beobachtungszeitraum war das Verhältnis von Schwerpunktfällen25 
zu Nebenerwerb relativ stabil. Eine Ausnahme stellt hier wiederum die 
Land- und Forstwirtschaft dar, welche einen markanten Zuwachs von über 
5 Prozentpunkten verzeichnete, wenngleich nur 22, 1% der Fälle in der 
Kategorie Land- und Forstwirtschaft auch ihre Haupteinkunft aus Land­
und Forstwirtschaft beziehen. Eine gewisse Rolle spielt hierbei sicher die 
Strukturbereinigung in der Landwirtschaft. Am zweitgeringsten ist diese 
"Haupterwerbsquote" bei den Selbstständigen mit ca. 44,4%. Es folgen 
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die Gewerbebetriebe mit ca. 55,0%, und am höchsten ist die Konzentrati­
on bei den Unselbstständigen mit über 85,4%. 

Wie sieht die langfristige Entwicklung aus? Im Zeitverlauf ist ersichtl ich, 
dass der Anteil der Schwerpunktfälle der Land- und Forstwirtschaft sinkt 
ab Mitte der 50er Jahre: von 1 956 mit 61 ,4% bis 1 972 auf 25,7% und am 
Beginn des Beobachtungszeitraums auf 1 6, 7%. Seit damals steigt der 
Anteil wieder. Der Anteil der Schwerpunktfälle der Selbstständigen verrin­
gerte sich von 67,9% (1 956) auf 45% in den 1 990er Jahren. Die Schwer­
punktfälle der Gewerbetreibenden haben seit den 50er Jahren massiv an 
Anteil verloren, von 88,6% auf 53,5%. Die Entwicklung bei den Unselbst­
ständigen ist weniger stetig , jedoch war der Anteil der Schwerpunktfälle 
mit um die 65% in der Vergangenheit deutl ich geringer.26 

Tabelle 1 2 :  Schwerpunktmäßige Einkünfte in Prozent der Kategorie 

Kategorie 1 992 1 996 1 999 2002 0 92-02 

Einkünfte in %-Punkten 

Land- und Forstwirtschaft 77,54% 78,06% 77,33% 77,90% 0,36% 

Selbstständige Arbeit 88,30% 90, 1 4% 90,83% 91 ,07% 2,76% 

Gewerbebetrieb 1 01 , 1 0% 97,47% 98,90% 97,20% -3,90% 

Nichtselbstständige Arbeit 91 ,90% 92,70% 93, 1 0% 93,38% 1 ,47% 

Kapital, Vermietung und 
Verpachtung, Sonstige Ein- 66, 1 4% 62,65% 7 1 ,42% 69,61% 3,48% 
künfte 

Quelle: Statistik Austria: Statistik der Einkommensteuer 1 992, 1 996, 1 999, 2002 

Bei den Einkünften ist die Konzentration auf die Schwerpunkteinkunft 
ausgeprägter. ln  der Kombination der beiden Tabellen ist z. B. für 2002 er­
sichtl ich, dass jene 22, 1  % ,  die ihre Haupteinkünfte aus Land- und Forst­
wirtschaft beziehen, gut % der Gesamteinkünfte in dieser Kategorie für 
sich vereinnahmen . Über den Zeitverlauf haben mit Ausnahme der Ge­
werbebetriebe alle Schwerpunkteinkommen ihre Anteile erhöht. 

Wie Chaloupek ( 1 980, S. 23) aufzeigte, sind die Angaben zu Neben­
einkünften problematisch. Gerade die Gruppe der Selbstständigen wies 
bereits in der Vergangenheit in den Nebeneinkünften aus Gewerbebe­
trieb negative Einkünfte (Verluste) aus. Dies hatte beispielsweise 1 992 
zur Folge, dass das Schwerpunkteinkommen "Gewerbebetrieb" mehr als 
1 00% in der eigenen Kategorie repräsentierte. Grund für diese negativen 
Einkünfte waren die gerade bei Freiberuflerinnen beliebten Verlustbetei­
l igungen . 

Die im Tabellenanhang dargestellten Tabellen 1 5a-e zeigen die Zusam­
mensetzung der Einkünfte innerhalb einer Schwerpunkteinkommenska-
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tegorie. So ist in  der Tabel le 1 5b (Selbstständige) der bereits erwähnte 
negative Beitrag aus Gewerbebetrieb zum Gesamteinkommen der 
Selbstständigen mit -3,3% 1 992 eindeutig sichtbar, wobei der negative 
Beitrag über den Beobachtungszeitraum rückläufig ist. l n  der Gruppe der 
Personen mit Schwerpunkteinkommen aus N ichtselbstständiger Arbeit 
ist der Anteil des Schwerpunktsbezugs von 90, 1 %  in 1 992 auf 92,3% in 
2002 gestiegen , hingegen der Anteil der Zusatzeinkünfte aus Besitz um 
1 ,9 Prozentpunkte auf 3 ,4% gesunken. Auch dies dürfte mit den bereits 
erwähnten steuerlichen Änderungen bei der Kapitalbesteuerung in Zu­
sammenhang stehen . 

5. Verteilung 

Betrachtet man die Verteilung innerhalb der unterschiedlichen Einkom­
menskategorien , ist zu beachten, dass eine Darstel lung nach Schwer­
punkteinkünften aufgrund der vorhandenen Daten nicht möglich ist. Dies 
schränkt die Aussagekraft der angeführten Lorenzkurven und des Gini­
Koeffizienten etwas ein: eine Änderung in der Zusammensetzung - wie 
z. B. eine Zunahme des Anteils des Nebenerwerbs - verzerrt die Ergeb­
nisse. Weiters wurden die Verluste nicht berücksichtigt, da dies die Resul­
tate uninterpretierbar macht. 

Widmet man sich der jeweiligen Vertei lung der Einkommen zwischen 
Selbstständigen, zwischen den Gewerbetreibenden und zwischen allen 
Einkommenbezieherinnen (Einkommen- und Lohnsteuerpfl ichtige zu­
sammen)27, werden nicht nur die ungleiche Verteilung der Einkommen in 
Österreich , sondern auch die g roßen Unterschiede zwischen den einzel­
nen Gruppen ersichtlich. 

Am vergleichsweise ungleichsten stellt sich die Vertei lung innerhalb der 
Gruppe der Selbstständigen mit einem Gini-Koeffizienten von 0,71 für 
2002 dar, dicht gefolgt von den Gewerbetreibenden mit 0 ,64. Der Gini­
Koeffizient quer über alle Einkommenbezieherinnen (Einkommen- und 
Lohnsteuerpfl ichtige zusammen) betrug 2002 h ingegen "ledigl ich" 0,40. 

Hervorzuheben ist die geringe Volatil ität der Ergebnisse. Etwas Bewe­
gung in  der Verteilung ist bei der Gruppe der Gewerbetreibenden zu be­
obachten, welche tendenziell etwas ausgeglichener wurde. Dies dürfte 
vor allem mit der Zunahme des Anteils der Schwerpunktfälle zusammen­
hängen , was der Gruppe mehr Homogenität verl ieh. 

Interessant ist auch die Betrachtung der Zusammensetzung des Ge­
samteinkommens der Höhe nach. 

Aus Tabelle 1 3  ist die Zusammensetzung der Gesamteinkommen der 
- Höhe nach gestaffelt - ersichtl ich. Eine Zeile stellt jeweils 1 00 Prozent 
des Einkommens dar. ln der Spalte "Anteil der Stufe" ist ablesbar, wie viele 
Einkommensteuerpfl ichtige anteil ig in die jeweil ige Stufe fal len.  Der Anteil 
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Abbildung 2a: Lorenzkurve Lohn­
und Einkommensteuerpfl ichtige 
(ohne Verluste) 
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Quelle: Statistik Austria:  Integrierte Statistik 
der Lohn- und Einkommensteuer 1 999 und 
2002 & Eigene Berechnungen 

Abbildung 2b: Lorenzkurve Ein­
kommen aus Selbstständiger 
Tätigkeit (ohne Verluste) 
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Quelle: Statistik Austria: Statistik der Ein­
kommensteuer 1 992, 1 996, 1 999, 2002 & 
eigene Berechnungen 

Abbildung 2c: Lorenzkurve Ein­
kommen aus Gewerbetrieb (ohne 
Verluste) 
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Tabelle 1 3: Zusammensetzung der Gesamteinkommen 2002 (in Prozent) 

Stufen des zu Land- und selbst-
Gewerbe-

nichtselbst-
Kapital-

versteuernden Einkommens Forst- ständige ständige 
in 1 .000 EUR wirtschaft Arbeit 

betrieb 
Arbeit 

vermögen 

<1 0.000 4,7% 1 0,6% 35,6% 38,2% 0,8% 

1 0.000 - 25.000 2,0% 7,5% 21 ,7% 61 ,4% 0,4% 

25.000 - 50.000 0,6% 1 0,2% 1 8,4% 63,6% 0,3% 

50.000 - 1 00.000 0,4% 1 8,9% 21 ,6% 52,0% 0,4% 

1 00.000 - 200.000 0,5% 37,6% 24, 1 %  30,9% 0,6% 

200.000 - 500.000 0,4% 46,0% 25,3% 21 ,0% 0,9% 

500.000 - 1 .000.000 0,9% 38,5% 32,9% 1 6,9% 2,6% 

> 1 .000.000 0,2% 29,4% 38,8% 7,4% 3,3% 

Insgesamt 0,9% 20, 1 %  22,3% 49,0% 0,6% 

Quelle: Statistik Austria: Statistik der Einkommensteuer 2002 

Vermietung 
sonstige 

und Ver-
pachtung 

Einkünfte 

9,2% 1 ,0% 

6,0% 1 , 1 %  

5,7% 1 ,2% 

5,5% 1 , 1 %  

5 , 1 %  1 , 1 %  

4,4% 2,0% 

4,6% 3,6% 

3,7% 1 7,3% 

5,5% 1 ,8% 

Zeilen-
summe 

1 00,0% 

1 00,0% 

1 00,0% 

1 00,0% 

1 00,0% 

1 00,0% 

1 00,0% 

1 00,0% 

1 00,0% 

Anteil 
der 

Stufe 

2 , 1% 

1 4,3% 

25,3% 

21 ,4% 

1 3,6% 

9,7% 

3,0% 
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der einzelnen Einkunftsarten an der Gesamtsumme der Einkommen ist in 
der Zeile " Insgesamt" dargestellt. 

Mit der Höhe des Einkommens steigt der Anteil der "Sonstigen Einkünf­
te". Diese machen bei Einkommen über 1 .000.000 Euro 1 7 ,3% aus, bei 
geringeren Einkommen ist deren Beitrag eher zu vernach lässigen. Die 
Bedeutung der Land- und Forstwirtschaft nimmt mit der Höhe des Ein­
kommens tendenziell ab, während jene von Kapital steigt. 

Weist man den acht Stufen jeweils eine dominante Einkunftsart zu , zeigt 
sich folgendes Bi ld: Bei den Einkommensteuerpfl ichtigen bis 1 00.000 
Euro zu versteuerndes Einkommen ist die nichtselbstständige Arbeit die 
"Haupterwerbsquelle". Zwischen 1 00.000 und 1 .000.000 Euro dominie­
ren die Einkünfte aus selbstständiger Arbeit. Im Gegensatz zu den deut­
l icheren Trends bei Unselbstständigen und Selbstständigen ,  kommt es 
bei den Einkünften aus Gewerbebetrieb zu einer Polarisierung. Diese 
spielen einerseits eine maßgebliche Rolle bei Bruttojahreseinkommen bis 
zu 1 0 .000 Euro und gewinnen wieder an Bedeutung bei Einkommen von 
über 500.000 Euro. 

6. Zusammenfassung 

Der Artikel behandelt die Entwicklung und die Verteilung der zu ver­
steuernden Einkommen der einkommensteuerpflichtigen Personen Ös­
terreichs zwischen 1 992 und 2002. 

Bei der I nterpretation der Daten aus der Einkommensteuerstatistik ist 
besonders auf gesetzliche Änderungen (z. B. Einführung der Endbesteu­
erung) sowie Besonderheiten wie etwa die Verlustbeteil igungen Rücksicht 
zu nehmen. Aufgrund der Vorarbeiten von Chaloupek und Streissler ist es 
möglich, langfristige Trends festzuhalten. 

ln  den letzten Jahren wurden immer mehr Menschen in Österreich ein­
kommensteuerpflichtig. Überdurchschnittl ich nahmen die Fälle jener zu, 
die im Haupterwerb unselbstständig oder selbstständig sind . 

Interessante Ergebnisse ergeben sich auch für die Unselbstständigen in 
der Einkommensteuerstatistik. Diese verdienen im Gegensatz zu früheren 
Jahren besser als die rein Lohnsteuerpflichtigen, und ihre Einkünfte weisen 
auch eine günstigere Entwicklung auf. Bei ihren Nebeneinkünften domi­
nieren jene aus Vermietung und Verpachtung. Je höher der unselbststän­
dige Bezug ist, desto öfter liegen auch Einkünfte aus Besitz, Gewerbebe­
trieb und selbstständiger Tätigkeit vor. Bemerkenswert ist, dass bei den 
Niedrigeinkommen (bis zu 8.000 Euro pro Jahr} sowohl selbstständige als 
auch gewerbebetriebliche Einkünfte überdurchschnittlich vertreten sind. 
Die von Chaloupek und Streissler beobachtete zunehmende Bedeutung 
der Nebeneinkünfte konnte für die 90er Jahre nicht bestätigt werden, die 
Schwerpunkteinkünfte rückten wieder mehr in den Mittelpunkt. 
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Laut Einkommensteuerstatistik wäre es den Unselbstständigen in  den 
beobachteten zehn Jahren gelungen , gegenüber den Selbstständigen und 
Gewerbetreibenden finanziell aufzuholen. Jedoch erscheint dies aufgrund 
der Entwicklung der Lohn- und Gewinnquote und der Einkommen pro Kopf 
in  Vollzeitäquivalenten aus der VGR nicht unbedingt nachvollziehbar. 

Zwar stel lt sich die Verteilung der Einkünfte in den einzelnen Einkunfts­
arten sehr unterschiedlich dar, jedoch haben sie die über die Zeit gese­
hene Trägheit und geringe Volatil ität der Einkommensvertei lung gemein. 
Auf diesen Umstand wies bereits Chaloupek für frühere Jahre hin.  

Bei der Betrachtung der Einkommenszusammensetzung ist vor al lem 
die Polarisierung bei den Einkünften aus Gewerbetrieb interessant. Diese 
spielen eine bedeutende Rolle bei den sehr n iedrigen und bei den sehr 
hohen Einkommen. 

Ansonsten sind eindeutige, jedoch weniger überraschende Ergebnisse 
festzumachen. Höhere Einkommen beziehen einen höheren Beitrag aus 
Kapital und sonstigen Einkünften ,  hingegen spielen Einkünfte aus Land­
und Forstwirtschaft eher bei den niedrigen Einkommen eine Rolle. Die 
Selbstständigen repräsentieren in der Einkommensteuerstatistik ten­
denziell die obere Mittelschicht, während die Unselbstständigen von den 
n iedrigsten Einkommen bis in die Mittelschicht die dominante Einkunftsart 
sind. 

7. Tabellenanhang 

7.1 Kategorisierte Nebeneinkünfte der unselbstständig Beschäftigten 
gestaffelt nach Einkunftshöhe 2002 (in Prozent) 

l n  Tabelle 1 4  werden die einkommensteuerpflichtigen Unselbstständi­
gen nach Fällen dargestellt. ln der ersten Spalte von l inks sind alle ein­
kommensteuerpflichtigen unselbstständigen Einkommen nach ihrer Höhe 
in 1 6  Stufen eingeteilt. ln  den Spalten folgen die verschiedenen Kate­
gorien mit den Prozentsätzen derer, die Einkünfte aus dieser Kategorie 
beziehen. Wichtig ist hierbei , dass es sich in dieser Darstellung n icht nur 
um Schwerpunktfälle aus unselbstständiger Tätigkeit handelt, also auch 
die 58.352 Fälle von Nebeneinkünften miteinbezogen sind. 

l n  der Spalte "Summe" sind zwei Phänomene der Einkommensteuer­
statistik offensichtl ich, nämlich dass einerseits mehrere Nebeneinkünfte, 
aber auch keine bezogen werden können. Dies wirkt sich im Aggregat der 
Spalte "Summe" durch Werte größer bzw. kleiner 1 00 aus. ln der äußers­
ten Spalte steht der Anteil der jeweil igen Stufe an der Grundgesamtheit 
aller Einkommensteuerpflichtigen , die Einkünfte aus unselbstständiger 
Tätigkeit beziehen. 
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Tabelle 1 4: U nselbstständige Einkommen nach Fällen 

Einkommen aus unselbst- Land- und selbst-
Gewerbe-

ständiger Arbeit Forstwirt- ständiger 
betrieb 

(in 1 .000 Euro) schaft Arbeit 

bis unter 4 6% 64% 34% 

4 bis unter 8 7% 32% 52% 

8 bis unter 1 2  7% 1 9% 38% 

1 2  bis unter 20 7% 1 4% 25% 

20 bis unter 30 6% 1 3% 26% 

30 bis unter 40 5% 1 8% 27% 

40 bis unter 50 3% 28% 24% 

50 bis unter 60 3% 37% 22% 

60 bis unter 80 3% 42% 21% 

80 bis unter 1 00 3% 43% 23% 

1 00 bis unter 1 50 3% 40% 26% 

1 50 bis unter 200 3% 35% 30% 

200 bis unter 300 3% 34% 31% 

300 bis unter 500 4% 36% 32% 

500 bis unter 1 .000 4% 40% 30% 

1 .000 und mehr 1 %  42% 29% 

Insgesamt 5% 22% 28% ---

Quelle: Statistik der Einkommensteuer 1 992, 1 996 , 1 999 & 2002 

Kapitalver-
Vermietung 

sonstigen 
mögen 

und Ver-
Einkünften 

pachtung 

8% 26% 7% 

4% 24% 5% 

3% 37% 7% 

3% 36% 6% 

3% 37% 5% 

4% 36% 6% 

4% 32% 6% 

5% 30% 7% 

6% 31% 8% 

7% 32% 9% 

9% 36% 9% 

1 4% 40% 1 0% 

1 9% 41% 1 1 % 

24% 43% 1 1 % 

30% 38% 1 5% 

33% 44% 1 5% 

4% 35% 6% --·--·- ·--

Summe Anteil 

1 44, 1 %  0 , 1 %  

1 23,9% 5 , 1 %  

1 1 1 ,0% 5,9% 

91 ,2% 1 1 ,4% 

90,5% 27, 1 %  

96,3% 22,9% 

96,8% 1 1 ,0% 

1 04 , 1% 6,2% 

1 1 1 ,0% 3,7% 

1 1 7 , 1 %  3,6% 

1 22,5% 1 ,3% 

1 32,5% 1 ,0% 

1 38,8% 0,3% 

1 50 , 1% 0,2% 

1 57 , 1% 0 , 1% 

1 64,2% 0 ,0% 

99,3% 1 00,0% 
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Dies heißt beispielsweise für Einkommensteuerpflichtige mit mehr als 1 
Mio. Euro Einkünfte aus unselbstständiger Tätigkeit, dass 1 %  von ihnen 
auch Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, 42% aus selbstständiger 
Arbeit, 29% aus Gewerbebetrieb, 33% aus Kapitalvermögen, 44% aus 
Vermietung und Verpachtung und 15% aus sonstigen Einkünften zu ver­
steuern haben. Aufgrund der Zeilensumme dieser Gruppe (164,2%) sieht 
man, dass die Mehrzahl mehrere Nebeneinkünfte bezieht. Der Anteil an 
allen einkommensteuerpflichtigen Unselbstständigen ist unter 0,1 %. 

7.2 Zusammensetzung der Einkünfte innerhalb der Schwerpunkte 
der Einkommensteuerkategorien 

Tabelle 15a: Land� und Forstwirtschaft (LUF) (in Prozent) 

1992 1996 1999 2002 0 92-02 
in Prozent in %-Punkte 

LUF 91,8% 89,7% 90,8% 89, 1 %  -2,6% 

Selbstständige 0,3% 0,8% 0,5% 0,5% 0,3% 

Gewerbe 0,8% 0,4% 0,5% 1 , 1 %  0,3% 

Nichtselbstständige 4,0% 4,9% 5,1% 5,9% 1 ,9% 

aus Besitz 3,2% 4,2% 3,0% 3,4% 0,2% 

Quelle: Statistik Austria: Statistik der Einkommensteuer 1992, 1996, 1999, 2002 & eigene 
Berechnungen 

Tabelle 15b: Selbstständige (in Prozent) 

1992 1996 1999 2002 0 92-02 
in Prozent in %-Punkte 

LUF 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 

Sei bstständige 95,6% 93,4% 94,0% 93,2% ·2,5% 

Gewerbe ·3,3% -o.7% -1,2% -0.1% 3,2% 

Nichtselbstständige 6,5% 6,3% 6,0% 5,8% -0,6% 

aus Besitz 1,3% 1,0% 1 , 1 %  1 , 1 %  -0,2% 

Quelle: Statistik Austria: Statistik der Einkommensteuer 1992, 1996, 1999, 2002 & eigene 
Berechnungen 
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Tabelle 1 5c: Gewerbe (in Prozent) 

1 992 1 996 1 999 2002 0 92-02 

in Prozent in %-Punkte 

LUF 0,2% 0 , 1% 0 , 1% 0,2% 0,0% 

Selbstständige 1 , 1% 1 , 1 %  1 ,0% 1 ,0% -0, 1 %  

Gewerbe 91 ,3% 91 ,5% 92,3% 93,2% 1 ,8% 

Nichtselbstständige 5,2% 5,6% 5,4% 5,1% 0,0% 

aus Besitz 2,2% 1 ,8% 1 ,2% 0,5% -1 ,7% 

Quelle: Statistik Austria: Statistik der Einkommensteuer 1 992, 1 996, 1 999, 2002 & eigene 
Berechnungen 

Tabelle 1 5d :  N ichtselbstständige (in Prozent) 

1 992 1 996 1 999 2002 0 92-02 

in Prozent in %-Punkte 

LUF 0,3% 0,2% 0,2% 0,3% 0,0% 

Selbstständige 3,4% 3 , 1% 2,8% 2,8% -0,6% 

Gewerbe 0,8% 1 ,2% 0,9% 1 ,2% 0,4% 

Nichtselbstständige 90, 1 %  90,7% 92,2% 92,3% 2,2% 

aus Besitz 5,4% 4,8% 3,9% 3,4% -1 ,9% 

Quelle: Statistik Austria: Statistik der Einkommensteuer 1 992, 1 996, 1 999, 2002 & eigene 
Berechnungen 

Tabelle 1 5e: Besitz (in Prozent) 

1 992 1 996 1 999 2002 0 92-02 

in Prozent in %-Punkte 

LUF 0,2% 0 , 1% 0,3% 0,2% -0, 1 %  

Selbstständige 6,1% 2,4% 2,4% 2,7% -3,4% 

Gewerbe -0,3% 1 ,0% -0, 1 %  0,4% 0,7% 

Nichtselbstständige 1 3,5% 1 6,6% 1 4,8% 1 5,8% 2,2% 

aus Besitz 80,4% 79,9% 82,5% 81 ,0% 0,6% 

Quelle: Statistik Austria: Statistik der Einkommensteuer 1 992, 1 996, 1 999, 2002 & eigene 
Berechnungen 
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Anmerkungen 
1 Dank gilt den Kolleginnen für ihren Rat und ihre Unterstützung bei der Erstellung 

dieses Artikels. 
Einkünfte aus Kapitalvermögen sind alle aus Geldkapital zufließenden Güter, wie 
Gewinnanteile, Zinsen, Darlehen, Dividenden u. ä . ,  soweit sie nicht durch die Ent­
richtung der Kapitalertragsteuer endbesteuert sind. 
Republik Österreich (2005). 

4 Österreichisches Statistisches Zentralamt, Mikrozensus ( 1 998) und Mikrozensus 
(1 993); Statistik Austria, Mikrozensus (2004, Tabelle 80) und Mikrozensus (2001 ). 
Mikrozensus nach Lebensunterhaltskonzept 
Hauptverband der Sozialversicherungsträger (2005, 2000 Tabelle 2 .04) 
Österreichisches Statistisches Zentralamt, Statistisches Jahrbuch ( 1 998, 1 994 ) ;  
Statistik Austria, Statistisches Jahrbuch (2003, 2000). 
Soweit es möglich war, wurden nur die selbstständigen Mitglieder berücksichtigt - aus 
diesem Grund Tierärztinnen mit Praxis und selbstständige Apothekerlnnen. 
Es wurde mit den Zahlen aus dem Mikrozensus nach Lebensunterhaltskonzept 
(wöchentliche Arbeitszeit > 1 2  Stunden) verglichen (Statistik Austria (2004, S. 41 ) .  
Abweichungen ergeben sich dadurch, dass der Mikrozensus eine Stichtagsbefragung 
ist, Personen sich anders zuordnen (ein angestellter Geschäftsführer mit Beteiligung 
ist lohnsteuerpfl ichtig, sieht sich jedoch wahrscheinlich als Gewerbetreibenden) und 
die Erfassung des Mikrozensus umfassender ist (es werden z. B. unter der Kategorie 
Gewerbebetriebe auch körperschaftsteuerpflichtige Unternehmen erfasst). 

1 0 Grund hierfür dürften die Unterschiede in der methodischen Abgrenzung sein .  Im 
Mikrozensus wurden die Daten nach dem Lebensunterhaltskonzept herangezogen, 
welches zu einer höheren Erfassung führt. 

1 1  Lehner ( 1 994) S .  32. 
12 Statistik Austria, Volkswirtschaftl iche Gesamtrechnungen (2005). 
13 ln  dieser Aufstellung sind die Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung, Kapital 

und die Sonstigen sicherlich zu wenig berücksichtigt. 
14 Streissler ( 1 994) 1 79 und Chaloupek ( 1 980) 1 9. 
15 Die Gewerbetreibenden sind die größte klassische Gruppe der Einkommensteuer­

pflichtigen. 
16 Vor 1 994 erschien die Lohnsteuerstatistik nur in unregelmäßigen Abständen. 
1 7 Österreichisches Statistisches Zentralamt, Lohnsteuerstatistik ( 1 993) und (1 998); 

Statistik Austria, Statistik der Lohnsteuer (2001 )  und (2004). 
18 Chaloupek ( 1 980) 1 9. 
19 Einzelne Personen können auch mehrere Einkunftsarten aufweisen. 
20 Werte jeweils für 2002. 
21 Es ist anzunehmen, dass auch die Erfassungsquote erhöht wurde. 
22 Arbeiterkammer Wien (2005), VPI 86 von 1 992 ( 1 1 7,7) bis 2002 ( 1 43,8), was eine 

Zunahme um 22, 1 8  Prozent bedeutet. 
23 Auf Basis von Russinger (2005) erfolgt die Korrektur für die Bereinigung der Lohn­

und Gewinnquote 1 995 mit dem Faktor (Unselbstständige/Selbstständige) 0,777. Dies 
stimmt auch mit den Ergebnissen von Guger und Marterbauer überein .  

24 ln  der VGR sind sowohl d ie vollzeitäquivalenten Arbeitnehmerinnen a ls auch 
Erwerbstätigen angegeben. Aus der Differenz ergeben sich die Selbstständigen. 

25 Aufgrund der Darstellung in der Einkommensteuerstatistik ist es nicht möglich, die 
Schwerpunktfälle aus Besitz darzustellen. 

26 Chaloupek ( 1 980) 23. 
27 Statistik Austria, Integrierte Statistik der Lohn- und Einkommensteuer (2001 , 2004.) 
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Statistik Austria, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen 1 976-2004 (Wien 2005). 

Zusammenfassung 

Der Artikel behandelt die Entwicklung und die Verteilung der zu versteuernden Einkom­
men der einkommensteuerpflichtigen Personen Österreichs zwischen 1 992 und 2002. 
Für die Unselbstständigen in der Einkommensteuerstatistik ergeben sich interessante 
Ergebnisse. Diese verdienen im Gegensatz zu früheren Jahren besser als die rein Lohn­
steuerpflichtigen, und ihre Einkünfte weisen auch eine günstigere Entwicklung auf. Bei 
ihren Nebeneinkünften dominieren jene aus Vermietung und Verpachtung. Je höher der 
unselbstständige Bezug ist, desto öfter liegen auch Einkünfte aus Besitz, Gewerbebetrieb 
und selbständiger Tätigkeit vor. Die in früheren Beiträgen für die Vergangenheit beobach­
tete zunehmende Bedeutung der Nebeneinkünfte konnte für die 90er Jahre nicht bestätigt 
werden, die Schwerpunkteinkünfte rückten wieder mehr in den Mittelpunkt. 
Laut Einkommensteuerstatistik wäre es den Unselbstständigen in den beobachteten zehn 
Jahren gelungen, gegenüber den Selbstständigen und Gewerbetreibenden finanziell auf­
zuholen. Jedoch erscheint dies aufgrund der Entwicklung der Lohn- und Gewinnquote 
und der Einkommen pro Kopf in Vol lzeitäquivalenten aus der VGR nicht unbedingt nach­
vollziehbar. 
Ansonsten sind eindeutige, jedoch weniger überraschende Ergebnisse festzumachen. 
Höhere Einkommen beziehen einen höheren Beitrag aus Kapital und sonstigen Einkünf­
ten, h ingegen spielen Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft eher bei den niedrigen Ein­
kommen eine Rolle. Die Selbstständigen repräsentieren in der Einkommensteuerstatistik 
tendenziell die obere Mittelschicht, während die Unselbstständigen von den niedrigsten 
Einkommen bis in die Mittelschicht die dominante Einkunftsart sind. 
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" Workfare" statt sozialer Sicherheit? 
Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik in 
Großbritannien unter New Labour1 

Roland Atzmüller 

" Today the greatest challenge for any democratic government is to refashion our institu­
lians to bring this new workless c/ass back into society and into useful work, and to bring 

back the will to win. " (Tony 8/air, Rede im Aylesbury Estate, Juni 1997)2 

"Welfare-to-work" (wörtl ich : Wohlfahrt zur Arbeit) ist ein zentrales Ele­
ment des Regierungsprojekts der 1 997 angetretenen New Labour-Re­
gierung und Ergebnis der umfassenden Erneuerung der pol itischen Pro­
grammatik der Labour Partei in den 1 990er Jahren, in der das Ziel einer 
demokratisch-sozial istischen Überwindung des Kapitalismus aufgegeben 
wurde. "Welfare-to-work' ist eine workfaristische Strategie der Bekämp­
fung von Arbeitslosigkeit und Wohlfahrtsabhängigkeit und der Aktivierung 
von Arbeitslosen,3 die auf soziale I nklusion und Überwindung der Armut 
durch Rekommodifizierung der Ware Arbeitskraft abzielt. Workfare be­
schreibt in der Regel eine Reorientierung sozial- und arbeitsmarktpoli­
tischer Programme, welche den Bezug von Leistungen an Gegenleistun­
gen der Arbeit Suchenden bindet. Dazu gehören etwa die Tei lnahme an 
Informations- und Beratungsgesprächen, aktive Arbeitssuche, die an der 
Zahl der Bewerbungsschreiben u .  ä .  gemessen wird , aber auch gemein­
nützige Arbeit sowie die Tei lnahme an Kursen. 

Wie am Beispiel der "Welfare-to-work'-Programmatik New Labours 
gezeigt werden kann,  nimmt "Workfare" national sehr unterschiedliche 
Formen an4 und kann nicht einfach auf die Durchsetzung neoliberaler 
Formen einer zunehmend repressiven und restriktiven Arbeitsmarktpoli­
tik reduziert werden, da eine Reihe anderer Maßnahmen in die Analyse 
miteinbezogen werden müssen. Mit Bl ick auf die Entwicklungen Großbri­
tanniens seit 1 997 kann gezeigt werden, dass zur Umsetzung von "Wel­
fare-to-work' neue staatl iche Praktiken und Institutionen entwickelt wer­
den , welche Vorstellungen einer inklusiven Gesellschaft, die allen faire 
Chancen bieten sol l ,  mit den Imperativen einer globalisierten Ökonomie 
zu einem tragfähigen Entwicklungsmodell verbinden wi l l .  Soziale I nklu­
sion und Chancengleichheit wird auf die individuelle Beteil igung am Ar­
beitsmarkt und im Wettbewerb (und die Bereitschaft dazu) reduziert. Ein 
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alternativer Gesellschaftsentwurf ist in der Programmatik New Labeurs 
n icht mehr vorgesehen. 

Im ersten Teil meines Beitrages werde ich die Bedeutung von "Workfa­
re" für den Umbau des fordistischen Wohlfahrtsstaates keynesianischer 
Prägung diskutieren ( 1 . ) .  Danach werde ich zentrale Elemente der "Wel­
fare-to-work"-Strategie der Labouregierung darstellen (2 . ) .  Dazu gehören 
insbesondere die Einführung eines staatlichen Mindestlohnes, der Aus­
bau der so genannten ",n-work-Benefits" (Transfers, die nur an Menschen 
in Beschäftigung ausbezahlt werden) und die arbeitsmarktpolitischen 
Programme des New Deal im engeren Sinne. Abschließend werde ich 
der Frage nachgehen, inwieweit diese Maßnahmen Rückschlüsse auf 
die Durchsetzung einer über den Thatcherismus hinausgehenden, auf 
"Workfare" basierenden Alternative zum Wohlfahrtsstaat zulassen (3.). 

1. Die Bedeutung von " Workfare" im Umbau sozial- und 
arbeitsmarktpolitischer Institutionen 

"Workfare" ist ein relativ junger Begriff, der aus "work' und "welfare" zu­
sammengesetzt wurde, was den Gehalt workfaristischer Strategien schon 
auf den ersten Blick durchaus adäquat beschreibt. Arbeitsmarkt- und 
Sozialpolitik haben nicht mehr das Ziel sicherzustellen , dass Arbeitslose 
und andere Personen mit Problemen der I ntegration in den Regelarbeits­
markt gut (weil) zurechtkommen (to fare). Vielmehr werden arbeitsmarkt­
politische Programme in zunehmendem Maße so ausgerichtet, dass nur 
die Bereitschaft zur Aufnahme jeder zurnutbaren (und dieser Begriff ist 
in zunehmendem Maße dehnbar) Arbeit oder zur Tei lnahme an diversen 
Kursen und dergleichen - so keine anderen gesellschaftlich akzeptierten 
Verpflichtungen , wie etwa Mutterschaft, vorliegen - das Recht auf Trans­
ferleistungen sichern kann .  

Der Begriff "Workfare" kam in den USA bereits Ende der 1 960er Jahre 
auf und wurde von Will iam Satire, einem erzkonservativen Berater Prä­
sident N ixons, zur griffigen Beschreibung der sozialpolitischen Pläne der 
damal igen Administration in den politischen Diskurs eingebracht. Wie 
Jamie Peck {2003) in einer detai l l ierten Studie zum Umbau der Arbeits­
markt- und Sozialpolitik in angelsächsischen Ländern darstellt, ist daher 
"Workfare" in den USA ein v. a. bei der konservativen Rechten positiv be­
setzter Begriff, der einen Gegenentwurf zu "Welfare" und eine Strategie 
zur Reform der Sozialpolitik beschreibt. Unter der Clinton-Administration, 
die ja "ein Ende der Sozialpolitik, wie wir sie kennen" (to end welfare as 
we know it) versprach, wurde "Workfare" in den USA in den 1 990er Jah­
ren zu einem Parteien übergreifenden Konsens. 

ln Europa (und auch Großbritannien) wird der Begriff "Workfare" in der 
Regel in kritischer Absicht verwendet, um neoliberale arbeitsmarkt- und 
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sozialpolitische Programme zur Bekämpfung von Arbeitslosigkeit, so ge­
nannter Wohlfahrtsabhängigkeit (welfare dependency) ("Sozialschma­
rotzer") und zur Aktivierung von Arbeitslosen zu beschreiben. Politische 
Akteure, die derartige Programme umsetzen, wie etwa die New Labour­
Regierung, weisen in der öffentlichen Auseinandersetzung daher zurück, 
dass ihre Maßnahmen als "Workfare" zu bezeichnen sind. 

Zwar wird oft betont, dass workfaristische Strategien eine weiter ge­
hende Ausstrahlung haben und in zunehmendem Maß auch die so ge­
nannte passive Arbeitsmarktpolitik betreffen, wenn etwa die Zumutbar­
keitsbestimmungen zur Aufnahme einer neuen Beschäftigung gelockert 
oder Beschäftigte schon früh zur aktiven Arbeitssuche genötigt werden . 
Gemessen am finanziellen Volumen der Ausgaben für aktive Arbeits­
marktpol itik, das in den EU-Staaten 2000/2001 bei etwas weniger als 
1 %  des B IP lag (zum Vergleich: der Gesamtanteil der sozialpolitischen 
Ausgaben am BIP l iegt im Durchschnitt der EU-Staaten bei etwa 28,8%), 
scheint "Workfare" aber eher einen randständigen , wenn auch aufgrund 
der persistenten Arbeitslosigkeitsproblematik in Europa symbolisch zent­
ralen Bereich der sozialen Sicherungssysteme zu betreffen . 

Folgt man h ingegen der Argumentation von Jamie Peck oder Bob Jessop 
(2003a), die mit Blick auf die regulationstheoretischen Debatten zur Ablö­
sung des fordistischen Wohlfahrtsstaates die Bedeutung von "Workfare" 
diskutieren, so ist in dieser Entwicklung eine zentrale, aus dem angel­
sächsischen Raum kommende Dimension neoliberaler Hegemonie in der 
Umgestaltung und Zerschlagung der unterschiedl ichen sozialen Siche­
rungssysteme Europas und zur Rekommodifizierung der Ware Arbeits­
kraft zu sehen . "Workfare" beschreibt demnach die staatl iche Durchset­
zung und Sicherung des für den kapitalistischen Verwertungsprozess 
notwendigen individuellen Arbeitsethos und der I ntegration Erwerbsloser 
in den Erwerbsprozess zu den auf flexibil isierten und deregulierten Ar­
beitsmärkten vorgefundenen Bedingungen, mith in also die staatliche Re­
gul ierung prekärer Arbeitsverhältnisse und Niedriglohnsektoren (working 
poor). 

" Workfare" kommt demnach in der konfl ikthaften Ablösung des fordisti­
schen Wohlfahrtsstaates keynesianischer Prägung und der Durchsetzung 
eines postfordistischen "Wohlfahrtsmodells" strategische Bedeutung zu, 
welche über den engen Fokus auf Arbeitsmarktpolitik hinausgeht. Es geht 
vielmehr um die Frage der sozialen Regulation der Arbeitsmärkte und 
der damit verbundenen sozialen Rechte und anderen Möglichkeiten, sich 
dem Zwang zur Lohnarbeit um jeden Preis und zu jeder auf dem Markt 
vorgefundenen Bedingung5 zu entziehen. 

Die Regulation der Widersprüche zwischen Lohnarbeit und Kapital im 
sozialen Kompromiss des keynesianischen Wohlfahrtsstaates - also v. a .  
d ie Auseinandersetzungen um Lohnsteigerungen - wurde in den Jahr-
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zehnten nach 1 945 zu einem Faktor der Stabil isierung des Kapitalver­
hältnisses und des wirtschaftlichen Aufschwungs. Soziale Sicherungs­
systeme gl ichen individuelle Risiken (Arbeitslosigkeit, Krankheit etc.) aus, 
sicherten den Lebensstandard und wirkten aus volkswirtschaftlicher Per­
spektive zugleich als automatische Stabil isatoren. Keynesianische Nach­
fragepolitiken, staatl iche Umverteilung und der Ausbau des öffentl ichen 
Sektors sicherten Vollbeschäftigung und trugen zu einer massiven Erhö­
hung des Lebensstandards bei .6 

Demgegenüber basiert die Durchsetzung so genannter " Workfare"­
Staaten7 auf einer massiven Versch iebung der Kräfteverhältnisse zuun­
gunsten der Gewerkschaften und sozialen Bewegungen . Dies bedingt 
eine fortschreitende Unterordnung der Sozialpolitik unter wirtschaftspo­
l itische Erfordernisse und die Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit im 
globalisierten Kapital ismus.8 Dadurch steigt der Druck, die Sozialkosten 
- sei es im Steuersystem,  sei es bei den so genannten Lohnnebenkos­
ten und der Sozialversicherung - zu reduzieren oder in kapitalgedeckte 
Systeme zu überführen und damit zu privatisieren. l n  d iesem Kontext zielt 
"Workfare"-Politik auf den Umbau arbeitsmarkt- und sozialpolitischer Pro­
gramme, um die Bereitschaft und Verfügbarkeit Arbeitsloser und verarm­
ter Teile der Bevölkerung zu sichern , auf Basis prekarisierter Arbeitsver­
hältnisse am flexibi l isierten Arbeitsmarkt teilzunehmen. I ntegration wird in 
zunehmendem Maße auf die ind ividuelle Bereitschaft und Fähigkeit der 
Tei lnahme an Lohnarbeit zu den auf den Arbeitsmärkten vorhandenen 
Bedingungen fokussiert. 

Die "workfaristische" Restrukturierung der Arbeitsmärkte und der sozi­
alen Sicherungssysteme macht deutl ich , dass die Grenzen und Übergän­
ge zwischen (Lohn-)Arbeit, sozialen Rechten/Transfers und anderen For­
men gesellschaftl ich akzeptierter Arbeit (Kinderbetreuung) nicht ein für 
allemal fixiert sind, sondern in sozialen Auseinandersetzungen stets neu 
definiert und institutionalisiert werden. Staatliche Strategien und Instituti­
onen spielen in der Konstruktion und l nstitutionalisierung versch iedener 
Formen der N icht-/Tei lnahme am Arbeitsmarkt wie auch der Definition le­
g itimer, alternativer Verpfl ichtungen eine zentrale Rolle. 

"Welfare-retrenchment and/or work-enforcement strategies do not sim­
ply shift the boundary between the employed and the non-employed seg­
ments of the labour market in some socially neutral manner. Because 
this boundary is socially constructed, its movement inevitably entails the 
reorganization of social relations. And when this boundary movement oc­
curs in the context of l iberal welfare/neoliberal "Workfare" regimes, the 
outcomes are usually measured in terms of deepening social and eco­
nomic inequalities. "9 

l n  den sozial- und arbeitsmarktpolitischen "Grenz"-lnstitutionen werden 
Individuen in komplexen und konfl ikthaften Prozessen in verschiedene 
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Gruppen eingeteilt (z. B. als Arbeitslose, Tei lzeitbeschäftigte, karenzierter 
Elternteil etc.), werden Ressourcen (bspw. monetärer Art oder Anspruch 
auf Dienstleistungen) zuerkannt und unterschiedl iche gesellschaftl iche 
Rollen und Aufgaben definiert. Diese Prozesse sind materiell wie ideo­
logisch zu verstehen und unterwerfen die Betroffenen unterschiedl ichen 
Subjektivitätsansprüchen, da die konkrete Praxis der Institutionen eng mit 
der moral ischen und normativen Konstruktion von Rechten und Pflichten 
betroffener Personen und ihrer institutionellen Beurteilung ("Sozialschma­
rotzer" vs. Opfer der Globalisierung etc.) und Reaktion (Sanktionen, Bera­
tung, Ausbildung etc.) auf mögliche Abweichung verknüpft ist. 

"( . . .  ) there is a regulatory imperative not only to numerically adjust the 
flows of workers into and out of the wage labour, but also to endeavour 
remaking workers themselves, their attitudes towards work and wages, 
their expectations about employment continu ity and promotion prospects, 
their economic identities, and so on."10 

Arbeitslosigkeit und prekäre Arbeitsbedingungen werden zum Problem 
der Arbeitslosen und ihrer subjektiven Qualitäten (Verhaltensformen, 
Qualifikationen, Arbeitsethos, aber auch fami l iäre Verantwortung etc.) 
und nicht etwa makroökonomischer Nachfrageprobleme und sozialer Si­
cherungssysteme. Workfaristische "Wohlfahrtsmodelle" beanspruchen 
daher, aktivierend zu sein und die Sozialtransfers von einer Hängematte 
für "Sozialschmarotzer" in ein Sprungbrett für Eigenverantwortung und 
Leistungsbereitschaft umzubauen. 1 1  

2 .  " Worlifare" in Großbritannien 

1 997 übernahm New Labour nach einem erdrutschartigen Sieg die Re­
gierungsmacht nach 1 8  Jahren "in the wilderness" ( in der Wildnis) und 
wurde seither zweimal im Amt bestätigt. Die Modernisierer um Tony Blair 
hatten die Labour Partei in den 1 990er Jahren dazu gebracht, die Ergeb­
nisse des Thatcherismus etwa im Bereich der Arbeitsmarkt- und Sozial­
politik zu akzeptieren und eine neue politische Programmatik zu überneh­
men - den so genannten "Dritten Weg". Kritische Stimmen in der Partei 
wurden weitgehend ausgeschaltet. ln der programmatischen Reorientie­
rung wurde klargestellt, dass es keine Rückkehr zu früheren Formen des 
"tax and spend' (Besteuerns und Ausgebens) bspw. über eine Erhöhung 
der Einkommensteuer geben würde. Im N imbus, Steuererhöhungs- und 
Verschwendungspartei zu sein ,  sahen Labour-Strategen den wichtigsten 
Grund für die fortgesetzten Niederlagen gegen die Konservativen. Daher 
musste der Öffentlichkeit der Boulevardpresse glaubwürdig gemacht wer­
den, dass die Wirtschaft "safe in Labour's hands" (sicher in  den Händen 
Labours) sein würde. 

"Welfare-to-work," wie die arbeitsmarkt- und sozialpolitischen Strate-
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gien griffig bezeichnet werden , stellte von Anfang an ein Kernstück des 
Regierungsprogramms New Labeurs dar. Diese von Labour seit 1 997 um­
gesetzte Strategie stand unter dem von Schatzkanzler Gordon Brown in 
seiner ersten Budgetrede formulierten Ziel : "Employment opportunity for 
alf' (Beschäftigungsmögl ichkeit für alle). 

ln seiner ideologischen Bedeutung greift "Welfare-to-work"weit über ar­
beitsmarktpol itische Programme hinaus und verspricht nicht weniger als 
die soziale I nklusion aller Tei le der Bevölkerung und die langfristige Über­
windung von Armut. Auch wenn im Folgenden der Fokus v. a. auf arbeits­
marktpolitische Maßnahmen im engeren Sinne l iegt, stehen daher n icht 
zuletzt auch die ausbildungspolitischen Strategien der Labour-Regierung 
im Kontext von "Welfare-to-work". 12 

Im  Verständnis der Labour-ldeologen werden Arbeitslosigkeit und die 
Abhängigkeit vom Wohlfahrtssystem mit seinen angenommenen Folgen 
für die Würde der Individuen und den moralischen Zusammenhalt der 
Communities (Gemeinschaften/Gemeinden) als zentrale Ursachen für 
sozialen Ausschluss und Armut angesehen. Diese Orientierung macht 
deutl ich , dass sich New Labour die These der "welfare dependency'' 
(Wohlfahrtsabhängigkeit), wie sie zum Beispiel von rechten Vordenkern 
wie Charles Murray vorgebracht wurde, weitgehend zu Eigen gemacht 
hat. Daher stehen die Aufnahme von Lohnarbeit und die individuellen Vo­
raussetzungen dafür im Zentrum der Maßnahmen zur sozialen I ntegrati­
on und der Bekämpfung von Arbeitslosigkeit und Armut. 

"Welfare dependency, rather than poverty per se, has become the ex­
plicit focus of policy: the poor behave , inappropriately' because they in­
habit a world of perverse incentives, an incentive structure that must be 
transformed if they are to achieve , independence'. The solution must be 
about work and work ethics."1 3 

l n  der "Welfare-to-work"-Strategie der Labour-Regierung greifen zumin­
dest drei Politikfelder ineinander. Dazu zählt erstens die Einführung des 
National Minimum Wage (NMW), dessen Höhe nicht nur mit Blick auf 
befürchtete wirtschaftliche Auswirkungen (Inflation, Arbeitsplatzverlust) 
festgelegt, sondern sehr genau mit den anderen sozialpolitischen Maß­
nahmen abgestimmt wurde. Zweitens ist auf die Umstellung des Steuer­
systems und der Ansprüche auf Transferleistungen auf so genannte ln­
Work-Benefits zu verweisen, die bereits von der konservativen Regierung 
ausgebaut worden waren. ln-work-benefits sind ein wesentlicher Baustein 
des programmatischen Ziels "to make work pay'' (Arbeit lohnend machen). 
Sie sollen verh indern, dass verschiedene Gruppen von Arbeitslosen (z. 
B. al lein erziehende Mütter) durch das Sozialsystem von der Annahme 
einer Beschäftigung abgehalten werden. Drittens gehören dazu die Pro­
gramme des New Deal im engeren Sinne. Diese sehen für verschiedene 
Gruppen Langzeitarbeitsloser (Jugendliche im Alter von 1 8  bis 24 Jahren, 
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Erwachsene, aber auch al lein erziehende Mütter etc.) die verpfl ichten­
de Teilnahme an arbeitsmarktpolitischen Programmen , wie intensive Be­
ratung und H i lfe bei der Arbeitssuche, die Aufnahme (subventionierter) 
Beschäftigungen im privaten Sektor oder Aus- und Weiterbildung vor. 
I nsbesondere die Verpfl ichtung der Arbeitslosen ,  an diesen Programmen 
teilzunehmen, hat zur Kritik geführt, es handle sich hier um das erste voll 
entwickelte "Workfare"-Programm in  Großbritannien. 

3. Der nationale Mindestlohn (National Minimum Wage) 

Die Einführung eines nationalen Mindestlohns gehörte zu den zentra­
len Wahlversprechen New Labours vor 1 997, welches im April 1 999 um­
gesetzt wurde. Dieser Maßnahme der Blair-Regierung waren langjährige 
Kampagnen des Gewerkschaftsbundes TUC (Trade Union Council), der 
sich in der zweiten Hälfte der 1 980er Jahre entschlossen hatte, ange­
sichts der weit reichenden Schwächung der Gewerkschaftsbewegung auf 
gesetzliche Regelungen im N iedriglohnbereich zu setzen ,  vorangegan­
gen . Auch die Labour-Partei hatte seit Ende der 1 980er Jahre die Ein­
führung eines nationalen Mindestlohnes in  ihr Programm aufgenommen, 
entschied sich unter Tony Blair aber, keinen konkreten Stundensatz zu 
nennen , aus Angst, ihre wirtschaftl iche Reputation könnte leiden . Dies 
wurde von den Gewerkschaften und N ROs natürl ich heftig kritisiert. 

Die Einführung eines staatl ichen Mindestlohns ist ein historisches No­
vum in Großbritannien. 14  Zwar wurden in den Jahrzehnten nach 1 945 
mehr als 60 Wages Counci/s (Lohnausschüsse), die aus Vertreterinnen 
der Arbeitgeber, Gewerkschaften sowie unabhängigen Personen bestan­
den, gegründet. Diese Ausschüsse waren für insgesamt 3,5 Mi l l ionen Be­
schäftigte zuständig. Da die Lohnausschüsse aber nicht alle Branchen er­
fassten,  bl ieben große Gruppen im Niedriglohnbereich unberücksichtigt, 
sodass nicht von einer allgemeinen Regelung im Niedriglohnbereich ge­
sprochen werden kann.  Die Bedeutung der Lohnausschüsse wurde nach 
der Regierungsübernahme Thatchers sukzessive zurückgedrängt, bis sie 
schließlich 1 993 abgeschafft wurden (Ausnahme: Landwirtschaft) . 

Ursprünglich wurde der NMW mit f: 3,60 für Arbeitskräfte, die älter sind 
als 22, festgelegt. Für 1 8- bis 2 1 -Jährige wurde der NMW mit f: 3,00 fest­
gesetzt. Obwohl die Einführung des Mindestlohns grundsätzlich begrüßt 
wurde, kritisierten Gewerkschaften und Anti-Armuts-Bewegungen den 
festgesetzten Stundensatz heftig , stellte die Regierung doch befürchtete 
inflatorische Tendenzen über eine Verbesserung der Lage im Niedrig Iohn­
sektor. Folgerichtig profitierten anfänglich auch nur etwa 5% (anstatt der 
erwarteten 8,5%) oder etwa 1 , 1 5  Mio. Beschäftigte davon. Diese Rate 
galt nach Angaben der Low Pay Commission mehr oder weniger für jeden 
der folgenden Erhöhungsschritte.15 Dieser Wert wird jedoch von anderen 
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Evaluationen bei weitem niedriger angesetzt.16 Richard Dickens und Alan 
Manning weisen außerdem darauf hin ,  dass der N MW nur wenig direkte 
Auswirkungen auf das Armutsniveau hatte, da v. a. die untere Mittel­
schicht davon profitiere, während Armut v. a. bei Langzeitarbeitslosen und 
in  "workless households" (Haushalte, in denen alle Personen arbeitslos 
sind) bzw. bei Pensionisten konzentriert sei. Festzuhalten ist aber, dass 
vom NMW zu 70% weibl iche Arbeitskräfte profitieren (v. a. Teilzeitkräfte) .  
Nach anfänglicher Vorsicht wurde der NMW in mehreren Schritten bis 
2004 auf f 4,85 (f 4, 1 0  für 1 8- bis 21 -Jährige) erhöht. Dies entsprach 
einer Erhöhung von etwa 35% seit der Einführung, während die Durch­
schnittslöhne zwischen 1 999 und 2004 um etwa 26% gestiegen sind. 1 7  
2004 wurde auch e in Mindestlohn für 1 6- b is 17 -jährige Arbeitskräfte ein­
geführt. Im Oktober 2005 wurde der NMW auf f 5,05 angehoben,  und für 
Oktober 2006 ist eine weitere Erhöhung auf f 5,35 vorgesehen . Nach An­
gaben der Low Pay Commission (2006) wird mit diesem Erhöhungsschritt 
der NMW zwischen 2002 und 2006 um 27,4% gestiegen sein ,  während 
die Durchschnittslöhne in diesem Zeitraum etwa um 1 7% gestiegen sein 
werden. ln ihrem Report für das Jahr 2006 kündigt die Kommission aber 
auch an, dass der Mindestlohn nicht immer stärker als die Durchschnitts­
löhne angehoben werden wird .  

4. Der Ausbau der In-work-benejits: Working (Families) Tax 
Credit (W(F)TC) und Child Tax Credit (CTC) 

Wie bereits angedeutet, akzeptiert New Labour die Annahme, dass das 
britische Sozialsystem von so genannten Armuts- und Arbeitslosigkeits­
fallen geprägt ist. Diese und nicht das n iedrige Lohnniveau sollen dazu 
führen, dass Arbeitslose, d ie eine Beschäftigung annehmen und aufgrund 
des Verlustes von Ansprüchen kaum besser dastehen als vorher, sich eher 
entscheiden, arbeitslos zu bleiben. Dies sei eine wesentl iche U rsache für 
die hohe Armutsrate und die Entstehung einer großen Zahl so genannter 
"Workless Households". Die Zah l  dieser Haushalte, die extrem armutsge­
fährdet sind, lag Ende der 1 990er Jahre bei etwa 20%. ln-work-benefits 
sind daher auch ein Teil jener Maßnahmen der Regierung, welche Armut 
(v. a. Kinderarmut) in Großbritannien zurückdrängen sollen. 

Im Rahmen der "Welfare-to-work'-Strategie baute Labour das System 
der ln-work-benefits (Transferleistungen/Steuergutschriften ,  die nur bei 
Erwerbsarbeit bezahlt werden) aus, die bereits von den Konservativen 
eingeführt worden waren. 1 999 ersetzte der Warking Families Tax Credit 
(WFTC) das bisherige System des Family Credits. Im  Jahr 2003 wurde der 
WFTC durch den Warking Tax Credit (WTC) und der Einführung des Child 
Tax Credit (CTC) ersetzt. Das neue System ist bei weitem g roßzügiger 
als das konservative und erfasst durch die Erhöhung der Einkommens-
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grenzen eine weitaus größere Zahl von Personen bis in die Mittelklassen 
hinein, sodass dieses Programm nicht eindeutig den neol iberalen Kon­
zepten negativer Einkommensteuer (Armutslückenmodelle)18 zugeschla­
gen werden kann.  

l n  gewisser Weise handelt es sich beim WTC um eine vom Staat über 
das Steuersystem ausbezahlte Lohnsubvention, die folgerichtig auch 
nicht von der Benefits Agency, sondern von der Inland Revenue (Finanz­
amt) organisiert wird . 

Das System ist sehr komplex, da die Tax Credits nicht al lein an den Ein­
kommensstatus von Einzelpersonen, sondern an ihre Fami l iensituation 
gebunden ist. Anspruch auf WTC haben Fami l ien mit Kindern, al lein er­
ziehende Eltern und Personen mit Behinderung, die einer Beschäftigung 
von mindestens 1 6h/Woche nachgehen. Einzelpersonen haben erst dann 
Anspruch auf WTC, wenn sie einer Beschäftigung von mindestens 30h 
nachgehen, was die Bereitschaft zur Aufnahme einer Vollzeitbeschäfti­
gung erhöhen sol l .  Bezieherinnen von jährl ichen Einkommen von weniger 
als f: 5,060 (f: 97/Woche) haben Anspruch auf den vollen Betrag des 
WTC (gegenwärtig f: 58/Woche), dieser wird für jedes zusätzl ich verdiente 
Pfund um 37 Pence reduziert. Das heißt, Arbeitskräfte bis zu einem Jah­
reseinkommen von etwa f: 1 4.000 haben Anspruch auf Leistungen des 
WTC. 

Der Child Tax Credit korrespondiert mit der von der Labour-Regierung 
verkündeten Child Gare Strategy (Kinderbetreuungsstrategie) . Durch den 
Ausbau der Kinderbetreuungseinrichtungen soll unter anderem sicherge­
stellt werden, dass auch Frauen am Erwerbsleben tei lnehmen können. 
CTC (Maximum f: 38/Woche für ein Kind, f: 66 für zwei Kinder) wird direkt 
an die für die Kinderbetreuung hauptverantwortliche Person bezahlt. An­
spruch auf die volle Höhe des CTC besteht bis zu einem Einkommen von 
etwa f: 1 5 .000/Jahr. Der Anspruch wird für jedes darüber hinausgehende 
Pfund um 37 Pence reduziert (bis zur Höhe von f: 22.000). Einkommen 
zwischen f: 22.000 und etwa f: 58.000 haben Anspruch auf CTC von 
etwa f: 1 0/Woche. Wie Berechnungen des New Policy Institute zeigen, 
kann das System der Tax Credits das Haushaltseinkommen al lein erzie­
hender Eltern mit niedrigem Einkommen um fast 1 00% erhöhen. 19 Auch 
bei Paaren mit zwei Kindern , deren Haushaltseinkommen zwischen f: 250 
und f: 290/Woche liegt, wird das Einkommen durch die Tax Credits um f: 
70-90/Woche erhöht. 

2004 bezogen etwa 1 5, 1 %  (5,9 Mio.) der Arbeitskräfte Tax Credits - der 
Großteil fäl lt auf CTC. Immerhin 6,4% der Beschäftigten beziehen aber 
auch WTC. ln der Einschätzung der Effekte der Tax Credits herrscht bis­
lang Uneinigkeit. Neben dem befürchteten Ausbleiben notwendiger Pro­
duktivitätssteigerungen , wenn Unternehmen auf staatlich subvention ierte 
Bi l l igarbeitskräfte zurückgreifen können, wird auf mögliche negative Aus-
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wirkungen auf die Lohnhöhe im Niedriglohnbereich verwiesen .  Diese Ge­
fahr sei umso größer "(i) the more closely social welfare benefits are de­
pendent on labour market activity; (ii) the weaker is the bargaining power 
of the recipients of social welfare in the labour market and therefore the 
g reater the chances that social welfare will enter into competition and 
drive down wages; and , ( i i i )  the higher is the Ievei of unemployment and 
therefore the greater the possibil ity that workers with subsidised wages 
will be substituted for those without.

"
20 

Auch Howarth und Kenway (2004) verweisen darauf, dass Tax Credits 
negative Auswirkungen auf gewerkschaftl iche Lohnverhandlungen ha­
ben, da sich Lohnerhöhungen nicht unmittelbar in einer Erhöhung des 
Einkommens der Arbeitskräfte n iederschlagen, da durch eine Steigerung 
des direkten Lohns der Anspruch auf Tax Credits reduziert wird .  

5 .  Der New Deal 

Die arbeitsmarktpolitischen Programme des New Deal gelten als Flagg­
schiff der "Welfare-to-work"-Strategie der Regierung. ln der Konzeptu­
al isierung und Umsetzung des New Deal konnte Labour einerseits auf 
Erfahrungen , die mit aktiven Arbeitsmarktprogrammen unter der kon­
servativen Regierung gemacht wurden , aufbauen. Andererseits wird im­
mer wieder auf den Einfluss US-amerikanischer Politiken, teilweise aber 
auch schwedischer Strategien verwiesen .21 Der schiere Umfang des New 
Deal, das Ausmaß der zur Verfügung gestellten Mittel - welche zu Beginn 
aus Einmalerlösen der privatisierten Versorgungsunternehmen (Wasser, 
Elektrizität) finanziert wurden -, die weit reichende Verknüpfung mit an­
deren Pol itikfeldern und schließlich die Bereitschaft, die Teilnahme an 
New-Deai-Programmen für ein ige Zielgruppen verpfl ichtend zu machen ,  
zeigen , dass es  sich bei diesem Maßnahmenpaket um e in  defin ierendes 
Element des Regierungsprojektes von New Labour handelt. Im Zwangs­
charakter des New Deal tritt der workfaristische Charakter dieser Pro­
gramme offen zu Tage. 

Die Implementierung des New Deal für verschiedene Zielgruppen be­
gann 1 998. Die lokale Umsetzung wurde n icht nur öffentl ichen Einrich­
tungen und dem gemeinnützigen Sektor, sondern in einige Fällen auch 
an private Unternehmen übertragen ,  was teilweise zu heftigen Ausein­
andersetzungen führte. Der New Deal for Young People (NDYP), der 1 8-
bis 24-jährige Langzeitarbeitslose als Zielgruppe hat, und der New Deal 
for Adults (ND25+) , der auf Langzeitarbeitslose, die zwischen 25 und 50 
Jahre alt sind , abzielt, stellen die beiden größten Programme dar. Darüber 
hinaus gibt es noch New-Deai-Programme für al lein erziehende Eltern 
(teilweise verpfl ichtend), für über 50-Jährige, für Personen mit Behinde­
rungen, für Partner von Langzeitarbeitslosen und auch für Musiker. Der 
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NDYP und der ND25+ sind bei Androhung von Sanktionen (temporärer 
Verlust der Unterstützung) verpflichtend. 

Das Programm besteht grundsätzlich aus zwei Stufen. Zuerst werden 
Langzeitarbeitslose dem so genannten Gateway (Eingang) zugewiesen. 
Die Eingangsphase dauert nicht länger als vier Monate und dient inten­
siver Beratung und Information der Arbeitslosen .  Diese sollen in dieser 
Periode entweder in ein reguläres Beschäftigungsverhältnis eintreten 
oder auf eine von vier Optionen vorbereitet werden. Um eine intensive 
Betreuung der Arbeitslosen sicherzustellen, wurde insbesondere die Po­
sition der Personal Advisor (persönlichen Berater) geschaffen bzw. mas­
siv aufgewertet. 

Nach dem Gateway ist der Eintritt in eine von vier Optionen verpfl ich­
tend. Zu diesen Optionen gehört die Aufnahme einer subvention ierten 
Beschäftigung im Privatsektor (der Zuschuss beträgt f 60/Woche für 6 
Monate), welche zumindest nach dem NMW entlohnt werden und in  eine 
dauerhafte Anstellung münden soll .  Eine weitere Option sieht die Aufnah­
me von Aus- und Weiterbildungsgängen in Vollzeit vor (bis zu 1 2  Monate) . 
Alternativ zu den bisher genannten Optionen g ibt es auch die so genannte 
Voluntary Sector Option (Non-Profit-Sektor-Option) und die Environmen­
tal Task Force (Umwelteinsatzgruppe), die die Ausübung "gesellschaftl ich 
nützlicher" Tätigkeiten ermöglichen sol l .  Diese Optionen dienen v. a. der 
Sammlung von Arbeitserfahrungen und sehen ebenfalls einen Aus- und 
Weiterbildungstag pro Woche vor. 

Der Zwangscharakter der New-Deai-Maßnahmen, den die Spin-Dok­
toren Labours griffig im Slogan "There is no fifth option" ("Es gibt kei­
ne fünfte Option") fassten ,  führte zu heftigen Debatten um den "Workfa­
re"-Charakter des New Deal. Die Regierung selbst vermied den Begriff 
"Workfare" zur Beschreibung ihrer Strategie aufgrund seiner negativen 
Konnotationen. Labour selbst hatte noch in den 1 980er und 1 990er Jah­
ren die "creeping compulsion" (schleichend eingeführter Zwang) der kon­
servativen arbeitsmarkt- und sozialpolitischen Programme heftig kritisiert. 
Vielmehr heben Labourminister den reziproken Charakter des New Deal, 
den "something for something"-Ansatz ("etwas für etwas") hervor, welcher 
Rechte und Pflichten sowohl der Langzeitarbeitslosen wie auch des Staa­
tes formuliere und sicherstelle, dass beide Seiten diese auch erfül len .22 
Zwischen den Arbeitslosen und dem Public Employment Service (Arbeits­
marktservice) wird daher tatsächlich ein Vertrag geschlossen, der die je­
wei l igen Rechte und Pfl ichten festlegt. 

Die Vertraglichung sozialer Rechte beruht jedoch auf einer Fiktion. 
Joel Handler (2004, S. 1 8) weist darauf h in ,  dass ",rights' in welfare con­
tracts are not the same as rights in ordinary contracts where the par­
ties have equal bargain ing power. ln  ordinary contracts, the relationship 
is horizontal ;  in ,Workfare' contracts the relationship is vertical . The Third 
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Way proponents ( . . .  ) argue that because the clients have rights and the 
government workers have obligations to fulfi l l  these rights, clients will be 
empowered . "23 

Die Evaluation der New-Deai-Programme ist umstritten und relativ 
uneindeutig. Wie zu erwarten, verweist die Regierung auf einen umfas­
senden Erfolg. So nehmen kontinu ierlich etwa 80.000 Jugendliche am 
New Deal tei l ,  etwa 1 ,3 Mio. seit 1 998. Bei den über 25-Jährigen liegt die 
Zahl bei aktuell etwa 50.000 Tei lnehmerinnen und seit Beginn des Pro­
gramms bei insgesamt etwa 800.000. Unklar bleibt aber, ob der New Deal 
die Beschäftigungsaussichten für Langzeitarbeitslose auf Dauer verbes­
sert. So zeigen die Daten, dass etwa 30-35% der Tei lnehmerinnen nach 
Ablauf des Programmes eine Beschäftigung fanden, die länger als drei 
Monate dauerte. Längerfristige Evaluationen l iegen kaum vor. Umstritten 
ist auch , ob der New Deal zu einem Ausbau der Beschäftigung geführt 
hat. Evaluationen sprechen von 1 7.000 neuen Jobs,24 obwohl die Regie­
rung ursprünglich mehr als 340.000 neue Stellen erwartete. Zum einen 
sind Einschätzungen schwierig, da Großbritannien seit der zweiten Hälfte 
der 1 990er Jahre ein kontinu ierliches Beschäftigungswachstum erlebte. 
Zum anderen können angebotsseitig orientierte Programme kaum zu ei­
ner Erweiterung des Stel lenangebotes für verschiedene Gruppen führen, 
sondern bestenfalls zu einer Beseitigung von Friktionen am Arbeitsmarkt 
beitragen. 

"What is more, the ,Third Way' ,welfare-to-work' strategy is not under­
pinned by generous income transfers programs. ( . . .  ) Finally, and this in 
sharp centrast to ,Third Way' rhetoric of , learning and education as the 
key to prosperity' , the relative significance of vocation training, ski l l  en­
hancement and upward mobil ity is rather l imited. The emphasis on ,sticks' 
rather than ,carrots', implies that for those who remain ( . . .  ) outside the 
reach of employment through employabil ity measures and tax credits, 
poverty remains a persistent threat."25 

Kritiker erwarten darüber h inaus, dass "Workfare"-Programme wie der 
New Deal Tei lnehmerinnen v. a. in prekäre Stellen am unteren Ende des 
Arbeitsmarktes vermitteln,  sich dabei jedoch wenig um die längerfristigen 
Entwicklungsmögl ichkeiten der Beschäftigten kümmern. "Work firsf', wel­
ches v. a. im Gateway die dominante Orientierung darstellt, wird auf Kos­
ten teurer Ausbildungsprogramme der Vorzug gegeben , was zu einer ho­
hen Arbeitskräftefluktuation in diesem Arbeitsmarktsegment beiträgt und 
Substitutionseffekte bedingt. Weiters wird der Fokus der Programme ins­
besondere auf jene Arbeitskräfte gerichtet, die am leichtesten zu vermit­
teln sind ("creaming" den Rahm abschöpfen) , während andere vernach­
lässigt oder wenig sinnvol len Programmen zugewiesen werden - wie dies 
in Großbritannien bspw. für die Environmental Task Force moniert wird .26 

Die I nstabil ität der Arbeitsverhältnisse und die damit verknüpfte Prekarität 
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der Beschäftigten werden n icht gelindert - Drehtüreffekte kommen zum 
Tragen. Arbeitskräfte bewegen sich kontinu ierlich zwischen kurzfristigen 
Beschäftigungsverhältnissen und arbeitsmarktpolitischen Programmen. 

6. Schlussfolgerungen - Über den Neoliberalismus hinaus 
und dennoch TINA ("There is no alternative" - Es gibt keine 

Alternative) 

Die Akzeptanz der thatcheristischen Umgestaltung Großbritanniens 
durch New Labour führte von Anfang an zur Kritik, beim "Dritten Weg" 
handle es sich bestenfalls um eine Fortsetzung des Neoliberalismus mit 
christlich-sozialistischem Gesicht. Kritiker New Labours wie etwa Bob 
Jessop anerkennen zwar; dass die Blair-Regierung einen Bruch mit der 
hegemonialen Strategie des Thatcherismus, welche auf gesellschaftliche 
Polarisierung und Konfrontation mit den Gewerkschaften abzielte, formu­
l ierte, betonen jedoch, dass die Veränderungen des Staates und die da­
mit verknüpfte Akkumulationsstrategie (flexible Märkte etc.) weitgehend 
unangetastet blieben. 

"Thus, ( . . .  ) New Labour ( . . . ) has clearly moved towards a more socially 
inclusive hegemonic project. This adresses the l imitations of the posses­
sive individual ism favoured by neo-liberalism and recognizes the need to 
re-embed market forces into a broader, more cohesive social order: lt aims 
to remoralize the neo-liberal accumulation strategy around a populist ,one 
nation' hegemonic project that wi l l  reduce social exclusion without under­
mining the economic wel l-being of ,M iddle England' ( ... )"27 

Angesichts der Entwicklungen gerade im arbeitsmarkt- und sozialpoli­
tischen Bereich seit 1 997 stellt sich aber die Frage, ob das Regierungs­
projekt New Labours tatsächl ich als Fortsetzung des Neoliberal ismus 
gesehen werden kann,  dem nach 1 8  Jahren konservativer Regierung 
die Funktion zukommt, soziale Polarisierungen und weit reichende Ver­
armungs- und Ausschlusstendenzen in der britischen Gesel lschaft durch 
geeignete Maßnahmen abzufedern und ein Auseinanderfallen der Gesell­
schaft zu verhindern, um so die neoliberale Restrukturierung auf Dauer 
zu stellen . Diese auch in der britischen Debatte oft vorgebrachte Einschät­
zung ist aber inadäquat, da sie in gewisser Weise die Auseinanderset­
zungen um die und in der Labour Partei der 1 980er und 1 990er Jahre 
weiterführt und eine angeblich glorreiche sozialistische Vergangenheit 
verklärt. Demgegenüber kann sich der machtpolitische Pragmatismus der 
Blair-Regierung und der lange Zeit glaubwürdig scheinende Anspruch, 
NEW Labour zu sein ,  als zukunftsträchtig und realistisch präsentieren. 

Der Dritte Weg ist aus dieser Perspektive nicht einfach eine Fortsetzung 
des Neoliberalismus, sondern vielmehr ein anti-sozial istisches Gegen­
modell kapital istischer Regulation, welches zwar auf dem Thatcherismus 
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aufbaut, jedoch zugleich darüber hinausgehen und den Individuen Tei lha­
be und Gerechtigkeit im postfordistischen Kapital ismus anbieten wil l .  Wie 
erfolgreich diese Strategie auf Dauer sein kann,  muss hier offen bleiben. 
Untersuchungen zeigen bspw. , dass die Maßnahmen der Regierung zwar 
bislang kaum zu einer Abnahme der Ungleichheit oder einer Reduktion 
der Armut geführt haben. Anhand der Daten wird aber konzediert, dass 
die bislang dominanten Trends gestoppt werden konnten - und dies trotz 
eines anhaltenden Wirtschaftsaufschwunges, was historisch immer auch 
zu einer Zunahme der Ungleichheit in Großbritannien geführt hatte.28 

Die I ntegration in den Arbeitsmarkt und der Kampf gegen Armut spielt 
für die moralische Fundierung der Hegemonie Labours wie für die ökono­
mische Prosperität eine zentrale Rolle. Auf der einen Seite versucht die 
Regierung, Middle England an ihr Projekt zu binden, in dem sie die Wie­
derherstellung des gesellschaftlichen Zusammenhalts ("one nation" - eine 
Nation) und einer auf harter Arbeit, Respekt und Fleiß basierenden , nicht 
nur individual istischen Prosperität anbietet. "Welfare-to-work" verspricht in 
diesem Kontext, die Arbeitslosen und verarmten Bevölkerungsschichten 
nicht nur zu disziplinieren, sondern auch zu integrieren. Auf der anderen 
Seite bieten die I nstitutionen des britischen Workfare-Staates genau die­
sen Gruppen nur bestimmte Kanäle der Integration in die Gesellschaft an. 
"Welfare-to-work" zielt auf die Veränderung der Arbeitslosen und der Ar­
mutsbevölkerung und nicht auf eine Umgestaltung der Gesel lschaft ab. 
Labour versucht auf diese Weise, die Unterordnung unter flexible Arbeits­
märkte und die Rekommodifizierung der Ware Arbeitskraft mit sozialer 
I ntegration und Bekämpfung der Armut zu verbinden , um ein britisches 
Modell von "Workfare" als alternatives Modell zum Wohlfahrtsstaat auf 
Dauer stel len zu können. 

Anmerkungen 

1 Bei diesem Beitrag handelt es sich um die überarbeitete und erweiterte Version 
meines Beitrags "Nach der neoliberalen Revolution. Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik 
nach dem Thatcherismus" in: Widerspruch 25/2 (2005): Nr. 49 Prekäre Arbeitsgesell­
schaft. 

2 "Die größte Herausforderung für jede demokratische Regierung besteht heute darin, 
unsere Institutionen umzugestalten und die neue beschäftigungslose Klasse zurück in 
die Gesellschaft und in nützliche Arbeit zu bringen und den Willen zu gewinnen zurück­
zubringen." Zitiert nach Peck (2003). 

3 Gray (2004). 
4 Noel ( 1 995), Fink (2006). 
5 Dimmel (2000). 
6 Exemplarisch Jessop (2003a). 
7 Peck (2003). 
8 Jessop (2003a) 1 52. 
9 "Sozialabbau und/oder Strategien zur Sicherung der Arbeitsbereitschaft verschieben 

nicht einfach die Grenze zwischen den beschäftigten und nichtbeschäftigten Segmenten 
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des Arbeitsmarktes in einer irgendwie neutralen Art. Da diese Grenze sozial konstru­
iert ist, führt ihre Veränderung unvermeidlich zur Reorganisation sozialer Verhältnisse. 
Und wenn diese Grenzverschiebung im Kontext liberaler Wohlfahrts- bzw.neoliberaler 
"Workfare"-Regime stattfindet, sind die Ergebnisse gewöhnlich in  einer Vertiefung sozi­

aler und ökonomischer Ungleichheiten zu messen." Peck (2003) 48f; übersetzt R.A. 
10 "( . . .  ) es existiert ein regulatorischer Imperativ, nicht nur den Fluss von Arbeitskräften 

in  und aus Lohnarbeit anzupassen,  sondern auch Anstrengungen zu unternehmen, 
die Arbeiter selbst zu verändern, ihre Einstellungen zu Arbeit und Löhnen, ihre Er­
wartungen über Beschäftigungskontinuität und Aufstiegschancen, ihre ökonomischen 
ldentitäten usw.". Peck (2003) 52; übersetzt R.A. 

1 1 Ferrara, Hemerijck (2003). 
12 Jessop (2003a). 
13 Wohlfahrtsabhängigkeit, eher als Armut also solche, ist der explizite Fokus der Politik 

geworden: Die Armen benehmen sich "nicht passend", weil sie eine Weit perverser 
Anreize bewohnen , eine Anreizstruktur, die transformiert werden muss, wenn sie "Un­
abhängigkeit" erreichen sollen. Die Lösung muss sich um Arbeit und Arbeitsethos dre­
hen." Peck (2003) 329; übersetzt R.A. 

14 Burgess (2006). 
15  Low Pay Commission (2005). 
16 Dickens, Manning (2003). 
17 Howarth, Kenway (2004). 
1 8 Streissler ( 1 999). 
19 Howarth, Kenway (2004). 
20 "(i) je mehr Sozialtransfers von Arbeitsmarktaktivitäten abhängen; (ii) je schwächer 

die Verhandlungsmacht der Transferleistungsempfängerlnnen auf dem Arbeitsmarkt 
ist, je größer daher die Möglichkeiten sind, dass Sozialleistungen auf den Wettbewerb 
einwirken und Löhne reduzieren; und (ii i) je höher die Arbeitslosigkeit ist und daher die 
Möglichkeit zunimmt, dass Arbeiter mit subventionierten Löhnen Arbeiter ohne substi­
tuieren." Wilkinson (2001 )  2 1 ;  übersetzt R.A. 

21 Cebulla u. a.  (2005). 
22 Handler (2004) 1 8. 
23 • • .  dass "Rechte in Wohlfahrts-Verträgen nicht dasselbe sind, wie Rechte in ge­

wöhnlichen Verträgen, in denen die Vertragspartner die gleiche Verhandlungsmacht 
haben. ln gewöhnlichen Verträgen ist das Verhältnis horizontal; in "Workfare"-Verträgen 
ist das Verhältnis vertikal. Die Proponenten des Dritten Wegs ( . . .  ) argumentieren aber, 
dass deswegen, weil Klienten Rechte und die Angestellten der Regierung Pflichten 
haben, diesen nachzukommen, die Klienten empowered werden." 

24 Blundell u .  a. (2003). 
25 "Dazu kommt noch, dass die "Welfare-to-work" Strategie des "Dritten Wegs" nicht 

durch großzügige Einkommenstransfers unterstützt wird. ( . . .  ) Und schließlich, und das 
in scharfem Kontrast zur Rhetorik des "Dritten Wegs" über "Lernen und Ausbildung als 
Schlüssel zum Wohlstand", ist die relative Bedeutung der Aus- und Weiterbildung und 
der Aufwärtsmobilität ziemlich begrenzt. Die Betonung, welche auf die Peitsche statt 
auf das Zuckerbrot gelegt wird, impliziert, dass für diejenigen, die keine Beschäftigung 
durch Maßnahmen zur Sicherung der Beschäftigungsfähigkeit und Steuergutschriften 
erhalten, Armut eine permanente Drohung bleibt." Ferrara, Hemerijck (2003) 1 04. 

26 Gray (2004). 
27 "New Labour hat sich daher klar in Richtung eines sozial-inklusiven hegemonialen 

Projektes bewegt. Dies spricht die Grenzen des Besitzindividualismus, wie er vom Ne­
oliberalismus favorisiert wird an und anerkennt die Notwendigkeit die Märkte in eine 
breitere und umfassender gesellschaftliche Ordnung einzubetten .  Dies zielt darauf die 
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neoliberal Akkumulationsstrategie rund um ein populistisches, .. one nation" (eine Na­
tion) Hegemonieprojekt zu remorallsleren, das sozialen Ausschluss verhindert ohne 
die ökonomischen Wohlstand von .Middle England" (englische Mittelschichten) ( . . .  ) zu 
unterminieren." Jessop (2003b). 

28 Sefton, Sutherland (2005). 
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Zusammenfassung 

Die sozial- und arbeitsmarktpolitische Strategie der britischen Labourregierung wird un­
ter dem Schlagwort Welfare-to-work zusammengefasst. Kritikerinnen sehen darin die bri­
tische Variante von Workfare. Am Beispiel Welfare-to-work kann gezeigt werden, dass 
Workfare-Politiken auf eine umfassende Umgestaltung der sozialen Sicherungssysteme 
und Regulierung der Arbeitsmärkte abzielen und nicht einfach auf eine restriktive aktive 
Arbeitsmarktpolitik reduziert werden können. Bei Welfare-to-work greifen zumindest drei 
Politikfelder ineinander. Dazu zählt erstens die Einführung des National Minimum Wage, 
der mit den anderen sozialpolitischen Maßnahmen abgestimmt wurde. Zweitens gehört 
dazu die Umstellung des Steuersystems und der sozialen Transfers auf so genannte ln­
Work-Benefits. Diese sollen verhindern, dass Arbeitslose durch das Sozialsystem von der 
Annahme einer Beschäftigung abgehalten werden. Drittens gehören dazu die Programme 
des so genannten New Deal, bei denen es sich um Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarkt­
politik im engeren Sinne handelt. Diese sehen für verschiedene Gruppen Langzeitarbeits­
loser die verpflichtende Teilnahme an arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen vor. 
Die Integration in den Arbeitsmarkt spielt bislang für die moralische Fundierung der He­
gemonie Labours eine zentrale Rolle. Welfare-to-work zielt jedoch in diesem Kontext auf 
die Anpassung der Arbeitslosen und der Armutsbevölkerung an die flexibilisierten Arbeits­
märkte und nicht auf eine Umgestaltung der Gesellschaft ab. 
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Nicht-Pendler Innen, Binnen- und 
Grenzpendlerinnen - Eine sozio­
ökonomische Charakterisierung 
am Beispiel der Pendlerregion 

Bodenseeraum 

Georg Gottholmseder 
Engelbert Theurl 

1 .  Einleitung 

Die Entscheidung, (i) Arbeit am Wohnort anzubieten, ( i i) zu Arbeitszwe­
cken innerhalb der Region oder (i i i ) über die Grenze staatl icher Kollektive 
zu pendeln, hängt aus ökonomischer Sicht wesentlich von der regional­
und gesamtwirtschaftlichen Lage und Entwicklung, von der Ausgestaltung 
des Arbeits-, Sozial- und Steuerrechts, von der Verkehrsinfrastruktur so­
wie von den sozio-ökonomischen Charakteristiken der Beschäftigten wie 
z. B. Alter, Geschlecht, berufliche Qualifikation und Familienstruktur ab. 
Für die Analyse der Bedeutung dieser Einflussfaktoren auf die Arbeitsort­
entscheidung sind staatl iche Grenzregionen gute Anschauungsbeispiele, 
weil sie alle drei Optionen offerieren . Die Kenntnis dieser Einflussfaktoren 
ist wiederum eine der Voraussetzungen für eine zielorientierte regionale 
Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik. 

Das Bundesland Vorarlberg bzw. die Pendlerregion Bodenseeraum stel­
len in Europa solche Grenzregionen dar: Vorarlberg ist dadurch gekenn­
zeichnet, dass sowohl der Anteil der Binnenpendler als auch der Anteil 
der Grenzpendlerinnen im nationalen und internationalen Vergleich hoch 
ist. Dies macht es lohnend zu analysieren, hinsichtlich welcher Charakte­
ristiken und Entscheidungen sich N ichtpendlerinnen von Binnenpendle­
rinnen und Grenzpendlerinnen unterscheiden. Der Analyse d ieser Unter­
schiede widmet sich der nachstehende Beitrag. Empirische Basis ist eine 
Befragung von unselbständig Beschäftigten mit Wohnort in Vorarlberg. 1  

Der Beitrag ist wie folgt aufgebaut. Einleitend wird eine kurze Charak­
terisierung der Bodenseeregion an Hand volkswirtschaftlicher Funda­
mentaldaten gegeben. Im Weiteren wird das Ausmaß der Pendlerströme 
in der Region dargestellt. l n  Abschnitt 3 erfolgt eine Charakterisierung 
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von Nicht-Pendlerlnnen, Binnenpendlerinnen und Grenzpendlerinnen 
an Hand wichtiger sozioökonomischer Merkmale bzw. an Hand wichtiger 
Entscheidungsdimensionen .  Dabei werden jeweils einleitend literaturge­
stützte Hypothesen darüber formul iert, welche Abhängigkeiten bzw. Zu­
sammenhänge zu erwarten sind. ln Abschnitt 4 werden einige Zusam­
menhänge beleuchtet, die ausschl ießlich Grenzpendlerinnen betreffen. 

2. Ausgewählte wirtschaftliche Charakteristiken der 
Bodenseeregion 

Zur besseren Einordnung der nachfolgenden empirischen Analyse 
sollen in einem ersten Schritt wesentl iche Charakteristiken des Arbeits­
marktes in der Bodenseeregion dargestellt werden. Dazu zählen wichtige 
makroökonomische Größen wie Arbeitslosigkeit, Wirtschaftsstruktur und 
Lohnniveau sowie d ie Binnen- und Grenzpendlerströme. 

2.1 Arbeitslosigkeit 

Da die regionale Arbeitslosigkeit bzw. Differenzen in der Arbeitslosigkeit 
ein wichtiger Einflussfaktor auf interregionale Pendelströme sein können, 
soll hier ein kurzer Einbl ick in die Arbeitsmarktsituation der Bodenseere­
gion gegeben werden. 

Die Bodenseeregion ist vergl ichen mit anderen europäischen Regionen 
sowie dem Durchschnitt der EU-1 5 Länder durch eine verhältnismäßig 
geringe Arbeitslosigkeit gekennzeichnet. Abbildung 1 zeigt die Arbeitslo­
senquote der einzelnen Tei lregionen der Bodenseeregionen sowie der 
EU- 1 5  Länder. 

Wie aus der Abbildung 1 hervorgeht, weist besonders Liechtenstein 
eine außergewöhnlich niedrige Quote auf. Ein Hauptgrund für die niedrige 
Arbeitslosigkeit in Liechtenstein dürfte die im Vergleich zum Arbeitsange­
bot große Nachfrage nach Arbeit sein .  Diese wird bereits zu einem gro­
ßen Tei l  mit ausländischen Arbeitskräften gedeckt. Im Jahr 2003 besaßen 
nur 34,33% aller im Fürstentum Liechtenstein beschäftigten Personen die 
Hechtensteinische Staatsbürgerschaft, während der Großteil der Arbeits­
kräfte aus dem Ausland zupendelt. 

Auch die Schweiz verfügt über eine äußerst geringe Arbeitslosenquote, 
welche deutlich unter jener der EU-1 5,  aber auch deutlich unter der Vor­
arlbergs liegt. Die Quote für die Ostschweiz lag in den Jahren 2002 - 2004 
um ca. einen Prozentpunkt unter der Quote für die gesamte Schweiz. 

Die Arbeitslosigkeit im östlichen deutschen Bodenseeraum - diese wird 
hier als mit der Einwohnerzahl  gewichteter Mittelwert der Arbeitslosen­
quoten der Landkreise Oberal lgäu ,  Lindau, Bodenseekreis, Ravensburg 
sowie der kreisfreien Stadt Kempten berechnet, bewegt sich etwa in der 
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Abbildung 1 :  Regionale Arbeitslosenraten 1 990-2004 (in %) 

1990 1991 1992 1993 1994 1 995 1996 1997 1 998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 

--+-- Vorarlberg 

----*- Ostschweiz 

-- Liechtenstein -..--- Schweiz gesamt 

---Jr- Deutschland(Bodensee) ___._ EU-15 

Quelle: E U 1 5: Eurostat; Deutschland : Bundesagentur für Arbeit; Österreich: Arbeitsmarkt­
service Vorarlberg; Schweiz: Bundesamt für Statistik; Liechtenstein: Liechtenstein in Zah­
len, Amt für Volkswirtschaft. 

Größenordnung der Arbeitslosenquote in Vorarlberg und ist somit deut­
l ich über jener der Schweiz und Liechtensteins. Vergl ichen mit dem Rest 
Deutschlands sowie Bayern weist die deutsche Bodenseeregion aller­
dings eine sehr geringe Arbeitslosigkeit auf, was besonders auf die Land­
kreise Lindau und Ravensburg zutrifft. 

2.2 Wirtschaftsstruktur 

Die Wirtschaftsstruktur des Bodenseeraumes ist durch eine verhältnis­
mäßig große Bedeutung des sekundären Sektors geprägt. Ein großer Teil 
der Erwerbstätigen in dieser Region ist in der I ndustrie beschäftigt. 

Dies gi lt insbesondere für Liechtenstein. I nsgesamt sind dort über 45% 
der Erwerbstätigen im sekundären Sektor tätig .  Eine besondere Bedeu­
tung kommt dem Maschinenbau,  der Herstel lung von Elektrogeräten so­
wie dem Fahrzeugbau zu. Allein in den drei Großbetrieben Hi lti, Unaxis 
und Thyssen Krupp arbeiten 1 3,77% al ler in Liechtenstein Beschäftigten. 2 
Im  Bereich der Dienstleistungen sind in Liechtenstein vor allem Unterneh­
mensdienstleistungen ein wichtiger Beschäftigungsfaktor. H ierbei sind das 
Treuhand- sowie das Wirtschaftsprüfungswesen von großer Relevanz.3 
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Vorarlberg und die deutsche Bodenseeregion weisen ähnlich wie Liech­
tenstein einen hohen Anteil Beschäftigter in der Sachgüterproduktion auf. 
ln der deutschen Bodenseeregion sind 35,28% und in Vorarlberg 28,73% 
aller Beschäftigten in der Sachgüterproduktion erwerbstätig. 

Abbildung 2: Regionale Beschäftigung nach Branchen (in % der 
jeweiligen Gesamtheit) 
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Quelle: Österreich: Statistisches Jahrbuch 2005; Liechtenstein: Liechtenstein in Zahlen 

2004; Schweiz: Bundesamt für Statistik; Deutschland: GENESIS-Datenbank sowie Statis­
tisches Landesamt Baden-Würtlemberg 

Die Schweiz ist im Gegensatz zu den anderen Regionen durch einen 
sehr hohen Anteil des tertiären Sektors gekennzeichnet, wobei beson­
ders der Handel sowie die Gesundheits- und Sozialleistungen stark aus­
geprägt sind. 

Im Vergleich zum Durchschnitt der gesamten Schweiz ist der sekundäre 
Sektor in der Ostschweiz verhältnismäßig stark ausgeprägt. ln den Kanto­
nen Sankt Gallen, Appenzell-lnnerrhoden und Appenzeii-Ausserrhoden, 
welche die häufigsten Pendelziele für Vorarlberger Grenzpendlerinnen 
darstellen, sind 34,2% aller Beschäftigten im sekundären Sektor tätig. 
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2.3 Einkommen 

Das Lohnniveau bzw. Differenzen im Lohnniveau sind ein wichtiger Fak­
tor für die Attraktivität einer Region als PendelzieL Sowohl Liechtenstein 
wie auch die Schweiz sind als Länder mit einem sehr hohen Einkom­
mensniveau bekannt. Ein direkter Vergleich der Durchschnittseinkommen 
wird durch die mangelnde Kompatibil ität der Einkommensbegriffe sowie 
fehlender Statistiken erschwert. 

Das Durchschnittseinkommen (der Unselbständigen) in der Ostschweiz 
ist mit umgerechnet 40.039 Euro pro Jahr deutlich über dem Durchschnitt 
des standardisierten Jahreseinkommens in Vorarlberg, welches sich auf 
27.063 Euro beläuft. Dabei ist jedoch zu berücksichtigen,  dass es sich 
bei dem Durchschnittseinkommen der Schweiz um ein Vol lzeitäquivalent 
(40-Stunden-Woche) handelt, während der Österreichische Wert n icht ar­
beitszeitberein igt ist. Dennoch kann von beträchtlichen Einkommensun­
terschieden ausgegangen werden . 

Für das Fürstentum Liechtenstein gibt es nach Auskunft des Amtes für 
Volkswirtschaft keine offizielle Lohnstatistik. Studer (2004), welche das 
Durchschnittseinkommen für Liechtenstein aus dem unselbständigen Er­
werbseinkommen und der Zahl der unselbständig Erwerbstätigen berech­
net, gibt an, dass das Bruttoeinkommen in Liechtenstein im Jahr 1 999 
doppelt so hoch war wie jenes in Vorarlberg. Doch auch hier muss wieder 
berücksichtigt werden , dass ein direkter Vergleich nur begrenzt möglich 
ist. 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass von signifikanten 
Einkommensunterschieden in der Bodenseeregion auszugehen , ein di­
rekter Vergleich jedoch nicht möglich ist. 

2.4 Pendlerströme 

Wie bereits eingangs erwähnt, ist Vorarlberg durch eine hohe Arbeits­
kräftemobil ität gekennzeichnet. Im Durchschnitt arbeiten 63,9% der Vor­
arlberger Bevölkerung nicht in ihrer Wohnsitzgemeinde. Der Prozentanteil 
der Pendlerinnen schwankt dabei zwischen den Gemeinden relativ stark, 
nämlich zwischen 1 1 ,65% und 86,55%. 81 . 1 06 der 146.594 in Vorarlberg 
Beschäftigten und auch dort Wohnenden (ca. 55,3%) arbeiten nicht in ih­
rer Wohnsitzgemeinde. 2.363 in Vorarlberg wohnende Beschäftigte pen­
deln in andere Österreichische Bundesländer.4 Die Arbeitskräftemobil ität 
zeigt sich auch in einer verhältnismäßig großen Zahl an Grenzpendle­
rl nnen. Setzt man die Zahl der Personen , welche in Vorarlberg wohnen 
und in einem anderen Land arbeiten,  zu der Zahl der in Vorarlberg Be­
schäftigten in Relation, so zeigt sich , dass 1 0,6% aller Beschäftigten in 
ein Nachbarland auspendeln .  

21 3 



Wirtschaft und Gesellschaft 32. Jahrgang (2006), Heft 2 

Schulz (2004, S. 2) gibt die Zahl der Grenzpendlerinnen in der gesam­
ten EUREGIG-Bodensee für 2001 mit 35.042 an. Tabelle 1 zeigt die Pen­
delströme in der östlichen Bodenseeregion im Jahr 2001 . Das Fürstentum 
Liechtenstein ist innerhalb der beobachteten Region das häufigste Ziel 
von Grenzgängerlnnen. 46, 1 5% aller dort Beschäftigten sind Grenzpend­
lerl nnen. Der Großtei l  der Einpendlerinnen nach Liechtenstein kommt 
aus Vorarlberg. 

Tabelle 1 :  Grenzpendlerströme in der östlichen Bodenseeregion 

Quelle: Schulz (2005). 
*Quelle: Hitzelsberger, Biebl, Reuter (2002). 
**Quelle: Österreichische Volkszählung 2001 . 

Auch die Schweiz, welche in Europa die größte Zahl an Einpendlerinnen 
aufweist (Ende 2004 pendelten laut Bundesamt für Migration insgesamt 
1 92.222 Personen aus anderen Regionen in die Schweiz) , ist in der östl i­
chen Bodenseeregion ein häufiges PendelzieL Der größte Pendelstrom ist 
wiederum jener aus Vorarlberg. 

Die Grenzpendelströme zwischen Deutschland und Vorarlberg sind re­
lativ ausgegl ichen, wobei auch hier mehr Personen aus Vorarlberg weg­
pendeln,  als nach Vorarlberg einpendeln. Vorarlberg stellt in der beobach­
teten Region die bedeutendste Auspendelregion dar. 

3. Nicht-Pendler Innen, Binnenpendlerinnen und 
Grenzpendlerinnen im Vergleich 

3.1 Die Datenbasis 

Im Rahmen der empirischen Analyse werden drei verschiedene Grup­
pen unterschieden. Dies sind (i) Nicht-Pendlerlnnen, also Personen die in 
ihrer Wohngemeinde arbeiten,  (i i) Binnenpendlerlnnen, welche außerhalb 
ihrer Wohngemeinde, jedoch innerhalb Österreichs (überwiegend in Vor­
arlberg) erwerbstätig sind, und (i i i) Grenzpendlerlnnen. 

Die Daten, die für die folgende Analyse als Basis dienen , wurden durch 
eine repräsentative Befragung im Bundesland Vorarlberg i m  Zeitraum 
April bis Jul i 2005 erhoben .  Dabei wurden insgesamt 1 283 unselbständig 
Erwerbstätige im Alter zwischen 1 8  und 60 Jahren befragt. 
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Um ein ausreichendes Sampie für die Analyse von grenzpendlerspe­
zifischen Themen zu gewährleisten, wurde eine Überrepräsentation von 
Grenzgängerinnen in Form einer 20-%igen Grenzgängerinnenquote fest­
gesetzt. Die Daten wurden durch persönliche Interviews vor Ort erhoben. 

3.2 Sozioökonomische Charakteristika 

3.2.1 Geschlecht 

l n  diesem Abschnitt soll auf individuelle Eigenschaften der Pendlerinnen 
beziehungsweise Nicht-Pendlerinnen eingegangen werden. Ein wichtiges 
Unterscheidungsmerkmal ist dabei das Geschlecht. ln der Literatur zur Er­
klärung von Pendlerentscheidungen wird davon ausgegangen,  dass Frau­
en weniger und kürzer pendeln als Männer. Als Grund dafür werden oft 
Einkommensunterschiede genannt. Die Tatsache, dass Frauen im Durch­
schnitt geringere Einkommen beziehen, führt dazu, dass auch das zusätz­
liche Einkommen, welches durch Pendeln erzielt werden kann ,  geringer ist 
als bei Männern und das Pendeln damit weniger attraktiv ist. Ein weiterer 
Einflussfaktor, der in Zusammenhang mit dem Beschäftigungsverhältnis 
steht, ist die große Bedeutung von Teilzeitbeschäftigungen bei Frauen.5 
Bei geringeren Arbeitszeiten steigen die Pendelkosten pro Arbeitsstunde. 

Madden (1 981 , S. 1 82) nennt als weitere Gründe die Haushaltsstruktur 
beziehungsweise die Rol lenverteilung innerhalb der Familie. Frauen sind 
mit einem Großteil der Hausarbeit sowie der Erziehung der Kinder be­
traut, weshalb es ihnen aufgrund dieser Aufgaben innerhalb der Fami l ie 
nur erschwert möglich ist, eine Beschäftigung anzunehmen, welche Pen­
deln und somit eine längere Abwesenheit vom Wohnort erfordert.6 

Der Effekt von Kindern auf die Pendeldistanz von Frauen wurde auch 
empirisch bestätigt. So weist Rouwendal (1 999, S. 5 1 0) nach , dass Frauen 
bei Anwesenheit von Kindern eine höhere Kompensation für das Pendeln 
erwarten, was wiederum bedeutet, dass Kinder einen signifikant negativen 
Einfluss auf deren Pendeld istanz haben. White ( 1 986, S. 37 1 )  zeigt, dass 
die Pendeldistanzen von Frauen , welche Haushaltsvorsteherinnen sind, 
nicht von Kindern abhängen . Im Gegensatz dazu wirken sich Kinder bei 
Frauen, die einen vol l  erwerbstätigen Partner haben und nicht Haushalts­
vorsteherlnnen sind , negativ auf die Pendeldistanz aus. Das bedeutet, 
dass auch die Famil ienverhältnisse einen wesentlichen Einfluss auf das 
Pendelverhalten von Frauen haben. Die Ergebnisse von Rouwendal und 
White werden im Wesentl ichen durch van Ommeren (1 997) bestätigt. 

Bezogen auf das Grenzpendeln kann von ähnlichen U nterschieden 
ausgegangen werden . So belegt zum Beispiel Janssen (2000, S. 62f) , 
dass die überregionale Mobil ität von Frauen sign ifikant geringer ist als 
jene der Männer. 
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Die Ergebnisse der Befragung in Vorarlberg bestätigen im Wesentlichen 
die Erkenntnisse dieser Arbeiten.  So sind Frauen in der Gruppe der N icht­
Pendlerinnen am stärksten vertreten .  59,6% der Personen in dieser Grup­
pe sind Frauen. Ein Vergleich der Anteile an Frauen und Männern, wel­
che Nicht-Pendlerinnen sind, zeigt, dass Frauen signifikant häufiger in der 
Wohngemeinde arbeiten als Männer (x2=14 ,45, d .f.=1 ) .  

Bei  den Binnenpendlerinnen verändern sich die Verhältnisse zu Guns­
ten der Männer, was in Zahlen ausgedrückt 5 1 ,3% Männer und 48,7% 
Frauen bedeutet. Das heißt auch , dass 40,6% der Frauen und 44,8% der 
Männer Binnenpendlerinnen sind. H ier lassen sich keine signifikanten 
Unterschiede zwischen Männern und Frauen feststellen (x2=1 ,26, d.f.=1  ) .  
Auch bei der Gruppe der Grenzpendlerinnen sind Männer stärker vertre­
ten als Frauen, wobei das Verhältnis 62, 1 %  Männer zu 37,9% Frauen be­
trägt. H ier ist wieder ein signifikanter Unterschied zwischen Männern und 
Frauen zu erkennen. Männer sind also sign ifikant häufiger Grenzgänger 
als Frauen (x2=1 5,78, d .f.=1 ) . 

Die durchschnittl iche Pendeldistanz von Männern beträgt 1 3,35 Kilome­
ter pro Strecke im Vergleich zu 1 1 ,5 1  Kilometer bei den Frauen,  was die 
Hypothese, dass Frauen kürzer pendeln als Männer, auf den ersten Bl ick 
bestätigt. Ein zweiseitiger t-Test zeigt jedoch, dass der Unterschied in den 
Pendeldistanzen das 5%-Signifikanzniveau n icht erreicht. 

3.2.2 Alter 

Ein weiterer wichtiger Faktor für die Pendelentscheidung ist das Le­
bensalter. ln der Literatur findet man immer wieder Hinweise darauf, dass 
die Mobilität von Arbeitnehmerlnnen, gemessen durch die Pendeld istanz, 
mit dem Alter sinkU Rouwendal ( 1 999, S. 51 0f) weist diese Beziehung 
zwischen Alter und Pendeldistanz auch speziell für Frauen nach . 

Ein Grund für geringere Pendeldistanzen älterer Arbeitnehmerinnen 
könnte in der Optimierung der Arbeitsort-Wohnort-Entscheidung l iegen. 
Je länger Individuen auf dem Arbeitsmarkt tätig sind, desto größer ist die 
Zahl der Stel lenangebote, zwischen denen sie auswählen können, und 
somit auch die Chance, einen Arbeitsort in  der Nähe des Wohnortes zu 
finden .8 Ein weiterer Grund könnte sein ,  dass die Bereitschaft zu pendeln 
mit dem Alter abnimmt, da die Belastung durch das Pendeln mit dem 
Alter ansteigt. Trifft dieses Argument zu, so müsste sich auch bei den 
Grenzpendlerinnen ein niedrigeres Durchschnittsalter als bei N icht-Pend­
lerinnen zeigen . 

Im Gegensatz dazu stellt Van der Velde (2000, S. 1 74) in seiner Befra­
gung jedoch fest, dass die Bereitschaft, Arbeit im Ausland zu suchen , mit 
dem Alter wächst. 

21 6 



32. Jahrgang (2006), Heft 2 Wirtschaft und Gesellschaft 

Vergleicht man nun das Durchschnittsalter der verschiedenen Pendel­
typen in Vorarlberg, so zeigt sich, dass der Altersdurchschnitt bei Bin­
nenpendlerinnen tatsächlich um 2,36 Jahre unter dem der N icht-Pendle­
rinnen l iegt. Das Durchschnittsalter in der Gruppe der Nicht-Pendlerinnen 
beträgt 39,96 Jahren, jenes der Binnenpendlerinnen 37,6 und das der 
Grenzpendlerinnen 39,87. Ein t-Test auf die Signifikanz der Altersun­
terschiede zwischen den Gruppen ergibt, dass sowohl zwischen Nicht­
Pendlerinnen und Binnenpendlerinnen (t=3,254, d .f.= 1  052) als auch zwi­
schen Binnenpendlerinnen und Grenzpendlerinnen (t=-2 ,51 9, d.f.=765) 
ein signifikanter Altersunterschied besteht. Der Unterschied zwischen 
Nicht-Pendlerinnen und Grenzpendlerinnen ist hingegen nicht signifikant 
(t=O, 1 056, d.f.=733) . 

I nteressant an diesem Ergebnis ist, dass die Grenzpendlerinnen einen 
ähnl ichen Alterschnitt aufweisen wie N icht-Pendlerl nnen, obwohl man ei­
gentlich erwarten würde, dass diese, gleich wie die Binnenpendlerlnnen, 
jünger sind als die Nicht-Pendlerlnnen. Um dieses Ergebnis besser inter­
pretieren zu können, ist es sinnvoll sich die Vertei lung des Alters für die 
drei Gruppen anzusehen. l n  den H istogrammen der Abbi ldung 3 ist die 
Altersvertei lung der befragten Personen nach dem Pendeltyp dargestel lt. 

Abbildung 3:  Altersstruktur nach Pendeltyp 

Altersstruld�tnach .P6lff� ·.· . .  
1..t•l!ohM;"Iflmjlerlnnen · 2·111b!�� 

�·· 
Alter 

Auffallend ist, dass die Gruppe der unter 25-Jährigen bei den Grenzpend­
leri nnen stark unterrepräsentiert ist. Diese Gruppe ist bei Binnenpendle­
rinnen am stärksten vertreten.  Auch in den Standardabweichungen sind 
deutliche Unterschiede zu erkennen: So ist die Standardabweichung der 
Grenzpendlerinnen mit einem Wert s=1 0,35 deutlich geringer als die der 
Nicht-Pendlerinnen (s= 1 1 ,88) und die der Binnenpendlerinnen (s=1 1 ,69). 
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Dies ist in Abbildung 3 bei den Grenzgängerinnen durch die geringen 
Häufigkeiten an den Enden der Verteilung erkennbar. 

Die geringe Zahl an Grenzpendlerinnen in der Altergruppe unter 25 ist 
schließlich auch für den Altersunterschied zwischen Grenzpendlerinnen 
und Binnenpendlerinnen verantwortl ich. Entfernt man die Fälle aller unter 
25-Jährigen aus dem Sampie und vergleicht dann die Altersdurchschnitte, 
so zeigt sich das erwartete Bild: Sowohl Grenzgängerinnen als auch Bin­
nenpendlerinnen sind dann signifikant jünger als N icht-Pendlerlnnen. 

Eine mögliche Erklärung für die verhältnismäßig geringe Anzahl an 
Grenzpendlerinnen in der Gruppe der unter 25-Jährigen könnte sein, 
dass potenzielle Grenzpendlerinnen zuerst eine Ausbildung im Inland ab­
solvieren und erst nach Beendigung dieser Ausbildung eine Tätigkeit im 
Ausland aufnehmen. 

3.2.3 Bildung 

l n  empirischen Arbeiten wurde bereits mehrfach belegt, dass Bildung 
einen signifikanten Einfluss auf die Pendelentscheidung von Individuen 
hat. Van Ommeren ( 1 997, S. 4 1 5), Hazans (2003, S. 1 3) sowie Rouwen­
dal ( 1 994, S. 1 555) zeigen empirisch , dass sich Bildung positiv auf die 
Pendeldistanz auswirkt. 

Eine mögliche Erklärung, warum Personen mit höheren Bi ldungsni­
veaus eher pendeln, l iegt in der räuml ichen Beschränkung des Arbeitsan­
gebotes für hoch qualifizierte Arbeitskräfte. So sind Universitätsabsolven­
t innen bei der Suche nach einem passenden Arbeitsplatz in vielen Fällen 
auf größere Städte beschränkt. 

Auch unter den Grenzpendlerinnen wird ein höheres Bildungsniveau 
beobachtet. So zeigt beispielsweise Janssen (2000, S. 62f), dass die Be­
reitschaft, eine Tätigkeit in einem anderen Land anzunehmen, mit dem 
Bildungsniveau steigt. Auch Hansen (2000, S. 80) weist einen signifi­
kanten Einfluss von Bildung auf das Grenzpendeln nach und nennt als 
eine Erklärung für diese Unterschiede fehlende Sprachkenntnisse bei 
Personen mit geringerem Bildungsniveau. Diese Erklärung kann jedoch 
nur bei Ländern mit unterschiedlichen Sprachen gelten, was in der Grenz­
region Vorarlberg-Schweiz-Liechtenstein-Deutschland nicht der Fall ist. 

Abbildung 4 zeigt die höchste abgeschlossene (Aus-)Bildung jeweils für 
die drei Pendeltypen.  

Lehrabschluss, Berufsbildende mittlere Schule/Fachschule sind d ie am 
häufigsten genannten Abschlüsse. Es zeigt sich, dass Nicht-Pendlerinnen 
in den unteren vier Kategorien überrepräsentiert sind. ln den Kategorien 
Meisterprüfung, Matura sowie Universität sind sie h ingegen schwächer 
vertreten als Binnenpendlerinnen und Grenzpendlerlnnen. Dieses Bild 
würde die Hypothese sowie die Ergebnisse der genannten Arbeiten be-
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Abbildung 4: Höchste abgeschlossene Ausbildung 
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stätigen. Ein Mann-Whitney-Rangsummentest zeigt, dass Nicht-Pendle­
rinnen tatsächlich niedrigere Bildungsniveaus aufweisen als Binnenpend­
lerinnen (z=-5,422; P-Wert=O,OOO) und Grenzpendlerinnen (z=-3,272; 
P-Wert=0,001 1 )-

Zwischen den Binnenpendlerinnen und den Grenzpendlerinnen sind 
besonders bei den Berufsbildenden mittleren Schulen/Fachschulen so­
wie den Fachhochschulen und Universitäten Unterschiede auszumachen, 
wobei Grenzpendlerinnen bei den Universitätsabsolventinnen unterreprä­
sentiert, in den beiden anderen Kategorien überrepräsentiert sind. 

Hier könnten die Beschäftigungsbranchen eine entscheidende Rolle 
spielen, denn wie später noch gezeigt wird, arbeiten Grenzpendlerinnen 
sehr oft im produzierenden Gewerbe und der Industrie, in denen tech­
nische Ausbildungen, wie sie von Fachschulen und Fachhochschulen 
vielfach angeboten werden, häufig nachgefragt werden. Ein Mann-Whit­
ney-Rangsummentest auf die Unterschiede zwischen Grenzpendlerinnen 
und Binnenpendlerinnen zeigt jedoch keine signifikanten Unterschiede 
(z= 1 ,  180; P-Wert=0,2379). 

3.2.4 Einkommen 

Die Pendler-Literatur geht davon aus, dass Individuen für die Tätigkeit als 
Pendlerln entlohnt werden müssen. Je weiter jemand pendelt, desto mehr 
muss er/sie verdienen_ Bei den Grenzgängerinnen geht man davon aus, 
dass diese ein höheres Lohnniveau erreichen als Binnenpendlerlnnen. 
Dies könnte dadurch bedingt sein, dass Individuen das Arbeiten in einem 
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anderen Land als zusätzliche Kosten bzw. als zusätzliches Risiko empfin­
den und daher eine zusätzliche finanzielle Kompensation erwarten. 

Ein weiterer Grund für höhere Einkommen von Grenzpendlerinnen im 
Gegensatz zu anderen Arbeitnehmerinnen könnte in anhaltend unter­
schiedl ichen Lohnniveaus der Länder l iegen. Der Anreiz, eine Tätigkeit 
in einem anderen Land anzunehmen, ist besonders dann gegeben, wenn 
dieses Land ein höheres Lohnniveau aufweist. Dieser Grund dürfte für 
Vorarlberg von besonderer Bedeutung sein ,  da das Lohnniveau in der 
Schweiz beziehungsweise Liechtenstein deutlich über jenem Österreichs 
l iegt. Analysiert man die Motive, Grenzpendlerln zu werden, so zeigt sich 
deutlich, dass höhere Einkommen der wichtigste Grund für das Grenz­
pendeln sind. 

Abbi ldung 5 zeigt die Einkommensstruktur der einzelnen Gruppen so­
wie die aggregierte Einkommensstruktur. Hier sieht man , dass ein gro­
ßer Tei l  (56,74%) der N icht-Pendlerinnen unter 1 .000 € netto verdient. 
Im Gegensatz dazu ist dieser Einkommensbereich bei den Grenzpend­
leri nnen mit 2 1 ,99% vergleichsweise schwach vertreten.  Vergleicht man 
die Verteilung von Grenzpendlerinnen mit jener der Binnenpendlerlnnen, 
so sieht man, dass Grenzpendlerinnen häufiger über 2.000 € verdienen 
als Binnenpendlerlnnen. Bei den Grenzpendlerinnen verdienen 39,01 % 
über 2 .000 € netto monatl ich, bei den Binnenpendlerinnen beträgt dieser 
Anteil 9,32%. 

Ein einfacher Mittelwertvergleich bestätigt, dass d ie Einkommensdif­
ferenz zwischen Grenzpendlerinnen und Nicht-Pendlerinnen im Durch­
schnitt ca. 702 € beträgt. Die durchschnittliche Einkommensdifferenz 

Abbildung 5: Einkommensverteilung nach Pendeltyp 
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zwischen Binnenpendlerinnen und Nicht-Pendlerinnen beträgt im Durch­
schnitt 174 €. Diese Vergleiche berücksichtigen jedoch nicht, dass sich 
die drei Pendeltypen in ihren sonstigen Charakteristiken systematisch un­
terscheiden könnten. 

Um zu testen, ob Grenzpendlerinnen tatsächlich besser verdienen, wird 
eine OLS-Schätzung durchgeführt. bei der die Effekte des Pendeltyps ge­
schätzt werden. Dabei soll für Alter, Geschlecht, Arbeitsstunden und Bil­
dung kontrolliert werden. Die Kontrolle für die wöchentliche Arbeitszeit ist 
besonders wichtig, da sich die Beobachtungsgruppen hier deutlich unter­
scheiden. So arbeiten Nicht-Pendlerinnen durchschnittlich 35,51, Binnen­
pendlerinnen 38,39 und Grenzpendlerinnen 40,97 Stunden pro Woche. 

Die Ergebnisse der OLS-Schätzung sind in Tabelle 2 dargestellt. 

Tabelle 2: OLS�Schätzung der Bedeutung des Einkommens 

_ _y�_riable · ···---­
Geschlecht 
Alter 
Arbeitsstunden 
Binnenpendlerln 
Grenzpendlerln 
Bildungsvariablen 

Hauptschule 
Lehrabschluss 
BMS/Fachschule 
Meislerprüfung 
Malura 
Kolleg 
Fachhochschule 
Universität 

Koeffizient 
-196.7508 
10,97361 

15,642 
151,511 

518,4255 

-24,32653 
128,4493 
220,5576 
286,7879 
307,9732 
51 8,0453 
41B,4895 
505,5129 

. _ cons�.!!L_- . ·----46_.§022 
R, 
Adjusted R2 
Beobachtungen 

0,2696 
0,2564 

732 

Standardfeh!�er ___ .!..P.::l-W�e�rt.  
55,9333 0,000 

2,2208 0,000 
2,4754 0,000 

54,4343 0,034 
67,4423 0,000 

169,9259 0,886 
160,9267 0,425 
162,2136 0,174 
176,8063 0,105 
171 ,0709 0,072 
230,1552 0,025 
194,7055 0,032 
177,5253 0,005 
229 44�-� 0 839 

Korrigiert man für die sozioökonomischen Merkmale Bildung, Ge­
schlecht, Arbeitsstunden und Alter, so verringern sich die Unterschiede 
in den Löhnen, es bleiben jedoch signifikante Unterschiede bestehen. 
Grenzpendlerinnen verdienen bei gleichem Geschlecht. Alter sowie glei­
cher Ausbildung um durchschnittlich 518 € mehr als Nicht-Pendlerlnnen. 
Für Binnenpendlerinnen beträgt diese Differenz 1 1 6  €. Wie aus Tabelle 
2 ersichtlich, sind die Pendeltypen hoch signifikant. Testet man die Pen­
delvariablen mittels Wald-Test auf gemeinsame Signifikanz, so wird der 
signifikante Einfluss auf das Einkommen bestätigt. 

Auch die Kontrollvariablen Alter und Bildungsniveau sind hoch signifi­
kant und weisen die erwarteten Vorzeichen auf: So verdienen Frauen bei 
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gleichem Alter, g leicher Arbeitszeit und g leicher Bi ldung um durchschnitt­
lich 1 97 € monatlich weniger als Männer. 

3.3 Arbeitsplatz 

l n  diesem Abschnitt wird auf die Charakteristiken des Arbeitsplatzes 
eingegangen ,  wobei wiederum Unterschiede zwischen Nicht-Pendle­
rinnen, Binnenpendlerinnen und Grenzpendlerinnen herausgearbeitet 
werden sollen. 

Konkret soll überprüft werden, ob es Unterschiede in den Branchen gibt, 
in  denen die verschiedenen Pendeltypen beschäftigt sind, ob ein syste­
matischer Unterschied in der Stellung innerhalb des Unternehmens fest­
stel lbar ist und ob sich die Größe der Unternehmen, in denen die Arbeit­
nehmerlnnen beschäftigt sind , unterscheidet. 

3.3.1 Beschäftigungssektoren 

Aus der Pendler-Literatur sind eindeutige Aussagen zum Zusammen­
hang zwischen Pendlertyp und Beschäftigungssektor n icht ohne Weiteres 
ableitbar. 

ln welchen Wirtschaftszweigen Personen tätig sind , hängt von der Aus­
bildung sowie von Wohn- beziehungsweise Arbeitsort ab. Damit ist es 
von zentraler Bedeutung, welche Branchen in diesen Regionen stark ver­
treten sind . H ieraus lassen sich im gegenständlichen Fal l  hauptsächl ich 
Hypothesen für Grenzgängerinnen ableiten. 

Betrachtet man die Wirtschaftsstruktur der beobachteten Regionen , 
so liegt die Hypothese nahe, dass Grenzpendlerinnen häufig im produ­
zierenden Gewerbe und der Industrie tätig sind , welche besonders in 
Liechtenstein und der deutschen Bodenseeregion überdurchschnittl ich 
stark repräsentiert sind. Der öffentl iche Sektor dürfte ein Bereich sein ,  
in dem Grenzgängerinnen selten Anstel lung finden, da h ier häufig eine 
Inländerpräferenz vorherrscht. Janssen (2000, S. 62f) bestätigt die Hypo­
these, dass Personen im öffentlichen Dienst weniger mobil sind als jene 
in der Privatwirtschaft. Dies würde ebenfalls bedeuten, dass Grenzpend­
lerinnen seltener im öffentl ichen Dienst beschäftigt sind . Hansen (2000, 
S. 80) sieht aufgrund von Unterschieden in Gesetzen und bürokratischen 
Traditionen Nachteile für Grenzpendlerlnnen. 

Bei Branchen wie Handel und anderen Dienstleistungen ist ein hoher 
Anteil an Nicht-Pendlerinnen zu erwarten, Grund dafür ist deren flächen­
deckende Verbreitung. Nimmt man das Beispiel von kleinen bis mittleren 
Supermärkten, so ist es wahrscheinl ich , dass man in diesem Wirtschafts­
zweig leichter Arbeit nahe dem Wohnort findet, da es in  den meisten Fäl len 
mehrere Arbeitgeber dieser Branche in  der Nähe des Wohnortes gibt. 
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Hansen (2000) geht davon aus, dass bei personennahen Dienstleis­
tungen ein Nachteil für Personen aus anderen Regionen besteht, da 
Faktoren wie regionale Kultur; Traditionen und Sprache eine Barriere für 
Pendlerinnen aus anderen Regionen darstellen. 

Abbildung 6: Beschäftigung nach Branchen (ohne pretest) 
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ln Abbildung 6 ist die Aufteilung der Arbeitnehmerinnen auf die ver­
schiedenen Branchen für Nicht-Pendlerlnnen, Binnenpendlerinnen und 
Grenzpendlerinnen dargestellt. Diese entspricht im Wesentlichen den Er­
wartungen. 

Es zeigt sich, dass Nicht-Pendlerinnen im Handel und den sonstigen 
Dienstleistungen am stärksten vertreten sind. Die Unterschiede zwi­
schen Nicht-Pendlerinnen und Binnenpendlerinnen sind sowohl im Han­
del (x2=14,315; d.f.=1), als auch in der Dienstleistungsbranche (x2=5,94; 
d.f.=1 )  auf einem 5-%igen Niveau signifikant. 

Auch die Branchen, in denen Grenzpendlerinnen hauptsächlich er­
werbstätig sind, bestätigen die Hypothesen . 44,44% der Grenzpendle­
rinnen sind in der Industrie beschäftigt und in dieser Branche somit stark 
überrepräsentiert. Auch im produzierenden Gewerbe sind überdurch­
schnittlich viele Grenzpendlerinnen tätig, im Gegensatz dazu sind sie im 
öffentlichen Dienst, dem Handel sowie in sonstigen Dienstleistungsun-
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ternehmen signifikant seltener beschäftigt als Binnenpendlerinnen und 
N icht -Pendler! nnen. 

3.3.2 Arbeitsplatzstabilität 

Die Stabil ität eines Arbeitsplatzes bzw. -Verhältnisses ist eine wichtige 
Einflussgröße im Rahmen von Arbeitsangebotsentscheidungen. Es ist da­
her nahe liegend zu analysieren, ob es einen Zusammenhang zwischen 
dem Pendeltyp und der Stabil ität der Arbeitsverhältnisse g ibt. 

ln der Literatur findet man im Rahmen von on-the-job-search-Model­
len, welche zur Analyse von Arbeitsplatzentscheidungen von Arbeitneh­
merinnen verwendet werden, sogenannte duration mode/s. Diese Arbeits­
markt-Modelle beschäftigen sich mit der Dauer von Arbeitsverhältnissen 
sowie von Arbeitslosigkeit. Eine wichtige Arbeit in diesem Bereich ist jene 
von Van den Berg ( 1 992). Er erklärt die Rate von Arbeitsplatzwechseln 
mit Hilfe individueller und arbeitsplatzspezifischer Charakteristiken und 
belegt empirisch , dass die Pendeldistanz einen signifikanten Einfluss auf 
die Arbeitsplatzstabil ität hat.9 Besteht zwischen Arbeitsort und Wohnort 
nur eine geringe Entfernung, so ist ein Wechsel des Arbeitsverhältnisses 
deutlich unwahrscheinl icher als bei Arbeitsort-Wohnort-Kombinationen 
mit großer Pendeldistanz. Dies kann ökonomisch mit folgender Überle­
gung begründet werden : Je weiter jemand pendeln muss, desto größer 
ist der Anreiz, die Arbeitsort-Wohnort-Kombination zu optimieren und sich 
einen näher zum Wohnort gelegenen Arbeitsplatz zu suchen .  

Zu  einem ähnl ichen Ergebnis gelangen auch Van Ommeren ( 1 999, S. 
245) und Rouwendal (2002, S. 20) . Sie belegen ebenfalls, dass die Wahr­
scheinl ichkeit für einen Wechsel des Arbeitsverhältn isses mit der Pendel­
distanz steigt. 

Aufgrund dieser Ergebnisse kann davon ausgegangen werden, dass 
die Zahl der Arbeitsplatzwechsel bei N icht-Pendlerinnen geringer ist als 
bei Binnenpendlerlnnen. Auch für Grenzpendlerinnen liegt die Hypothese 
nahe, dass d iese häufiger den Arbeitsplatz wechseln, um so einen Ar­
beitsplatz in der Nähe des Wohnortes zu bekommen. 

Als Maßstab für die Arbeitsplatzstabil ität wurde die durchschn ittl iche 
Dauer der Arbeitsverhältnisse, welche indirekt auch die Zahl der Arbeits­
platzwechsel misst, herangezogen. Bei der Umfrage wurde die Arbeits­
platzhistorie für die letzten zehn Jahre erhoben, sodass bei vielen Per­
sonen mehrere Arbeitsverhältnisse abgefragt wurden. 

Sieht man sich die Arbeitsverhältnisse nach Pendeltypen an, so werden 
die oben angeführten Arbeiten weitestgehend bestätigt. Arbeitsverhält­
nisse von N icht-Pendlerinnen dauern durchschnittlich 6,49 Jahre, womit 
N icht-Pendlerinnen unter den beobachteten Gruppen die höchste Dauer 
aufweisen. Binnenpendlerinnen wechseln nach durchschnittlich 5,4 Jahren 
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den Arbeitsplatz, was bedeutet, dass diese signifikant häufiger wechseln 
als Nicht-Pendlerinnen (t=1 ,8863, d .f.=736) . Bei den Grenzpendlerinnen 
wird nach durchschnittl ich 6,02 Jahren eine neue Arbeit angenommen. 
Vergleicht man nun Grenzpendlerinnen mit Nicht-Pendlerlnnen, so sieht 
man zwar, dass Nicht-Pendlerinnen einen geringeren Durchschnittswert 
aufweisen , die Differenzen in den Mittelwerten sind aber nicht signifikant. 
Gleiches gi lt auch für den Vergleich zwischen Binnenpendlerinnen und 
Grenzpendlerlnnen. 

Als weiteren Maßstab für die Arbeitsplatzstabilität kann man die aktive 
Suche nach einem neuen Arbeitsplatz heranziehen. Um die Suche nach 
einem Arbeitsplatz festzustellen, wurden die Befragten gebeten anzuge­
ben , ob sie derzeit auf der Suche nach einem neuen Arbeitsplatz sind . 
Bei den Nicht-Pendlerinnen geben 6,43% der Befragten an ,  einen neuen 
Arbeitsplatz zu suchen .  Bei den Binnenpendlerinnen und Grenzpendle­
rinnen betragen die Häufigkeiten 6 ,99% und 6 ,7% . Es zeigt sich somit 
das gleiche Bild wie bei der durchschnittlichen Dauer der Arbeitsverhält­
nisse. Nicht-Pendlerinnen weisen die stabilsten und Binnenpendlerinnen 
die instabilsten Arbeitsverhältnisse auf. Ein x2-Test auf Unterschiede in 
den Häufigkeiten kann jedoch keine signifikanten Unterschiede zwischen 
Nicht-Pendlerinnen und Binnenpendlerinnen (x2=0, 1 2 ,  d .f. = 1 )  sowie zwi­
schen Nicht-Pendlerinnen und Grenzpendlerinnen (x2=0,01 66,  d .f.=1 ) be­
stätigen . 

3.3.3 Stellung im Unternehmen 

ln der einschlägigen Literatur ist wenig über eventuelle Unterschiede im 
Pendelverhalten in Abhängigkeit von der Stellung im Unternehmen zu fin­
den. Eine mögliche Hypothese ist, dass Binnenpendlerinnen und Grenz­
pendlerinnen in höheren Positionen beschäftigt sind, da diese, wie oben 
gezeigt, auch signifikant höhere Bildungsniveaus aufweisen. Zum anderen 
scheint es aber auch wahrscheinl ich, dass Grenzpendlerinnen hier eine 
Ausnahme darstellen. ln Gesprächen mit Entscheidungsträgern in Vorarl­
berg wurde mehrmals erwähnt, dass Grenzpendlerinnen in der Schweiz 
nicht unbedingt die besten Positionen innehaben und somit eher im un­
teren Bereich der Hierarchie angesiedelt sind . Der Grund dafür könnte 
eine In länderpräferenz bei der Besetzung von höheren Positionen sein, 
eine Strategie, die in der Schweiz bis Juni 2004 auch durch die arbeits­
rechtl ichen Regelungen gestützt wurde. Die 1 986 beschlossene Verord­
nung über die Begrenzung der Zahl der Ausländer sah vor, dass Stellen 
nur dann mit Ausländerinnen besetzt werden dürfen,  wenn keine Schwei­
zerin für diese Stelle zur Verfügung steht. Diese Regelung wurde im Rah­
men des Freizügigkeitsabkommens der EU und der Schweiz beseitigt. 
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Abbildung 7: Status im Unternehmen 
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Als Indikator für die Stellung im Unternehmen wurde die Zahl der der be­
fragten Person unterstellten Mitarbeiterinnen herangezogen, wobei sechs 
mögliche Antwortkategorien vorgegeben wurden. Die Häufigkeilen für die 
verschiedenen Beobachtungsgruppen sind in Abbildung 7 dargestellt. 

Der Großteil der Befragten gibt an, kein Vorgesetzter zu sein, wobei die 
Gruppe der Nicht-Pendlerinnen hier am häufigsten vertreten ist. ln den 
weiteren Kategorien sind Nicht-Pendlerinnen unterrepräsentiert, während 
die Gruppe der Grenzpendlerinnen dort am stärksten vertreten ist. 

Um nun zu testen, ob zwischen den Gruppen signifikante Unterschiede 
bestehen, werden wieder Mann-Whitney-Rangsummentests durchgeführt. 
Der Test auf Unterschiede zwischen Nicht-Pendlerinnen und den ande­
ren beiden Gruppen zeigt, dass Nicht-Pendlerinnen tatsächlich signifikant 
weniger Mitarbeiterinnen haben (z=6,450, P-Wert=O,OOOO). Auch der Un..: 
terschied zwischen Grenzpendlerinnen und dem Durchschnitt aller an­
deren ist signifikant (z=-4,038, P-Wert=0,0001). Daher sind Grenzgänge­
rinnen in signifikant höheren Positionen beschäftigt als der Durchschnitt 
aus Nicht-Pendlerinnen und Binnenpendlerlnnen. Dieses Ergebnis über­
rascht, da es der oben aufgestellten Hypothese widerspricht. Vergleicht 
man Grenzpendlerinnen direkt mit Binnenpendlerlnnen, so ist zwischen 
diesen Gruppen kein signifikanter Unterschied feststellbar (z=-1 ,602, P­
Wert=O, 1091 ). 
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3.3.4 Unternehmensgröße 

Bei der Unternehmensgröße zeigen sich deutliche Differenzen zwi­
schen den Beobachtungsgruppen: So arbeiten 61 ,36% der Grenzgän­
gerinnen in Unternehmen mit mehr als 50 Mitarbeiterlnnen. Dieser Anteil 
beträgt bei den Binnenpendlerinnen 50,56%, bei den Nicht-Pendlerinnen 
nur 32,73%. Gründe für diese Abweichungen könnten in der lokalen Ver­
fügbarkeit von Arbeitskräften und im Bekanntheitsgrad von Unternehmen 
liegen. Es erscheint plausibel, dass Unternehmen primär in ihrer Umge­
bung nach Arbeitskräften suchen, was wiederum bedeutet, dass erst bei 
völliger Ausschöpfung des lokalen Arbeitsmarktes nach Arbeitskräften 
aus anderen Regionen gesucht wird. Berücksichtigt man nun die Unter­
nehmensgröße, so wird klar, dass das lokale Arbeitskräftepotenzial mit 
steigender Unternehmensgröße früher ausgeschöpft ist und sich große 
Unternehmen somit einen größeren Anteil ihrer Arbeitskräfte außerhalb 
der Gemeinde des Firmensitzes suchen müssen. 

Die Bekanntheil von Unternehmen ist ein wesentlicher Faktor bei der 
Arbeitssuche. Je größer ein Unternehmen ist. desto größer wird der Ra­
dius, in dem dieses Unternehmen bei Arbeit Suchenden bekannt ist und 
damit auch in deren Arbeitssuche berücksichtigt wird. 

Eine weitere Erklärung könnte auch im Beschäftigungssektor liegen. ln-

Abbildung 8: Unternehmensgröße 
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dustriebetriebe weisen meist größere Mitarbeiterinnenzahlen als Dienst­
leistungsbetriebe (abgesehen von großen Versicherungsdienstleistern) 
auf. Sieht man sich die Beschäftigungssektoren (Abschnitt 3 .3 . 1 )  an, so 
könnte d ies den hohen Beschäftigungsanteil von Grenzpendlerinnen in 
großen Unternehmen erklären. 

Betrachtet man Abbildung 8, so zeigt sich deutlich, dass N icht-Pendle­
rinnen in den unteren Kategorien und somit bei den kleinen Unternehmen 
deutlich stärker vertreten sind als Binnenpendlerlnnen. Grenzpendle­
rinnen hingegen sind zum überwiegenden Teil in den Großbetrieben be­
schäftigt. Ein Vergleich der drei Beobachtungsgruppen zeigt, dass Nicht­
Pendlerinnen durchschnittlich in kleineren Unternehmen beschäftigt sind 
als Binnenpendlerinnen (Mann-Whitney, z=-6,941 , P-Wert=O,OOOO) und 
Grenzpendlerinnen (Mann-Whitney, z=-8,0 1 2, P-Wert=O,OOO). Die Größe 
der Unternehmen , in denen Grenzpendlerinnen und Binnenpendlerinnen 
beschäftigt sind, unterscheidet sich ebenfalls signifikant. Grenzpendle­
rinnen arbeiten durchschnittlich in größeren Betrieben als Binnenpendle­
rinnen (Mann-Whitney, z=-2,704, P-Wert=0,0068). 

3.4 Pendelkosten und Verkehrsmittelwahl 

Aus den bisherigen Ausführungen ist bereits deutl ich geworden, dass die 
Pendelkosten eine wichtige Determinante von Arbeitsangebotsentschei­
dungen unter räumlichen Gesichtspunkten sind. Die Kosten des Pendelns 
werden wesentlich durch die Pendeldistanz, durch die Pendelzeit, durch 
die Verkehrsmittelwahl ,  durch die Art der Verwendung der Pendelzeit und 
durch steuer-, arbeits- und sozialrechtl iche Regelungen, die die effektiven 
Pendelkosten mit bestimmen, beeinflusst. Diese Komponenten sollen im 
Folgenden getrennt untersucht werden. 

3.4.1 Pendeldistanzen 

Bei den Pendeldistanzen l iegen die Hypothesen bezüglich der Nicht­
Pendlerinnen auf der Hand. Es ist klar, dass N icht-Pendlerinnen im All­
gemeinen kürzere Arbeitswege aufweisen als Binnenpendlerinnen und 
Grenzpendlerlnnen, da diese auf ihren Wohnort beschränkt sind und so­
mit nur Distanzen innerhalb von Gemeinden zurücklegen . 

Bezüglich Grenzpendlerinnen und Binnenpendlerinnen ist die Hypothe­
se hingegen nicht eindeutig. Es gibt verschiedene Faktoren, welche die 
Pendeldistanzen von Grenzgängerinnen im Vergleich zu Binnenpendle­
rinnen beeinflussen können. 

ln der Regionalökonomik wird meist davon ausgegangen, dass Gren­
zen einen negativen Effekt auf den Strom wirtschaftl icher Aktivitäten aus­
üben. Oft wird die Grenze als eine zusätzliche Distanz modell iert, um 
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dann schätzen zu können, wie groß der Grenzeffekt tatsächlich ist. So 
schätzt Bröcker; 1 0  dass der Effekt einer Grenze in Bezug auf den Güter­
austausch wie eine Distanz von 375 Kilometern wirkt. Plat und Raux1 1 

schätzen, dass der Verkehrstrom durch das Bestehen einer Grenze hal­
biert wird .  Ähnl iche Effekte würde man somit auch für die Zahl der Grenz­
pendlerinnen sowie deren Pendeldistanzen erwarten. 

Hansen (2000, S. 74f) geht dagegen davon aus, dass eine Grenze 
sowohl positive als auch negative Auswirkungen auf die Arbeitsplatz­
entscheidung von Individuen haben kann. Er spricht in diesem Zusam­
menhang von "magnet effects" und "hindering effects", also einerseits 
Effekten ,  die dazu führen, dass die Grenze Arbeitskräfte anzieht, welche 
dadurch längere Distanzen in Kauf nehmen, wenn sie über die Grenze 
pendeln ,  und andererseits Effekten ,  welche Arbeitskräfte davon abhalten,  
über die Grenze zu pendeln ,  und zu einer geringeren Durchschnittsdis­
tanz führen . 

Als "magnet effects" nennt Hansen beispielsweise höhere Löhne, eine 
größere Nachfrage nach Arbeit und bessere Arbeitsbedingungen. Als 
"hindering effects" können Faktoren wie Grenzkontrollen, Einreisebestim­
mungen oder aber auch Unterbrechungen in der I nfrastruktur gesehen 
werden . Auch Hansen (2000, S. 75f) geht letztlich davon aus, dass die 
negativen Effekte der Grenze überwiegen und somit mit der Grenze eine 
Reduktion der wirtschaftl ichen Aktivitäten einhergeht. 

Diese Hypothese kann mit den Daten der Befragung in Vorarlberg nicht 
bestätigt werden. Es zeigt sich , dass die durchschnittl iche Distanz zwi­
schen Wohnort und Arbeitsstätte bei Nicht-Pendlerinnen 3,6 Kilometer; 
jene für Binnenpendlerinnen 1 5, 1  und jene für Grenzgängerinnen 25,7 Ki­
lometer beträgt. Der Unterschied in der Pendeldistanz zwischen Binnen­
pendlerinnen und Grenzpendlerinnen ist sign ifikant (t=-4,3908, d .f.=747). 
Grenzpendlerinnen legen durchschnittlich um 1 0,57 Kilometer pro Stre­
cke mehr zurück als Binnenpendlerlnnen. Dies könnte ein H inweis darauf 
sein ,  dass die Magnetfaktoren wie etwa höhere Löhne in der Schweiz 
oder in Liechtenstein die negativen Effekte der Grenze überkompensieren 
und somit ein positiver Gesamteffekt der Grenze entsteht, der dazu führt, 
dass die Pendeldistanzen für Grenzpendlerinnen größer sind als jene der 
Binnenpendlerlnnen. 

Die Verteilung der Pendeldistanzen jeweils für Binnenpendlerinnen und 
Grenzpendlerinnen ist in Abbildung 9 dargestellt. 

Hier wird ersichtl ich , dass die Pendeld istanzen bei Grenzgängerinnen 
gleichmäßiger verteilt sind als jene der Binnenpendlerlnnen, bei denen 
eine hohe Konzentration im Bereich unter 25 Kilometer zu beobachten 
ist. 
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Abbildung 9 :  Pendeldistanzen nach Pendeltyp 
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3.4.2 Pendelzeiten 

Für die Pendelzeiten sind aufgrund des engen Zusammenhanges mit 
den Pendeldistanzen ähnl iche Ergebnisse zu erwarten. Ein möglicher 
Unterschied könnte darin liegen, dass man für Grenzgängerinnen einen 
Grenzeffekt im Sinne einer zeitlichen Verzögerung erwarten würde, der 
durch die Pendeld istanz nicht abgebildet wird. 

Diese Verzögerung könnte sich einerseits durch die Grenzkontrollen, 
welche in den beobachteten Regionen mit Ausnahme der Grenze zwi­
schen Deutschland und Österreich noch durchgeführt werden, und ande­
rerseits durch eventuelle Unterbrechungen der (Verkehrs-) lnfrastruktur an 
der Grenze ergeben. 

Um die Pendelzeit zu messen ,  wurden die Befragten gebeten anzuge­
ben, wann sie an einem typischen Arbeitstag ihr Haus beziehungsweise 
ihre Wohnung verlassen ,  um zur Arbeitsstätte zu fahren, und um welche 
Uhrzeit sie diese erreichen. Die Differenz aus beiden Angaben wird in 
weiterer Folge als Pendelzeit bezeichnet. 

Ein Mittelwertvergleich (t=1 2,4560, d.f.=982) zeigt, dass Binnenpend­
leri nnen für den Weg zur Arbeit im Durchschnitt um 1 3,88 Minuten mehr 
aufwenden als Nicht-Pendlerlnnen, welche Ihre Arbeitsstätte nach durch­
schnittlich 1 0 ,75 Minuten erreichen. Die Differenz zwischen Binnenpend­
lerinnen und Grenzpendlerinnen ist ebenfalls signifikant und beträgt 3 , 1 4  
Minuten .  Dies ist überraschend , d a  die durchschnittliche Differenz der 
Distanzen 1 0 ,57 Kilometer beträgt, woraus Unterschiede in den Pendel-
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Abbildung 10: Verkehrsmittelwahl 
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geschwindigkeiten abzuleiten sind. 

3.4.3 Verkehrsmittelwahl 

Ein wichtiger Faktorfür die Entscheidung, ob man eine Tätigkeit an einem 
anderen Ort oder in einem anderen Staat annimmt, ist die Verkehrsinfra­
struktur. Diese entscheidet letztlich über die möglichen Verkehrsmittel und 
daher auch über die anfallenden Pendelkosten . 

Abbildung 10 zeigt die verwendeten Verkehrsmittel .  Es wu rde hierbei 
der gesamte Weg vom Wohnsitz zur Arbeitsstätte erfasst. wodurch es 
auch Personen gibt, die mehrere Verkehrsmittel angegeben haben. 

Es zeigt sich, dass der Individualverkehr und speziell der Privat-PKW 
das am häufigsten verwendete Verkehrsmittel darstellt. Am stärksten ver­
treten sind die Grenzpendlerlnnen, von denen 88% angeben, einen Pri­
vat-PKW zu verwenden. 

Die öffentlichen Verkehrsmittel werden vor allem von Binnenpendle­
rinnen benützt, wobei deren Bedeutung auch in dieser Gruppe beschränkt 
ist. Nur 27% der Binnenpendlerinnen geben an, ein öffentliches Verkehrs­
mittel zu verwenden, bei den Nicht-Pendlerinnen liegt der Wert bei 1 1  ,3% 
und bei den Grenzpendlerinnen bei nur 4%. Dieser deutliche Unterschied 
in der Verwendung öffentlicher Verkehrsmittel könnte ein Hinweis sein, 
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dass die öffentliche Infrastruktur an der Grenze starke Brüche aufweist. 
Andererseits könnte man auch argumentieren, dass Grenzpendlerinnen 
höhere Einkommen beziehen und somit das Auto bevorzugen. Dies kann 
zwar partiell zutreffen, diese g roße Differenz jedoch sicher n icht erklä­
ren.  

Unter den Fahrradfahrerinnen und Fußgängerinnen sind die N icht­
Pendlerinnen am stärksten vertreten ,  was durch die kurzen Distanzen, 
welche diese zurücklegen, erklärbar ist. 

3.4.4 Pendlerpauschale 

Vergleicht man die Binnenpendlerinnen mit den Grenzpendlerlnnen, 
so zeigt sich , dass bei den Grenzgängerinnen ein höherer Prozentsatz 
der Personen eine Pendlerpauschale erhält. I nsgesamt beziehen 26,32% 
der Binnenpendlerinnen und 62,9% der Grenzpendlerinnen eine Pend­
lerpauschale. Dies scheint klar, da die Distanzen der Grenzpendlerinnen 
im Durchschnitt größer sind als die der Binnenpendlerinnen und somit 
ein größerer Teil der Grenzgängerinnen anspruchsberechtigt ist. Erstaun­
lich ist jedoch , dass bei den Grenzpendlerinnen über 40% die kleine und 
nur knapp 20% die große Pendlerpauschale geltend machen . Gemäß 
§1 6 Abs. 1 Z.6c EStG kann die große Pendlerpauschale dann geltend 
gemacht werden, wenn die Benützung von Massenbeförderungsmitteln 
"zumindest hinsichtlich der halben Strecke" n icht zurnutbar ist. Somit ist 
es gemäß der Einstufung der Finanzbehörden für ca. 69,23% der Grenz­
pendlerlnnen, welche eine Pendlerpauschale beziehen, zumutbar, ein 
öffentliches Verkehrsmittel zu verwenden . Bei den Binnenpendlerinnen 
werden hingegen nur 68,89% der Bezieherinnen einer Pendlerpauschale 
so eingestuft. 

Dies würde bedeuten, dass den Grenzpendlerinnen öfter öffentl iche 
Verkehrsmittel zugemutet werden können als Binnenpendlerinnen und 
somit eine mindestens gleich gute Infrastruktur für Grenzpendlerinnen 
zur Verfügung steht. Vergegenwärtigt man sich , welche Verkehrsmittel 
tatsächlich benützt werden, so zeigt sich jedoch ein völ l ig anderes Bild. 
Bei den Binnenpendlerinnen benützen 27,02% ein öffentliches Verkehrs­
mittel ,  wohingegen Grenzpendlerinnen nur in 4,02% der Fälle e in solches 
verwenden . Wie bereits weiter oben erwähnt, scheint es unwahrschein­
l ich, dass diese Abweichungen allein durch unterschiedliche Pendelprä­
ferenzen erklärt werden können. Diese Differenz deutet vielmehr darauf 
hin ,  dass zwischen der Einstufung der Finanzbehörden beziehungsweise 
des Einkommensteuergesetzes und dem Verhalten der Grenzpendle­
rinnen und somit der faktischen Zumutbarkeit eine deutl iche Diskrepanz 
besteht. 
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3.4.5 Verwendung und Bewertung der Pendelzeit 

Die Bewertung der Pendelzeit ist ein wichtiger Indikator für die nicht mo­
netären Kosten des Pendelns. Je unproduktiver diese Zeit genützt werden 
kann bzw. je negativer sie empfunden wird,  desto höher sind die Kosten, 
welche durch das Pendeln zusätzlich zu den monetären Kosten (z. B. 
Benzin, Abnutzung, Fahrkarten) entstehen. 

Da davon ausgegangen werden kann, dass die Zeitverwendung sowie 
die Bewertung der Pendelzeit primär von der Art des verwendeten Ver­
kehrsmittels abhängt und der Pendeltyp eine eher untergeordnete Rolle 
spielt. wird die folgende Analyse nach Art des Verkehrsmittels struktu­
riert. 

Die verwendeten Verkehrsmittel werden dafür in drei Hauptgruppen ein­
geteilt. Das ist einerseits die Gruppe der öffentlichen Verkehrsmittel wie 
Bus, Straßenbahn und Bahn, bei der davon auszugehen ist, dass man 
die Zeit des Pendelns relativ gut nutzen kann, weiters die Gruppe der 
Verkehrsmittel wie Privat- und Firmen-PKW, die zumindest, was den/die 
Fahrerln betrifft, eher weniger Spielraum für andere Tätigkeiten lässt, und 
zuletzt die Gruppe der Fahrradfahrerinnen und Fußgängerlnnen, wobei 
besonders der Aspekt der körperlichen Betätigung im Vordergrund ste­
hen könnte. 

Abbildung 1 1 :  Zeitverwendung nach Art des Verkehrsmittels 
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Analysiert man die Angaben über die Zeitverwendung (vg l .  Abbildung 
1 1  ), so werden die obigen Hypothesen weitestgehend bestätigt. Per­
sonen, die hauptsächlich öffentliche Verkehrsmittel verwenden , geben 
tatsächlich sign ifikant häufiger an,  die Pendelzeit auch für andere Tätig­
keiten zu nutzen. Das wichtigste Motiv für Personen, die auf öffentliche 
Verkehrsmittel zurückgreifen, ist das Entspannen, welches knapp 60% 
der Befragten in dieser Gruppe angeben. Hier ist auch ein deutlicher Un­
terschied zwischen den öffentlichen Verkehrsmitteln zu beobachten: So 
beträgt der Anteil derer, die sich entspannen, bei jenen , die den Bus oder 
die Straßenbahn benützen, 47,7%, bei Personen, die hauptsächl ich mit 
dem Zug fahren, sogar 77,5%. U nter den Autofahrerinnen können sich 
nur ca. 2,8% der Befragten entspannen. Auch Gespräche sowie beruf­
liche Dinge und Radio/Musik/Film zäh len zu den Beschäftigungen von 
Personen, die mit öffentl ichen Verkehrsmitteln zur Arbeit fahren. 

PKW-Pendlerlnnen sind hauptsächl ich damit beschäftigt, sich auf den 
Verkehr zu konzentrieren. Die einzige Möglichkeit, die Pendelzeit für ande­
re Zwecke zu nutzen stellt für den Großteil der Befragten in dieser Gruppe 
das Hören von Musik dar. 

Die Konzentration auf den Verkehr ist auch für die Fußgeherinnen und 
Radfahrerinnen von zentraler Bedeutung, wobei in dieser Gruppe das 
Pendeln auch häufig als sportliche Betätigung angesehen wird .  

Die Möglichkeit, die Pendelzeit für andere Dinge z u  nutzen, müsste sich 
darüber h inaus auch in der Bewertung derselben n iederschlagen . Man 
könnte daher erwarten, dass die Pendelzeit von den Personen, die öf­
fentliche Verkehrsmittel nutzen, wesentlich positiver bewertet wird als von 
jenen , die hauptsächlich mit dem PKW pendeln.  Für aktive Pendlerinnen 
lässt sich dies schwer voraussagen , da man dafür wissen müsste, ob die 
sportliche Betätigung höher zu bewerten ist als beispielsweise das Radio­
hören, welches beim Autofahren eine wesentl iche Rolle spielt. Es scheint 
aber dennoch wahrscheinlich, dass auch die aktiven Pendlerinnen die 
Pendelzeit positiver bewerten als die PKW-Pendlerlnnen . 

Um einen Maßstab für die nicht-monetären Pendelkosten, welche in Zu­
sammenhang mit der verwendeten Zeit stehen, zu bekommen, wurden 
die Befragten gebeten, eine Bewertung ihrer Pendelzeit abzugeben. 

Abbildung 1 2  zeigt die Bewertungen der Pendelzeitjeweils für Personen, 
die entweder mit öffentlichen Verkehrsmitteln oder mit einem PKW fah­
ren ,  sowie für jene, die das Fahrrad verwenden oder zu Fuß gehen. Wie 
erwartet sind die PKW-Pendlerlnnen in den ersten beiden Kategorien un­
ter- und in den Kategorien "relativ schlecht genützt" und "verlorene Zeit" 
dafür überrepräsentiert. Im Gegensatz dazu wird die Pendelzeit von den 
aktiven Pendlerinnen deutlich besser bewertet, so geben in dieser Grup­
pe 62,93% der Befragten an,  dass sie die Pendelzeit als gut genützt an­
sehen. Die Gruppe der Personen, welche öffentliche Verkehrsmittel ver-
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Abbildung 1 2 :  Bewertung der Pendelzeit nach Verkehrsmittel 
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wenden, überrascht ein wenig, da diese zwar angeben, die Pendelzeit für 
verschiedenste Dinge nutzen zu können, jedoch bei der Bewertung der 
Pendelzeit dennoch signifikant (Mann-Whitney, z=5, 796, P-Wert=O,OOOO) 
höhere Werte aufweisen als die aktiven Pendlerlnnen. Ein Mann-Whitney­
Rangsummentest zeigt aber, dass sie die Zeit dennoch signifikant posi­
tiver bewerten als jene Personen, welche den PKW benützen (z=-3,268, 
P-Wert=0,001 1 ) . 

Zusammenfassend kann daher festgestel lt werden , dass das Fahrrad 
sowie das Gehen zu Fuß nicht nur monetär die bi l l igsten Verkehrsmittel 
sind, sondern auch die beste Nutzung der Pendelzeit ermögl ichen. Am 
höchsten sind die nicht monetären Pendelkosten für PKW-Pendlerlnnen, 
von denen 26, 1 6% die Pendelzeit als verlorene Zeit bewerten. 

4. Ausgewählte Aspekte des Grenzpendelns 

4.1 Die Motivation für das Grenzpendeln 

Wie einleitend erwähnt, ist Vorarlberg eine Region, in der das Grenzpen­
deln eine wichtige Rolle spielt. Von den Nachbarländern Liechtenstein, 
Schweiz und Deutschland werden mehr als 1 4.000 Vorarlbergerlnnen 
angezogen, die dort arbeiten und täglich an ihren Wohnort zurückkehren. 
Eine der zentralen Fragestel lungen ist in diesem Zusammenhang die Mo-
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tivation für das Pendeln über die Grenze. Ökonomisch-theoretisch kann 
für das Pendeln über die Grenze jener Mix an makroökonomischen und 
individuellen Faktoren herangezogen werden, der auch das Binnenpen­
deln erklärt (vgl .  dazu die Ausführungen in Punkt 2 und insbesondere 3). 
Auch wurde bereits darauf verwiesen, dass mit der Grenze hemmende 
und fördernde Auswirkungen auf das Pendeln assoziiert werden können. 
Zusätzlich zu diesen bereits genannten Wirkungen der Grenze können 
Unterschiede in den steuerlichen und sozialrechtlichen Regelungen pen­
delinduzierend bzw. -hemmend wirken. 

So zeigt beispielsweise eine Analyse der relevanten Doppelbesteue­
rungsabkommen, dass Grenzgängerinnen zwischen der Schweiz, Liech­
tenstein sowie Österreich eine Quellensteuer bezahlen müssen. Diese 
Quellensteuer beträgt, je nach Land 3% bzw. 4% des gesamten jähr­
lichen Bruttoeinkommens. Im Wohnsitzland werden die Einkommen von 
den Grenzgängerinnen dann voll besteuert, wobei die im Tätigkeitsstaat 
bezahlte Steuer angerechnet werden kann.  Eine Anrechnung ist jedoch 
nur bis zu jenem Betrag möglich, den die betroffene Person im Inland 
zu bezahlen hat. Für jene Personen , bei denen die Quel lensteuer höher 
ist als die Einkommensteuer im Wohnsitzland (das betrifft vor allem Per­
sonen mit geringen Einkommen) , entsteht somit ein steuerlicher Nachteil 
aufgrund ihrer Tätigkeit im Ausland. Dies kann dazu führen, dass Bezie-

Abbildung 1 3: Motivation für Grenzpendeln nach Zielland 
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herinnen niedriger Einkommen von einer Tätigkeit im Ausland abgehalten 
werdenY 

Vor allem im Rahmen von wirtschaftshistorischen Studien wird zudem 
auf den verstärkenden Effekt von intrafamil iären Pendeltraditionen beim 
Grenzpendeln verwiesen.  

Abbildung 1 3  zeigt die Gründe der Befragten, einer Tätigkeit im Ausland 
nachzugehen, in Abhängigkeit vom Zielland (Mehrfachnennungen mög­
lich). Grenzpendeln ist mehrheitl ich einkommensinduziert Besonders für 
Grenzpendlerinnen in die Schweiz oder Liechtenstein ist dies das Haupt­
argument. Für Grenzpendlerinnen nach Deutschland ist das Einkommen 
zwar auch wichtig, jedoch wird diese Kategorie signifikant seltener er­
wähnt. Die wichtigsten Gründe für diese Gruppe sind die schlechte Ar­
beitsmarktsituation am Wohnort sowie die Erweiterung des beruflichen 
Horizonts, welche auch für Grenzpendlerinnen in die Schweiz und nach 
Liechtenstein den zweitwichtigsten Anlass darstellen. Dass Grenzpend­
lerl nnen, welche in Deutschland arbeiten, die schlechte Arbeitsmarktsi­
tuation am Wohnort als häufigste Kategorie nennen , überrascht, da sich 
die deutsche Bodenseeregion und Vorarlberg in der Arbeitslosigkeit kaum 
unterscheiden. Einflussfaktoren wie d ie Fami l ientradition, geringere Steu­
ern und bessere Sozial leistungen sind als Pendelmotivation dagegen von 
untergeordneter Bedeutung. 

4.2 Die Wahl der Krankenversicherung und die Nutzung von 
Gesundheitseinrichtungen durch Grenzpendlerinnen 

4.2. 1  Die Wahl der Krankenversicherung durch Grenzpendlerinnen 

Während der Einfluss der Doppelbesteuerungsabkommen im Rahmen 
der Einkommensteuer- zumindest insoweit es sich um Grenzgängerinnen 
im einkommensteuerrechtl ichen Sinne handelt - vergleichsweise leicht 
erfass- und prognostizierbar ist, sind die Wirkungen von sozialrechtlichen 
Regelungen auf das Grenzpendeln wesentl ich schwerer abschätzbar. Da­
für sind mehrere Gründe maßgeblich . Sozialrechtliche Regelungen tangie­
ren Entscheidungsdimensionen mit ausgeprägten Lebenszyklusbezügen . 
Aus sozialrechtlichen Festlegungen in einem Absicherungsbereich (z. B. 
Pensionssystem) ergeben sich - teilweise automatisch - Festlegungen 
in anderen Bereichen (z. B. Krankenversicherungssystem). Die im kon­
kreten Fall involvierten Sozialsysteme unterscheiden sich zudem in ihrer 
Berücksichtigung von familiären Strukturen ,  in der Beitragsbemessung, in 
der Leistungsgewährung und in den Ein- und Austrittsbedingungen. 

Die folgenden Ausführungen sind auf die Absicherung des Krankheits­
risikos beschränkt. Aber auch bei dieser Fokussierung ist zu berücksichti­
gen , dass Individuen ihre sozialrechtl ichen Rol len im Lebenszyklus wech-
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sein. Sie können aktiv beschäftigt, gleichzeitig Angehörige sein ,  arbeitslos 
werden und beziehen im Alter eine Rente. Nach derzeit geltendem Recht 
gi lt in der Absicherungspflicht von Krankheitsrisiken für Grenzgänge­
rinnen aus Vorarlberg in alle drei Länder das Beschäftigungslandprinzip. 
Dieses ist für Grenzgängerinnen nach Deutschland mit den gesetzl ich 
vorgesehenen Ausnahmen von der Versicherungspflicht obligatorisch. 
Grenzgängerinnen in die Schweiz und nach Liechtenstein können dage­
gen für die Abdeckung von Sachleistungen für das Wohnsitzlandprinzip 
optieren. Dies bedeutet, dass sie sich alternativ freiwillig im Rahmen der 
Selbstversicherung in der sozialen Krankenversicherung in Vorarlberg 
(VGKK) oder über eine private Krankenversicherung absichern können. 
Optieren Grenzgängerinnen für die Absicherung in der Schweiz oder in 
Liechtenstein,  dann haben s ie Anspruch auf d ie staatliche bzw. kantonale 
Prämiensubventionierung. 

Unter Berücksichtigung der institutionellen Regelungen der Absicherung 
von Krankheitsrisiken in den drei Staaten ist zu erwarten, dass die indivi­
duelle Entscheidung vom Famil ienstand , von der Famil ienstruktur, von der 
Einkommenshöhe, von den Erwartungen über den Gesundheitszustand, 
vom Lebensalter etc. abhängt. Hypothesen, welche klar in eine bestimmte 
Richtung deuten, sind aber unseres Erachtens h ier nicht formul ierbar, da 
dies eine detail l ierte Darstellung der Konditionen der relevanten Absiche­
rungsoptionen erfordern würde. Im Folgenden sollen daher die realisier­
ten Absicherungsoptionen im Vordergrund stehen. Abbildung 14 zeigt für 

Abbildung 1 4: Krankenversicherung 
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Pendlerinnen in  die Schweiz und nach Liechtenstein die diesbezüglichen 
Ergebnisse der Befragung. Für beide Länder zeigt sich ein übereinstim­
mendes Bild. Die Absicherung des Krankheitsrisikos im Beschäftigungs­
land - durch eine staatlich dazu konzessionierte Krankenkasse - wird 
nur von einer kleinen Minderheit der Grenzgängerinnen gewählt. Es do­
miniert die Absicherung nach dem Wohnsitzlandprinzip. Dabei zeigt sich 
wiederum,  dass die Option PKV der Option SKV mehrheitlich vorgezogen 
wird. Ökonometrische Analysen, die die Ursachen für diese Wahl in den 
sozioökonomischen Merkmalen der Grenzgängerinnen suchen, bringen 
nur bedingt eindeutige Ergebnisse. Lediglich das Lebensalter hat in ei­
ner kontrollierten Schätzung einen signifikanten Einfluss und erhöht die 
Wahrscheinlichkeit, dass Individuen die SKV als Absicherungsinstitution 
wählen. 

4.2.2 Die Inanspruchnahme von Gesundheitsleistungen durch 
Grenzpendlerinnen 

Zusätzlich zur Entscheidungsdimension "Absicherung gegen Krank­
heitsrisiken" wurde die Frage untersucht, wo Grenzgängerinnen Ge­
sundheitseinrichtungen in Anspruch nehmen. Auch hier ist es wiederum 
sinnvol l ,  kurz den sozialrechtlich definierten Entscheidungsraum für die 
I ndividuen abzustecken . Für Grenzgängerinnen nach Deutsch land gelten 
die dort geltenden al lgemeinen sozialrechtl ichen Regeln über die Leis­
tungsinanspruchnahme im ln- und Ausland , falls Individuen dort GKV­
pfl ichtig sind. Für Grenzgängerinnen in die Schweiz und nach Liechten­
stein mit Krankenversicherungsschutz im Beschäftigungsland gelten die 
dortigen Konditionen für den Leistungskonsum im ln- und Ausland. Für 
Grenzgängerinnen mit einer freiwilligen Absicherung im Rahmen der SKV 
in Österreich gilt für die Inanspruchnahme das Wohnsitzlandprinzip. Eine 
Inanspruchnahme abweichend vom Wohnsitzlandprinzip ist nur im Notfal l  
bzw. nach den Konditionen der Wahlarztregelung mögl ich . Für Grenzgän­
gerinnen mit einer PKV-Absicherung sind die Konditionen der Leistungs­
inanspruchnahme vertragsabhängig. 

Empirisch ergibt sich in der Frage der Leistungsinanspruchnahme in  
al len untersuchten Versorgungsstufen des Gesundheitswesens e in  ein­
heitliches Bild. Gesundheitsleistungen werden praktisch ausschließlich 
im Wohnsitzland konsumiert. Die Analyse der Gründe für diese Entschei­
dung ergibt, dass das Vorhandensein einer Absicherung in Österreich 
der wichtigste Grund für die Leistungsinanspruchnahme ebendort ist. Im  
Weiteren sind viele Befragte mit der Qualität der Leistungen in Vorarlberg 
zufrieden und schätzen auch die Nähe der Gesundheitseinrichtungen. 
Dagegen sind etwaige Selbstbehalte und mangelnde Informationen über 
die Gesundheitseinrichtungen im Beschäftigungsland offensichtlich kein 
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Abbildung 15: Inanspruchnahme von medizinischen Leistungen 
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Grund, warum Grenzgängerinnen die Gesundheitseinrichtungen im Be· 
schäftigungsland nicht in Anspruch nehmen. 

5. Ausblick 

Die Kenntnis der Determinanten der Wahl des Arbeitsortes von Be· 
schäftigten ist eine wichtige Voraussetzung für eine zielorientierte regi· 
onale Standort·, Beschäftigungs-, Infrastruktur- und Raumordnungspo­
litik. Dieser Beitrag analysiert auf Basis einer Beschäftigtenbefragung 
in Vorarlberg im Frühjahr 2005 ausgewählte Aspekte der Wahl des Ar­
beitsortes. Die statistische Auswertung der Daten bestätigt in manchen 
Aspekten den bisherigen theoretischen und empirischen Erkenntnisstand 
zu Pendlerentscheidungen. Er steht teilweise aber auch zu diesem im Wi­
derspruch. So kann beispielsweise der negative Effekt des Alters auf die 
Pendelwahrscheinlichkeit nicht bestätigt werden während der Signaleffekt 
des Einkommens für das Pendeln (insbesondere für das Pendeln über die 
Grenze nach Liechtenstein und in die Schweiz) voll bestätigt wird. 

Die präsentierten Ergebnisse zu einzelnen Einflussgrößen können nur 
als ein Zwischenfazit interpretiert werden. Dies gilt beispielsweise für den 
Einfluss des Geschlechts auf die Pendelentscheidung. Dessen Wirkung 
ist in hohem Ausmaß davon abhängig, ob und in welcher Partnerbezie­
hung Individuen leben. Partnerbeziehungen haben ökonomisch nämlich 
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positive und negative Einkommens- bzw. Einkommensdiversifikationsef­
fekte. Sie erhöhen die Einkommenssicherheit und sie steigern das Re­
aleinkommen durch die Nutzung der Nichtrivalität von Konsumgütern im 
gemeinsamen Haushalt. Gleichzeitig ergeben sich aus einer Partner­
schaft aber auch ökonomische Nachteile, weil die Wahl  der Arbeitsplätze 
eingeschränkt wird . Ein Entscheidungsmodell des Pendelns in Partner­
schaften muss diese Vor- und Nachteile berücksichtigen. Zusätzlich ist 
zu beachten, dass in Partnerschaften unterschiedl iche Mechanismen der 
I nteressenabstimmung Platz greifen können , die wiederum auf die Pen­
delentscheidung zurückwirken. Zieht man ergänzend noch das Pendeln 
über die Grenze als eine Option in Erwägung, dann ergeben sich aus 
steuerrechtl iehen und sozialrechtl ichen Regelungen zusätzliche Einfluss­
faktoren, die partnerschaftsabhängig unterschiedlich wirken. Zu diesen 
und ähnl ich gelagerten Fragen ist weiterer theoretischer und empirischer 
Forschungsinput unabdingbar notwendig , um vertiefte Einsichten in die 
ökonomischen Determinanten von Pendelentscheidungen zu gewinnen. 
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11 Zitiert aus Van Houtum (2000) 62. 
12 Hansen {2000} 75f. 

Zusammenfassung 

Die Entscheidung, Arbeit am Wohnort anzubieten. zu Arbeitszwecken innerhalb der Re­
gion bzw. über die Grenze zu pendeln, hängt aus ökonomischer Sicht wesentlich von der 
Lage am Arbeitsmarkt, von der Ausgestaltung des Arbeits-. Sozial- und Steuerrechts, von 
der Verkehrsinfrastruktur sowie von sozio-ökonomischen Charakteristiken der Beschäf­
tigten ab. 
Primäres Ziel dieses Beitrages ist es. Unterschiede in den sozio-ökonomischen Charak­
teristiken von Nicht-Pendlerlnnen. Binnenpendlerinnen und Grenzpendlerinnen zu identi­
fizieren. um dadurch Aussagen für die oben angeführten Determinanten der Arbeitsplatz­
wahl zu gewinnen. Statistische Basis dieser Arbeit ist eine repräsentative Umfrage unter 
1.250 Beschäftigten mit Wohnsitz in Vorarlberg. 
Die Analyse zeigt, dass Frauen seltener pendeln als Männer. Pendlerinnen haben ein 
höheres Bildungsniveau sowie höhere Positionen im Unternehmen als Nichtpendlerlnnen. 
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Sie arbeiten zudem in größeren Unternehmen und beziehen ceteris paribus höhere Ein­
kommen als Nicht-Pendlerlnnen. Dieser letzte Punkt gilt besonders ausgeprägt für Grenz­
pendlerlnnen. Das Einkommensmotiv kristallisiert sich auch als überragendes Motiv für 
das Grenzpendeln heraus, während steuerliche Aspekte, die Arbeitsmarktsituation, die 
Familientradition und die Erweiterung des beruflichen Horizonts von untergeordneter Be­
deutung zu sein scheinen. 

Wi rtsc haft 
& U mwelt 
Die Zeitschrift für Umweltpolitik 
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NEUERSCHEINUNGEN 

Hans Chrisroph ßinswanger (Hg.) 

Die Wachstumsspirale 

Geld, Energie und Imagination in der Dynamik 
des Marktprozesses 

Oie: W'lmchafr wächst. Soll sie wachsen? .\1uss sie wachscn? Kann sie immer 
weiter wachsen? Oder wird der Wachstumsprozess in einen Schrumpfungspro­
zc.:ss um��o:hlagen? Für die Beantwortung dieser Fragen öffnet die.: in diesem Buch 
vorgdcgtc: '(heorie der Wachstumsspirale einen neuen Zugang, indem sie die 
Dynamik J� Geldes und mit ihr die Dynamik der Energie und der Im�inarion 
in die: ökonomhche lhe<1rie einbaut. Dies ermöglicht e-�, die Pcrspckcivcn dc.:s 
Wach.�tums we�c:nrlidt Jc.:utlicher herauszuarbeiten als es in der konvenriondkn 
ökonomischen Thc:orie mögli<.:h ist. \Xler sid1 vertiefe auseinande�etzen will mir 
den Chancen des \Xlach�twns, aber audJ lllit seinen Gefährdungen und mit den 
Gefahren, die mir stetem Wachstum der Winsdtaft in dner begrenzten Welt ver­
bunden sind, wird in diesem Buch eine wesenclidte Orientierungshilfe findCil. 
ca. 420 Seit�n, 24,80 € [D], ISBN 3-89518-554-X (erscheint 21.6.2006) 

Hans G. Nuczinger (Hg.) 

Gerechtigkeit in der Wirtschaft - Quadratur 
des Kreises? 

Die Standardökonomik komentriert sich immer stärker auf form�li�icrr.e 
Effiziem.ur.teile, während Gerechtigkeits- und Verteilungsfragen •tunchmc:nd 
ausgeblendet werden. Dieser Band will einen Komrapunkt setzen, indem iihc:r 
die Kritik wohlfahrtstheoretischer Engruhrungen hinaus verschitxlene neuc.:rc 

Ansätze zur Wiedereingliederung von Gerechtigkcirskomeprionen in das 
ökonomische Denken präsentiert werden. 
206 Seiten, 24,80 € [D], ISBN 3-89518-527-2 

IDetropolis Verlag 
Mctropolis-Verlag Bahnhofstr. r6a. D-H037 Macburg www.metmpoUs-vcrlag.de 
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BÜCHER 

Otto Neuraths ökonomische 
Schriften 

Rezension von: Otto Neurath, Economic 
Writings. Selections 1 904-1 945, hrsg. von 

Thomas E. Uebel und Robert S. Cohen, 
mit einer Einleitung von Thomas E. 

Uebel; Kluwer Academic Publishers, 
Dordrecht-Boston-London 2005, 

563 Seiten, ca. € 1 87 .  

Dem steigenden Interesse für die 
Schriften des Wiener Kreises der lo­
gisch-empiristischen , auch als neopo­
sitivistisch bezeichneten Philosophen 
ist die Wiederveröffentlichung zahl­
reicher Publikationen seiner wichtigs­
ten Vertreter zu verdanken, zu denen 
neben den Philosophen Moritz Schlick 
und Rudolf Carnap auch Otto Neurath 
zählt. 

Das starke Interesse an Otto 
Neurath , der gemeinsam mit Rudolf 
Carnap und dem Wiener Mathema­
tikprofessor Hans Hahn als Autor der 
1 929 veröffentlichten Programmschrift 
des Wiener Kreises "Wissenschaftliche 

Weltauffassung - der Wiener Kreis" 
zeichnete, gilt vor allem seinen philo­
sophisch-wissenschaftstheoretischen 
Beiträgen , die im Mittelpunkt von Mo­
nographien und mehreren Sammel­
bänden1 stehen. Nachdem 1 998 in 
Österreich eine Sammlung der über­
wiegend in deutscher Sprache verfass­
ten sozialwissenschaftliehen Schriften 
Neuraths erschienen ist ,2 gibt es nun 
auch eine Auswahl der ökonomischen 
Schriften Neuraths in englischer Spra­
che als 23. Band der bereits seit 1 973 

erscheinenden Vienna Circle Collec­
tion. Die darin enthaltenen Zeitschrif­
tenartikel und Teilveröffentlichungen 
aus selbstständigen Publikationen 
sind mit zwei Ausnahmen aus dem 
Deutschen übersetzt worden. 

Im Wiener Kreis spielte Otto Neurath 
eine Doppelrolle. Mit seiner rastlosen 
Tätigkeit als , ,Wissenschaftsorganisa­
tor" war er eine treibende Kraft hinter 
den Bestrebungen , die Vertreter der 
neuen Philosophie als Gruppe in Er­
scheinung treten zu lassen und neue 
Anhänger für ihren Ansatz und ihre 
Erkenntnisse zu werben. Davon zeu­
gen nicht nur die erwähnte Programm­
schrift, sondern auch sein starkes 
Engagement für die Schaffung von 
eigenen Publikationsforen (die Zeit­
schrift "Erkenntnis" erschien seit 1 930, 
der erste Band der als Enzyklopädie 
angelegten Schriftenreihe "Einheits­
wissenschaft" 1 934 ), für die Gründung 
des "Vereins Ernst Mach" , bis hin zu 
seinen vielfältigen volksbildnerischen 
Aktivitäten. 

Wenn dies auf eine sehr integrative 
Funktion Neuraths innerhalb seiner 
Gruppe schließen lässt , so war er nicht 
selten auch der personifizierte Wider­
spruchsgeist. Sein impulsiver Diskussi­
onsstil ,  mit dem er seine Widersprüche 
zur Geltung brachte , rief auch Abwehr­
reaktionen hervor. Der übersensible 

Wittgenstein vermied bei seinen Tref­
fen mit Mitgliedern des Wiener Kreises 
den direkten Kontakt mit Neurath, und 
im Wiener Kreis selbst einigte man 
sich auf den Modus, dass Neurath 
seine häufig vorgebrachte Kritik, dass 
die Diskussion ins Metaphysische 
hinübergleite, jeweils einfach nur durch 
"M" zum Ausdruck bringen sollte.3 
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Als Sozialwissenschaftler ist Neurath 
einem breiteren Kreis durch sei­
ne Bildstatistiken bekannt, die er für 
das Wiener Wirtschafts- und Gesell­
schaftsmuseum, eine weitere Grün­
dung Neuraths aus dem Jahr 1 925, 
entwickelte. Seine sozialwissenschaft­
liehe Ausbildung erhielt er ursprünglich 
in der Tradition der deutschen Histo­
rischen Schule. Nachdem er 1 907 an 
der Berliner Universität mit einem wirt­
schaftshistorischen Thema promoviert 
hatte, setzte er sich in Wien u. a. im 
berühmten Seminar Böhm-Bawerks 
gründlich auch mit den Lehren der 
Österreichischen Schule der Natio­
nalökonomie auseinander. ln seinen 
zahlreichen sozialwissenschaftliehen 
Schriften bezog Neurath in verschie­
denen Formen immer wieder gegen 
einen jeweiligen mainstream Position, 
sowohl in Fragen der ökonomischen 
Theorie wie auch in der Wirtschafts­
politik. 

Im vorliegenden Band von Neuraths 
Economic Writings wird eine sach­
liche Einteilung der Beiträge nahezu 
deckungsgleich mit einer chronolo­
gischen kombiniert. Neurath begann 
mit wirtschaftshistorischen Arbeiten, 
von denen im Band z. B. Teile seiner 
"Antiken Wirtschaftsgeschichte"4 und 
die umfangreiche Abhandlung über 
die Kriegswirtschaft aus 1 9 1 0  erstmals 
übersetzt sind. 

Der zweite Abschnitt "Early contri­
butions to the theory of economics 
and social science" enthält Beiträge 
Neuraths zu den damaligen Kontro­
versen über Methode und Wertbezo­
genheit der Sozialwissenschaften. Im 
"Methodenstreit" zwischen der His­
torischen Schule und der Österrei­
chischen Schule nahm Neurath wie z. 
B. auch Schumpeter eine vermitteln­
de Position ein. ln Antizipation seiner 
später formulierten wissenschaftsthe-
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oretischen Position nahm er für die 
historische Forschung (Induktion i. S. 
Mengers) die Möglichkeit in Anspruch, 
zu generellen Propositionen zu gelan­
gen, während andererseits die theore­
tische Analyse (Deduktion) die histo­
rische Forschung oft erst in die Lage 
versetzt, bestimmte Zusammenhänge 
zu erkennen. 

ln der Werturteilsfrage wird der kri­
tische Impetus Neuraths deutlich in 
seiner Kritik an der einseitigen Orien­
tierung der Österreichischen Schule 
auf die Preistheorie. Er negierte die 
Objektivität wohlfahrtstheoretischer 
Schlussfolgerungen auf deren Grund­
lage, indem er aufzeigte, dass die re­
sultierende Allokation der Ressourcen 
und Verteilung der Güter und ihre Be­
wertung von institutionellen Strukturen 
und Wirtschaftsordnungen, von denen 
jeweils mehrere Alternativen zumin­
dest denkbar sind, abhängt. Als sol­
che alternative Ordnungsformen hatte 
Neurath schon früh die ägyptische Na­
turalwirtschaft mit ihrem auf kleine Be­
reiche eingeschränkten Tauschverkehr 
identifiziert. 

Von daher kommt auch Neuraths all­
gemein-theoretisches Interesse an der 
Kriegswirtschaft mehrere Jahre vor 
dem Ausbruch des Ersten Weltkriegs. 
Für ihn wurde am Beispiel der Kriegs­
wirtschaft erkennbar, dass durch Geld 
vermittelter Tausch nur eine von meh­
reren Möglichkeiten der Gütervertei­
lung darstellt: "Money reveals itself 
more clearly as only one of the many 
means to provide goods." (Zitat aus 
einem 1 91 0  publizierten Aufsatz, im 
vorliegenden Band S. 1 93) Dieser Ge­
danke führte Naurath in der nach dem 
Krieg einsetzenden "Sozialisierungs­
debatte" zu seinem Vorschlag einer 

Wirtschaftsordnung auf Basis einer 
"Naturalrechnung". 

Nach dem Ende des Weltkriegs, das 
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Neurath in Deutschland erlebte, wurde 
er von der republikanisch-parlamen­
tarischen Regierung Bayerns zum 
Präsidenten des neu geschaffenen 
Zentralwirtschaftsamtes bestellt. Sein 
Bestreben , im nachfolgenden Konflikt 
zwischen der kurzlebigen bayrischen 
Räterepublik und der von den Sozi­
aldemokraten geführten parlamenta­
rischen Regierung eine neutrale Positi­
on einzunehmen, war nicht erfolgreich. 
Neurath wurde wegen Beihilfe zum 
Hochverrat verurteilt und verlor seine 
Privatdozentur an der Freiburger Uni­
versität , musste aber seine Haftstrafe 
nicht antreten , sondern wurde nach 
Österreich ausgewiesen. Otto Bauer 
und die Österreichischen Sozialdemo­
kraten hatten dabei eine vermittelnde 
Funktion, wobei Bauer Neurath im Pro­
zess mit einem politischen Gutachten 
zumindest teilweise entlasten konnte. 

Die Sozialisierungskonzepte, die 
Neurath für Bayern (siehe dazu die Bei­
träge S. 345ff und 371 ff) und Sachsen 
(sog. "Kranold-Neurath-Schumann­
Pian") entwarf, unterschieden sich 
von den von der Sozialdemokratie un­
terstützten Sozialisierungskonzepten 
markant in zwei Punkten. Mit seinem 
Eintreten für eine mehr oder weniger 
sofortige "Vollsozialisierung" befand 
sich Neurath ebenso in scharfem Ge­
gensatz zu den theoretischen Kon­
zepten der Sozialdemokratie wie mit 
seinem Insistieren auf die Abschaffung 
des Geldes sowie die Einführung einer 
Gesamtplanung auf der Grundlage der 
Naturalrechnung. Für dieses Konzept 
trat Neurath auch noch in den späteren 
zwanziger Jahren ein (siehe dazu den 
ausführlichen Beitrag S. 405ff, Über­
setzung einer Broschüre aus 1 925) , als 
die Sozialisierungsdebatte längst zu 
einem Ende gekommen war. Mit seiner 
Naturalrechnung soll Neurath Ludwig 
Mises den Anstoß zu seiner T hese von 
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der Unmöglichkeit eines ökonomisch­
rationalen Wirtschaftssystems ohne 
Privateigentum und Marktpreisbildung 
gegeben haben. Aber auch die meis­
ten sozialdemokratischen Theoretiker 
wandten sich scharf gegen Neurath. 
Die sachlichen Einwände konzent­
rierten sich vor allem auf das Argu­
ment , dass ohne eine gemeinsame 
Bewertungseinheit für alle Güter eine 
rationale Kalkulation der Kosten jeg­
licher Produktion unmöglich sei, auf 
die auch in einem sozialistischen Wirt­
schaftssystem keinesfalls verzichtet 
werden könne. Politisch befürchteten 
die Sozialdemokraten von Neuraths 
gewagtem Utopismus die Diskreditie­
rung ihrer praktischen Politikkompe­
tenz. 

Dennoch blieb die Sozialdemokratie 
Neuraths politische Heimat, die ihm 
auch pragmatische Betätigungsfelder 
eröffnete. Neben Bildstatistik , Wirt­
schaftsmuseum und Volksbildung war 
dies die Siedlungs- und Kleingartenbe­
wegung in Wien. Neurath engagierte 
sich intensiv im Kampf gegen Klerika­
lismus und Faschismus. Der Verhaf­
tung durch das austrofaschistische 
Regime entzog sich Neurath durch 
die Flucht nach Holland, von wo ihm 
1 940 nach dem Überfall der deutschen 

Wehrmacht die Flucht nach England 
gelang. Trotz widrigster Lebensum­
stände verlor Otto Neurath nie seinen 
aufklärerischen Optimismus und ar­
beitete bis zu seinem plötzlichen Tod 
1 945 für seine Ideen. 

ln seinen wenigen späten ökono­
mischen Schriften (darunter eine Aus­
einandersetzung mit Hayeks "Road to 
Serfdom" , S. 546ff) deutet manches 
darauf hin, dass er von der extremen 
Vorstellung einer gesamtwirtschaft­
lichen Naturalrechnung Abstand nahm. 
Schon vorher hatte er in einem Beitrag 
im sozialdemokratischen "Kampf" aus 
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1 925 (S. 466ft) eine zusätzliche Argu­
mentationsschiene in den Vordergrund 
gestellt. Eine bloß Marktpreis-basierte 

Wirtschaftsrechnung sei nicht in der 
Lage, den Verbrauch natürlicher Res­
sourcen, negative externe Effekte auf 
Gesundheit und Umwelt sowie we­
sentliche die Wohlfahrt bestimmende 
Faktoren wie die Freizeit adäquat zu 
berücksichtigen. Wenn Neurath für 
dieses Problem keine Lösung anbieten 
konnte , so griff er doch als einer der 
Ersten Fragestellungen auf, die etwa 
fünfzig Jahre später wichtige T hemen 
der Sozialwissenschaften geworden 
sind. 

Abschließend sei auf die überaus in­
haltsreiche und kompetente Einleitung 
des Bandes, verfasst vom Herausge­
ber T homas Uebel, hingewiesen. Die­
se bietet zugleich einen umfassenden 
Überblick , nicht nur über die im Band 
selbst veröffentlichten ökonomischen 
Schriften Neuraths, eine Verortung 
im zeitgenössischen Kontext , eine 
ausführliche Bibliographie der Primär­
und Sekundärliteratur, und dazu noch 
zahlreiche neue Aspekte der von Otto 
Neurath behandelten Themen aus 
heutiger Sicht. 

Günther Chaloupek 
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Anmerkungen 
1 Beispielsweise seien genannt: Nemeth, 
E., Otto Neurath und der Wiener Kreis 
(Frankfurt-New York 1 981 ); Nemeth, E . ;  
Stadler, F. (Hrsg.) ,  Encyclopedia and Utopia: 
The Life and Work of Otto Neurath (Dord­
recht 1 996); Cartright, N.J. ; Cat, J. ;  Fleck, L . ;  
Uebel, TE . ,  Otto Neurath. Philosophy be­
tween Science and Politics (Cambridge 
1 996). 
2 Bisher erschienen sind ein Band Ge­
sammelte philosophische und methodo­
logische Schriften (Hrsg. R. Haller und H. 
Rutte, Wien 1 98 1 )  und zwei Bände Gesam­
melte ökonomische, soziologische und so­
zialpolitische Schriften (Hrsg. R. Haller und 
U. Höfer, Wien 1 998). Ein abschl ießender 
Band ist noch ausständig. 
3 Siehe Geier, M . ,  Der Wiener Kreis 
(Reinbek bei Harnburg 1 992) 26. 
4 Zuerst veröffentlicht Leipzig 1 909, revi­
diert 1 9 1 8  und 1 926. 
5 Vor allem Karl Kautsky, der Neuraths 
Modell der Naturalwirtschaft als Zuchthaus 
oder Kaserne charakterisierte, "deren In­
sassen ja auch im wesentl ichen alles, 
was sie brauchen, in natura zugemessen 
bekommen." (Die proletarische Revolution 
und ihr Programm, Stuttgart-Berlin 1 922, S. 
314) ln  Österreich setzten sich Otto Leich­
ter, Helene Bauer und Benedikt Kautsky 
sehr kritisch mit Neuraths Naturalwirtschaft 
auseinander. Siehe dazu die ausführliche 
Darstellung dieser Diskussion in der Einlei­
tung Thomas Uebels, Seite 39ff. 
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Handbuch über das öffentliche 
Haushaltswesen in Österreich 

Rezension von: Gerhard Steger (Hrsg.), 
Öffentliche Haushalte in Österreich, zwei­

te, erweiterte und aktualisierte Auflage, 
Verlag Österreich, Wien 2005, 48 1 Seiten, 

€ 55.  

Mit der ersten Auflage des Hand­
buchs zu den öffentlichen Haushalten 
in Österreich wurde eine Lücke ge­
schlossen. Nunmehr ist eine erwei­
terte und aktualisierte Neuauflage er­
schienen. Die Zielsetzungen , die sich 
der Herausgeber gesetzt hat, sind an­
spruchsvoll. Das Buch richtet sich an 
Interessierte aus Verwaltung, Politik , 
Wirtschaft, Medien , Wissenschaft , ja 
generell an die gesamte Öffentlich­
keit. Da sich hinter dem spröden Be­
griff "öffentliche Haushalte'' Materien 
verbergen ,  die für die Bürgerinnen 
und Bürger dieses Landes von höchs­
ter Relevanz sind, zielt dies auf eine 
transparente Darstellung komplizierter 
Zusammenhänge sowie eine Zusam­
menschau verschiedener Aspekte des 
öffentlichen Haushaltswesens. Ein 
weiteres zentrales Anliegen wird in der 
Frage gesehen, wer wie viel in welche 
Töpfe einzahlt und wer wie viel aus 
diesen Kassen herausbekommt. Da­
mit ist eine Kernfrage des staatlichen 
Handelns , die Verteilungsfrage, ange­
sprochen. Kann die vorliegende Neu­
auflage diesen ambitionierten Zielen 
gerecht werden? Es kommen vor allem 
Experti nnen des Bundesministeriums 
für Finanzen zu Wort. Über weite Stre­
cken unterscheiden sich die Beiträge 
des überarbeiteten Handbuchs kaum 
von der ersten Auflage. Es werden le­
diglich Zahlen und Fakten korrigiert. 

Wirtschaft und Gesellschaft 

E. Fleischmann eröffnet den Sam­
melband mit einem gut lesbaren und 
informativen Überblick über die öf­
fentlichen Haushalte. Er beschreibt 
den zweifachen Funktionswandel des 
Staates vom Nachtwächter- und Ho­
heitsstaat zum modernen Dienstleis­
tungsstaat bzw. vom Austrokeynesi­
anismus zum "schlanken" Staat , der 
verstärkt Aufgaben abgibt bzw. an pri­
vate Träger ausgliedert und der durch 
eine Rückführung der Defizit- und Ver­
schuldungsquote gekennzeichnet ist 
("Nulldefizit") . 

Der Paradigmenwechsel zum "Null­
defizit" wird allerdings nicht hinterfragt , 
der im Stabilitäts- und Wachstumspakt 
angelegte Zwang zu ausgeglichenen 
Haushalten wird als das Kernziel staat­
lichen Handeins akzeptiert. Kritisch 
weist der Autor freilich auf die Vernach­
lässigung relevanter Sachziele hin , 
darunter Gleichheit , Sozialstaatlich­
keit, Verteilungsgerechtigkeit Für die 
Umsetzung einer soliden Budgetpolitik 
und die Rückkehr zu einem langfristi­
gen hohen Wirtschaftswachstum for­
muliert er zentrale Herausforderungen 
und fordert Reformen in Permanenz 
sowie eine Hinkehr zu Indikatoren , die 
derzeit in der politischen Diskussion 
unterbewertet sind (Arbeitsmarktlage , 
reales Einkommensniveau etc.) .  Zur 
Schaffung von mehr Transparenz in 
Bezug auf die ausgegliederten Haus­
halte reichen die kurzen Ausführungen 
keineswegs aus. 

Ein weiterer Beitrag Fleischmanns 
gibt einen fundierten Überblick über 
den Staat im Rahmen der volkswirt­
schaftlichen Gesamtrechnung. Unter 
anderem präsentiert er sowohl die 
Ableitung vom administrativen Bud­
getdefizit zum öffentlichen Finanzie­
rungssaldo, dem so genannten "Maas­
tricht-Defizit" , als auch der öffentlichen 
Verschuldung und erläutert die vorzu-

249 



Wirtschaft und Gesellschaft 

nehmenden Anpassungen. Dieser Auf­
satz sei jenen zur Lektüre empfohlen , 
die schon immer den Unterschied zwi­
schen administrativem und Maastricht­
Defizit wissen wollten. Was leider fehlt , 
sind die neuesten Berechnungen von 
Statistik Austria über die Effekte der 
Budgetausgliederungen auf den Bud­
getsaldo. Nach den Berechnungen 
Stüblers wäre der gesamtstaatliche 
Maastricht-Saldo in den Jahren 2001 
bis 2004 jeweils um rund 0,5% des BIP 
höher als ohne Ausgliederungen. 1 

P. Part widmet seinen Beitrag den 
EU-Rahmenbedingungen für die öf­
fentlichen Haushalte. Er beschreibt die 
2005 reformierten EU-Rahmenbedin­
gungen und das sich daraus ergebende 
Korsett für die nationale Budgetpolitik 
und hält sich dabei leider unkritisch an 
die mainstream econ omics, obwohl 
der Stabilitäts- und Wachstumspakt 
von wissenschaftlicher Seite auch hef­
tig kritisiert wird. Dementsprechend 
fehlen auch Hinweise auf die entspre­
chende, recht umfangreiche Literatur: 
Besonders kritisiert wird dort der pro­
zyklische bias des Pakts , der für den 
Zeitraum des Bestehens der Wäh­
rungsunion auch in verschiedenen 
Arbeiten nachgewiesen wird.2 Ärger­
lich ist der Hinweis Parts, dass " ... der 
Haushaltskurs der Eurozone in den 
Jahren 2000 und 2001 expansiv war" 
(S. 60) , ohne ein Wort über die pro­
zyklische Österreichische Fiskalpolitik 
des Jahres 2001 zu verlieren. Parts 
Ausführungen über die Nachhaltigkeit 
stellen einseitig auf die langfristige 
Stabilität der öffentlichen Haushalte, 
also auf die ökonomische Nachhaltig­
keit, ab. Die ökologische und soziale 
Dimension der Nachhaltigkeit werden 
vernachlässigt. 

Mit der Nachhaltigkeit setzt sich auch 
der Beitrag von A. Katterl auseinander. 
Er klassifiziert die Ausgaben nach ihrer 
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zeitlichen Dimension und unterschei­
det zwischen Vergangenheits-, gegen­
warts- und zukunftsbezogenen Aus­
gaben. Zu ersteren gehören z. B. die 
Pensionsausgaben, Zinsenzahlungen 
und das Pflegegeld ,  zu den gegen­
wartsbezogenen Ausgaben zählen die 
so genannten Systemerhaltungskosten 
(Landesverteidigung , Polizei , Justiz , 
allgemeine Verwaltung, Gesundheits­
ausgaben etc.) und zu den Ausgaben, 
die in die Zukunft wirken, gehören ln­
frastrukturinvestitionen, Ausgaben für 
F&E, Bildungsausgaben etc. 

Ohne die Klassifizierungen im De­
tail darzustellen , beziffert Katterl die 
Vergangenheits- und gegenwarts­
bezogenen Ausgaben mit je etwa 2/s 
und die zukunftsorientierten mit 1/5 
der gesamten öffentlichen Ausgaben. 
Katterl empfiehlt , vergangenheitsbe­
zogene Ausgaben einzudämmen und 
zukunftsorientierte eher zu forcieren. 
Die Klassifizierung der Ausgaben nach 
zeitlichen Kriterien hat allerdings den 
gravierenden Nachteil , dass die be­
stehende einseitige Ausrichtung der 
Budgetpolitik an der ökonomischen 
Nachhaltigkeit verstärkt wird und dass 
insbesondere die soziale Dimensi­
on der Nachhaltigkeit nicht in ausrei­
chendem Maße berücksichtigt wird. 
Es treten Zielkonflikte auf. Werden 
hingegen der Klassifizierung alle drei 
Nachhaltigkeitsdimensionen simultan 
zugrunde gelegt , dann wird die Zuord­
nung einzelner Ausgabenkategorien 
wesentlich erschwert. 

Bedenklich erscheint insbesondere 
die Zuordnung von Pensionsausga­
ben zu den vergangenheitsbezogenen 
Ausgaben , weil deren Reduktion aus 
der Sicht der sozialen Nachhaltigkeit 
problematisch ist. Darin liegt auch das 
Dilemma der Lissabon-Strategie, weil 
eine Ausweitung investiver Ausgaben 
in Kombination mit dem Stabilitäts-
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und Wachstumspakt zwangsläufig zur 
Kürzung konsumtiver Ausgaben (ins­
besondere Personal- und Sozialaus­
gaben) führt. Eine wachstumsförder­
lich erscheinende Umstrukturierung 
der öffentlichen Ausgaben weg von 
konsumtiven hin zu investiven Ausga­
ben kann damit zulasten verteilungs­
politischer Ziele gehen , möglicherwei­
se letztlich aus wachstumspolitischer 
Sicht kontraproduktiv wirken , da auch 
Sozialausgaben langfristige positive 
Effekte auf das Wirtschaftswachstum 
haben können , wenn sie etwa den so­
zialen Frieden oder das subjektive Si­
cherheitsgefühl und damit die Motivati­
on der Beschäftigten erhöhen. 

Matzinger beschreibt in seinem Bei­
trag sehr detailreich den aktuellen ös­
terreichischen Finanzausgleich von 
seinen Rechtsgrundlagen bis zum 
Ergebnis einschließlich des Konsul­
tationsmechanismus und des inner­
österreichischen Stabilitätspakts. Die 
Leserinnen dieses Beitrags werden 
durchaus kompetent in eine komplexe 
Materie eingeführt. 

Leider folgt der Beitrag dem tra­
ditionellen Verständnis des Finanz­
ausgleichs als Einnahmen- und Aus­
gleichsverteilungsinstrument. Das neu­
ere finanzwissenschaftliche Verständ­
nis geht dahin , den Finanzausgleich 
umfassender zu begreifen.3 Demnach 
umschließt er auch die Diskussion der 
Verteilung von Aufgaben und Ausga­
ben. Darauf nimmt Matzinger prak­
tisch nur im Ausblick seines Beitrages 
Bezug , wo er darauf verweist , dass für 
eine effiziente Erfüllung staatlicher Auf­
gaben Finanzierungs- und Entschei­
dungsverantwortung in einer Hand 
vereint sein sollten. Die Notwendigkeit 
einer weiter reichenden Bundesstaats­
reform wird nicht eingefordert. Die 
Reformnotwendigkeiten beschränken 
sich laut Matzinger auf die Ausweitung 
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der Steuerautonomie der Länder: Dem 
Beitrag fehlt trotz seiner Länge - er 
umfasst etwa ein Siebentel des Buchs 
- die ökonomische Dimension , die 
Wirkungsweisen des Finanzausgleichs 
werden kaum angeschnitten. Auch die 
diesbezüglich weiterführende Literatur 
wird weder eingearbeitet, noch wird 
darauf hingewiesen. Der Rezensent 
erlaubt sich daher auf das Finanzaus­
gleichshandbuch 2005 hinzuweisen.4 

Der Beitrag P. Kochers gewährt inte­
ressante Einblicke in das Geschäft der 
Debt Manager. Er behandelt in seinem 
Beitrag in kompetenter Weise wich­
tige Aspekte des Debt Management 
des Bundes. Neben der Organisation 
des Debt Management beschreibt er 
vor allem die wichtigsten Formen der 
MittelaufbringunQ auf den nationalen 
und internationalen Finanzmärkten. 
Den Schwerpunkt legt er dabei auf 
die Logik der Portefeuillesteuerung 
durch die Bundesfinanzierungsagen­
tur: Die Struktur des Portefeuilles wird 
nicht nur durch die Eigenschaften der 
emittierten Papiere bestimmt , sondern 
kann auch durch den Einsatz von de­
rivativen Instrumenten (Swaps, For­
wards) gesteuert werden. Dabei ent­
scheiden die Auswahl der geeigneten 
Verbindlichkeiten und der Einsatz der 
Derivate über die präferierte Zins­
und Währungsstrategie der Bundesfi­
nanzierungsagentur: Weiters werden 
Aspekte der Petformance-Messung 
und des Risikomanagements behan­
delt. Aktualisiert werden die "Gewinn­
zahlen" über die gesamte Laufzeit der 
Fremdwährungsfinanzierung im Yen 
und Schweizer Franken: Kocher weist 
sie mit 8 Mrd. € aus. Ohne die Fremd­
währungsfinanzierung - so Kocher 
- wäre die Finanzschuld heute daher 
um 3%% des BIP höher: ln der ersten 
Auflage waren es erst 3 ,5  Mrd. €. Ein 
Nachweis der Berechnungen fehlt in 
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beiden Fällen. 
Die beiden Beiträge zum Haus­

haltsrecht des Bundes aus der ers­
ten Auflage werden zu einem Beitrag 
"verdichtet". A. Piehier befasst sich 
darin zum einen mit den Akteuren und 
deren Kompetenzen und zum ande­
ren mit dem Budgetkreislauf von der 
Erstellung des Bundesbudgets über 
den Budgetvollzug bis hin zum Bun­
desrechnungsabschluss. Interessant 
sind die Ausführungen zur Flexibilisie­
rungsklausel , die - so Piehier - eine 
echte Alternative zu Ausgliederungen 
darstellt. Nicht abgebildet wird in die­
sem Beitrag die Debatte über ein 
neues Haushaltsrecht, die im Öster­
reich-Konvent bzw. im Vorfeld für die 
Entwürfe für ein neues Haushaltsrecht 
geführt wurde, die bereits dem Parla­
ment zugeführt wurden. 

Auch im Beitrag von Steger und 
Mungenast wird der Entwurf für die 
Novaliierung der Verfassungsbestim­
mungen des Haushaltsrechts nur in 
groben Zügen dargestellt. Der Groß­
teil ihres Aufsatzes behandelt in sehr 
allgemeiner Form die Grundlagen für 
ein modernes Haushaltswesen, wobei 
auch auf internationale best practices­
Ansätze für die Budgeterstellung und 
den Budgetvollzug eingegangen wird 
(Transparenz von Makrobudgetzielen, 
verbindliche, mehrjährige Finanzpla­
nung , wirkungsorientierte Verwaltungs­
führung etc.). Zunächst aber benen­
nen sie fünf Grundpfeiler für eine "gute 
Budgetpolitik": Transparenz , Stabilität , 
Nachhaltigkeit , Effizienz und Effekti­
vität. Die Nachhaltigkeil als eines der 
prägenden Prinzipien der Budgetpolitik 
bleibt auch bei Steger/Mungenast auf 
die ökonomische Dimension ausge­
richtet. 

Im Hinblick auf eine "gute Budget­
politik" gehen sie davon aus, dass das 
etwas mit der Qualität des Regel- und 
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Steuerungssystems öffentlicher Haus­
halte zu tun hat. Eine neue Steuerungs­
kultur und neue Steuerungsprinzipien 
erlauben es m. E. nicht, von dieser 
normativen Ausrichtung auszugehen , 
weil es im Rahmen dieser Prinzipien 
vor allem darum geht , den öffentlichen 
Sektor primär unter betriebswirtschaft­
liehen Gesichtspunkten zu moderni­
sieren. Erst eine Zusammenführung 
dieser Modernisierung mit staats- und 
gesellschaftspolitischen Fragen würde 
dieses Wertekonzept rechtfertigen. 

Üblicherweise wird für die Weiter­
entwicklung des New Public Manage­
ment-Paradigmas der Begriff Gover­
nance bzw. die normative Ausrichtung 
des Good Governance herangezogen. 
Diesen Weg beschreiten die Autoren 
allerdings nicht , das Govemance-Kon­
zept findet in ihren Ausführungen kei­
nen Platz. Sie verharren auf der Ebe­
ne "guter" Budgetregeln und schließen 
daraus auf eine "gute Budgetpolitik". 

Wenn die öffentlichen Haushalte ein 
Spiegel wirtschaftlicher, gesellschaft­
licher und politischer Trends sind - und 
davon gehen die Autoren aus -, dann 
impliziert das immer auch eine Dis­
kussion über die Rolle des Staates. 
Diese Diskussion über die Rolle des 
Staates ist natürlich eng verknüpft mit 
der Frage der politischen Steuerung: 
ln seiner deskriptiven Ausrichtung ist 
Governance ja ein Synonym für Steue­
rung , und in ihrer normativen Ausrich­
tung kennzeichnet sie ein Spektrum 
von Steuerungstypen , die auf strate­
gischem und vernetztem Handeln un­
terschiedlicher Akteure basieren. Es 
herrscht in der Govemance-Diskussi­
on weitgehend Konsens darüber, dass 
die wirtschaftlichen und gesellschaft­
lichen Herausforderungen nicht mehr 
allein durch staatliche Institutionen zu 
bewältigen sind, sondern nur durch die 
Zusammenarbeit von Staat, Wirtschaft 
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und Gesellschaft. Das wird mit dem 
Kompetenz- und Souveränitätsverlust 
des Staates und dem Staatsversagen , 
ausgelöst durch Politiklerlnnenver­
drossenheit, durch einen Reformstau 
der politischen Institutionen , durch die 
Krise der politischen Steuerung und 
durch gesellschaftlichen Wertewandel 
erklärt. 

Steger/Mungenast unterscheiden 
zwischen Mikro- und Makrobudgetpo­
litik und definieren die jeweiligen An­
forderungen daran. Im Rahmen der 
Makrobudgetpolitik werden Ziele ge­
fordert, aber durch die Autoren nicht 
benannt. Das wird als eine Aufgabe 
der Politik gesehen. Warum werden 
die Ziele makroökonomischer Politik 
nicht beim Namen genannt? Sind die 
makroökonomischen Ziele der Kon­
junkturstabilisierung , des Wachstums 
und der (Voll-)Beschäftigung so aus 
der Mode gekommen , dass die Autoren 
die Entscheidung darüber den Politike­
rinnen überlassen müssen? Die Fest­
legung von Regeln wie Ausgabenober­
grenzen, eine mittelfristig orientierte 
Budgetpolitik und das Bekenntnis zu 
einer Haushaltskoordinierung führen 
per se noch lange nicht zur Erreichung 
makroökonomischer Ziele. Das wis­
sen wir aus der leidvollen Erfahrung 
der Anwendung der budgetpolitischen 
Regel ausgeglichener Haushalte über 
den Konjunkturzyklus (=Stabilitäts­
und Wachstumspakt). Entscheidend ist 
die institutionelle Ausgestaltung dieser 
Regeln, über die wir wenig Konkretes 
erfahren. Bei entsprechend restrikti­
ver Ausgestaltung der Ausgabenregel 
kann diese schnell zu einer harten 
Konsolidierungsregel werden , die we­
nig Rücksicht auf makroökonomische 
Ziele nimmt. 

Neu aufgenommen wurde ein Beitrag 
zur Verwaltungsreform in Österreich. G. 
Herbeck - übrigens die einzige Autorin 
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des Handbuchs - gibt einen punktu­
ellen Überblick über verschiedene re­
präsentative Projekte der Verwaltungs­
reform seit Ende der 1 980er Jahre. 
Das punktuelle Vorgehen begründet 
sie mit der mangelnden Transparenz 
der Ressortprojekte. Sie gelangt in ih­
ren Ausführungen zu einer insgesamt 
positiven Einschätzung der Bemü­
hungen um eine Verwaltungsreform in 
Österreich. Besonders hervorgehoben 
werden die Personaleinsparungen , die 
in den Jahren 2000 bis 2004 zu kumu­
lierten Budgeteinsparungen von 4 , 1  
Mrd. € geführt haben. Nachvollziehbar 
im Sinne des Transparenzgebots sind 
diese Einsparungen nicht. ln diesem 
Zusammenhang ist darauf hinzuwei­
sen, dass Herbeck hier Maßnahmen 
der Budgetkonsolidierung zur Ver­
besserung des Finanzierungssaldos 
mit einer Verwaltungsmodernisierung 
verwechselt , bei der es vorrangig um 
Outputorientierung und Qualitätsma­
nagement geht. 

Herbeck arbeitet in ihrem Beitrag kri­
tisch heraus, dass in der Verwaltungs­
reform in vielerlei Hinsicht Verbesse­
rungsbedarf besteht , etwa in Bezug 
auf den Nutzen der Bürgerinnen und 
Verwaltung, Durchsatzung umfas­
sender Aufgabenreform, ausreichende 
Einbindung von Bürgerinnen und Mit­
arbeiterinnen, ausreichende Unterstüt­
zung der Reformen durch die Politik. 

Je ein Beitrag befasst sich mit dem 
Rechnungswesen des Bundes (S. 
Csoka/C. Ihle) , der Länder (G. Smutny) 
und der Gemeinden (H. Bauer). Letz­
terer ersetzt die Beiträge von W. Rader 
und A. Ried I über das Haushaltswesen 
in größeren Städten bzw. Gemeinden. 
Mit diesem neuen Beitrag Bauers über 
das Finanzmanagement der Gemein­
den hat das Handbuch zweifellos an 
Qualität gewonnen. Er skizziert zu­
nächst die Grundlagen und Grundzüge 
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des Haushaltswesens der Gemeinden. 
Dabei wird das Haushalts- und Rech­
nungswesen hinsichtlich der Ziele , der 
Rahmenbedingungen , der Instrumen­
te sowie bezüglich der Stärken und 
Schwächen dargestellt und analysiert. 
Bauer unterscheidet zwischen dem fi­
nanzwirtschaftlich aufgebauten Rech­
nungswesen der Gemeinden und dem 
zumeist kaufmännisch orientierten 
Rechnungswesen der Eigenbetriebe 
und Eigengesellschaften. Ferner wer­
den in seinem Beitrag die betriebs­
und volkswirtschaftlichen Ziele und 
Instrumente der Rechnungslegung , 
die in den Österreichischen Gemein­
den nur wenig ausgebaut sind , skiz­
ziert. Schließlich stellt Bauer Ziele und 
Strategien für eine zukunftsweisende 
Reform des Finanzmanagements der 
Gemeinden dar. Abschließend weist er 
darauf hin , dass " ... Bemühungen um 
ein in den Zielen und Grundprinzipien 
möglichst gleichlautendes öffentliches 
Haushaltswesen hilfreich wären , um 
auf allen staatlichen Ebenen den er­
forderlichen Bewusstseins- und Kultur­
wandel zu initiieren." (S. 390) 

M. C. Lödl befasst sich in seinem 
Beitrag ausführlich - manchmal viel­
leicht zu sehr ins Detail gehend - mit 
dem EU-Haushalt. Er beschreibt die 
Rechtsvorschriften , die Budgetgrund­
sätze und den komplizierten Budget­
kreislauf in Bezug auf die finanzielle 
Vorausschau und den Jahreshaushalt 
Näher beleuchtet werden die Einnah­
men und Ausgaben des EU-Haushalts 
und deren Struktur. Der Blick auf die 
neue finanzielle Vorausschau 2007 
bis 201 3  muss zwangsläufig kurz aus­
fallen. War sein Beitrag in der ersten 
Auflage angereichert durch zahlreiche 
Tabellen, so muss nun mit Bedauern 
festgehalten werden , dass viele ta­
bellarische Informationen ersatzlos 
gestrichen wurden , darunter auch die 
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Nettopositionen der Mitgliedstaaten. 
Hinweise auf entsprechende Internet­
seiten der Europäischen Kommission 
sowie auf Publikationen des Bundes­
ministeriums für Finanzen sollten al­
lenfalls ergänzend geboten werden. 
ln einem Überblicksbeitrag müssen 
wichtige empirische Informationen im 
Text enthalten sein. Hinsichtlich der 
Rechtsvorschriften wird ja auch nicht 
auf die entsprechende Literatur ver­
wiesen. 

R. Gauss gibtmitseinem Aufsatz eine 
Einführung in das Haushaltswesen der 
Österreichischen Sozialversicherung. 
Er beschreibt deren Organisations­
formen und -merkmale, Einflussfak­
toren , die den Umfang dieser Haus­
halte determinieren, und steckt die 
Schnittstellen zum Bundesbudget ab. 
Er betont , dass es ihm dabei um ein 
Grundverständnis eines aktuellen The­
menkomplexes geht. Das hat zur Fol­
ge , dass zwar aktuelle Themen ange­
schnitten werden, der Autor dabei aber 
letztlich sehr an der Oberfläche bleibt. 
Das gilt z. B. für die Frage Umlagever­
fahren versus Kapitaldeckungsverfah­
ren im Zusammenhang mit der demo­
graphischen Entwicklung. Es wird nicht 
gezeigt , dass beide Finanzierungssys­
teme nicht demographieresistent sind , 
auch die Vor- und Nachteile werden 
nicht angesprochen. Weitere Mängel 
dieses Beitrags liegen darin, dass die 
Aktualisierung des Zahlenmaterials mit 
dem Jahr 2003 endet und dass Gauss 
nur sehr am Rande auf Reformopti­
onen in diesem zentralen Bereich der 
Budgetpolitik eingeht. 

Wird die zweite Auflage ihren ein­
gangs skizzierten zentralen Anliegen 
gerecht? Wohl nur teilweise. Die Ver­
teilungsprozesse werden - sieht man 
vom Finanzausgleich ab - außen vor 
gelassen. Auch die Zusammenschau 
wichtiger Bereiche der Budgetpoli-
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tik wird dem/r Leser/in überlassen. 
Im Sinne erhöhter Transparenz wäre 
es erforderlich gewesen, umfang­
reicheres Zahlenmaterial zur Verfü­
gung zu stellen. Der Tabellenanhang 
ist in dieser Hinsicht enttäuschend. 
Viele Beiträge hätten inhaltlich ge­
wonnen, wenn sie stärker ökonomisch 
ausgerichtet worden wären und die 
juristischen Ausführungen knapper 
ausgefallen wären. Schließlich wer­
den neben Fragen der Verteilung auch 
andere, wichtige Themen nicht oder 
unzureichend behandelt, so etwa der 
Bereich der Steuern einschließlich der 
Methoden der Steuerschätzung, das 
öffentliche Personalwesen, Ausgliede­
rungen, die zukünftige Rolle des Staa­
tes einschließlich Aufgabenanalysen 
und das Gender Budgeting. Letzteres 
hätte dazu geführt, dass sich die Zahl 
der Autorinnen um 200 Prozent hätte 
steigern lassen. 

Das Handbuch hätte zweifellos an 
Lebendigkeit gewonnen, wenn nicht 
nur Autorinnen aus der Finanzverwal­
tung zu Beiträgen eingeladen worden 
wären. Andere Sichtweisen abseits 
der mainstream econ omics hätten 
dem Handbuch zu mehr Transparenz 
verholfen. Das wäre nach Ansicht 
des Rezensenten ganz im Sinne der 
Interessierten aus Verwaltung, Poli-
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tik, Wirtschaft, Medien, Wissenschaft, 
ja der Öffentlichkeit insgesamt. Oder 
nicht? 

Davon abgesehen trägt die erweiterte 
Auflage dazu bei, sich Grundkennt­
nisse zum öffentlichen Haushaltswe­
sen anzueignen. Wer eine lebendige 
Auseinandersetzung zu Fragen der 
öffentlichen Haushalte und der Rolle 
des Staates sucht, wird das Buch ent­
täuscht zur Seite legen. 

Bruno Rossmann 

Anmerkungen 
1 Stübler, W, Staatsquoten 2000 bis 2004, 
in: Statistische Nachrichten 12 (2005) 
1 1 42-1 1 50. 
2 Vergleiche z. B. Buti, M. ;  van den Noord, 
P., Fiscal Policy in EMU. Rules, discretion 
and political incentives (=European Com­
mission, Economic Paper No. 206, Brüssel 
2004). 
3 Vgl. dazu z. B. Bauer, H . ,  Methodische 
Reformperspektiven für Österreichs Fi­
nanzausgleich, in: Rossmann, Bruno 
(Hrsg.), Finanzausgleich - Herausforde­
rungen und Reformperspektiven (=Reihe 
Wirtschaftswissenschaftliche Tagungen 
der Arbeiterkammer Wien, Band 6, Wien, 
2002). 
4 KDZ (Hrsg.) in Zusammenarbeit mit dem 
Österreichischen Städtebund, Finanzaus­
gleich 2005: Ein Handbuch - mit Kommen­
tar zum FAG 2005 (Wien-Graz 2005). 
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Die Sozialpolitik der 
Zweiten Republik 

Rezension von: Emmerich Talos, Vom 
Siegeszug zum Rückzug. Sozialstaat 

Österreich 1 945-2005, Studienverlag, 
Innsbruck 2005, 96 Seiten, € 9,90. 

Im Rahmen der Buchreihe "Öster­
reich - Zweite Republik. Befund , Kritik, 
Perspektive" hat Emmerich Talos einen 
kurzen , aber sehr prägnanten Überblick 
über die Entwicklung des Sozialstaats 
Österreich seit Ende des Zweiten Welt­
kriegs vorgelegt. 

Im ersten Abschnitt des Buches be­
fasst sich der Autor mit der Phase der 
Expansion, die er bis zum Jahr 1980 
ansetzt ("Siegeszug" des Sozialstaats). 
Der folgende Abschnitt ist der Zeit von 
1 980 bis 2005 gewidmet und mit "Rück­
zug des Sozialstaats?" überschrieben. 
ln beiden Abschnitten werden vor allem 
zentrale Gestaltungsprinzipien wie z. 
B. das Ziel der Lebensstandardsiche­
rung , das Subsidiaritätsprinzip , die Er­
werbsorientierung oder die Struktur der 
Finanzierung ins Blickfeld genommen. 
Erläutert wird auch der wirtschaftliche 
und politische Kontext. Eine genauere 
Schilderung einzelner Reformmaßnah­
men wird zur Entwicklung der Pensi­
ons- und der Arbeitslosenversicherung 
ab den 1 980er Jahren gegeben. 

ln Abschnitt 3 wird der Frage nach­
gegangen, welche Faktoren für die 
sozialstaatliche Entwicklung bestim­
mend waren. ln Abschnitt 4 erfolgt eine 
internationale Verortung des Österrei­
chischen Sozialsystems, und abschlie­
ßend wird in Abschnitt 5 ein - sehr kurz 
gehaltener - Ausblick auf mögliche 
künftige Entwicklungspfade gegeben. 
Im Anhang findet sich noch eine Zeit-
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tafel , in der die wesentlichsten Reform­
schritte aufgelistet sind. 

Die zentralen Einschätzungen von 
Emmerich Talos im Überblick: 

Die Expansionsphase 1 945-1 980 
wird ambivalent beurteilt ("gemischte 
Bilanz") : Einerseits sei in dieser Zeit 
die soziale Absicherung der Erwerbs­
tätigen ganz wesentlich verbessert und 
der Versichertenkreis erweitert worden 
("Expansion") , andererseits sei der 
Ausbau weitgehend innerhalb des tra­
ditionellen Rahmens erfolgt, ohne die 
Lösung struktureller Probleme, wie z. B. 
des auf Abgaben von den Löhnen kon­
zentrierten Finanzierungsmodus oder 
der unzureichenden Absicherung von 
Personen, die außerhalb eines Normal­
arbeitsverhältnisses erwerbstätig sind. 

ln der Phase 1 980-2005 werden "ge­
genläufige Entwicklungstrends" geortet: 
"Erweiterungen und Modifikationen sind 
ebenso zu verzeichnen wie Restriktio­
nen und strukturelle Veränderungen." 

Substanzielle Unterschiede werden 
zwischen der Periode sozialdemokra­
tisch geführter Regierungen (bis 1 999) 
und der Zeit ÖVP-geführter Regie­
rungen , vor allem der Regierung Schüs­
sel II , gesehen. "[Im Zeitraum bis 1 999] 
wurde ein substanzieller Kurswechsel in 
der Sozialpolitik weder programmatisch 
formuliert noch realiter durchgeführt. 
. . .  [Im Zeitraum ab 2000] hielten sich 
die Maßnahmen der Regierung Schüs­
sel I vorerst noch . . .  weitgehend inner­
halb des bestehenden Rahmens . . .  
[Die] Regierung Schüssel II [beschreitet 
demgegenüber] systematisch den Weg 
eines einschneidenden Umbaus des 
Österreichischen Sozialstaates , in des­
sen Zentrum zurzeit die Pensionsver­
sicherung steht. Für diesen Bereich ist 
ein Sozialabbau in mehrfacher Hinsicht 
zu konstatieren . . .  " 

Die Neuorientierung ab dem Regie­
rungswechsel im Jahr 2000 gehe vor 
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allem in Richtung mehr privat, weniger 
Staat. Konkret komme das z. B. in der 
Propagierung eines Drei-Säulen-Mo­
dells für die Alterssicherung zum Aus­
druck - mit einer Reduktion des Leis­
tungsniveaus in der ersten Säule bei 
gleichzeitiger Stärkung von Betriebs­
und Privatpensionen. 

Ausblick: , ,Wird [in Zukunft] die Rich­
tung von den heute international domi­
nierenden neoliberalen Optionen mit 
ihrer Präferenz für marktvermittelte, indi­
viduelle und private Vorsorge bestimmt , 
wird der Rückzug des Sozialstaats wei­
ter voranschreiten. Eine derartige Ent­
wicklung ist allerdings . . .  weder zwin­
gend noch alternativlos. Eine andere 
Ausrichtung könnte darin bestehen , 
dass die Erwerbsarbeitsdominanz durch 
eine Verstärkung der Grundsicherung 
des Leistungsspektrums . . . und eine 
Veränderung der Finanzierungsstruktur 
in Richtung Erweiterung der Finanzie­
rungsbasis . . .  relativiert wird." 

Im Großen und Ganzen ist diesen 
Einschätzungen von Emmerich Talos 
zuzustimmen. Die Entwicklung des 
Sozialstaats in der Zeit ab den 1 980er 
Jahren unterscheidet sich wesentlich 
von den Jahrzehnten davor. Die mehr 
oder minder uneingeschränkte Expan­
sion fand spätestens mit der Pensions­
reform 1 984/85 ihren Abschluss. Dass 
das Jahr 2000 einen weiteren Wende­
punkt brachte, wurde am deutlichsten 
mit der Vorlage des Regierungskon­
zepts zur Pensionsreform 2003 mit den 
darin vorgesehenen drastischen Leis­
tungskürzungen. 

Da das Buch sehr vielschichtig ange­
legt ist und auf engem Raum sehr kom­
plexe Themen abgehandelt werden , bie­
tet es klarerweise auch umfangreichen 
Diskussionsstoff So fällt z. B. auf, dass 
im Buchinneren als Frage formuliert ist 
("Rückzug des Sozialstaats?") , was im 
Buchtitel wie eine Feststellung klingt 
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("Vom Siegeszug zum Rückzug"). 
Diskussionsstoff bieten auch einzel­

ne Passagen wie z. B. das Kapitel über 
die Pensionsreformen 2003 und 2004. 
Es findet sich dort die Einschätzung ,  
dass "Zielsetzung und Stellenwert der 
gesetzlichen Pensionsversicherung" 
durch diese Reformen "substanziell ver­
ändert" wurden (als Beleg wird z. B. der 
"Abgang vom Ziel . . .  der Lebensstan­
dardsicherung" angeführt). Auf die Re­
gierungsvorlage zur "Pensionsreform 
2003" bezogen, wäre diese Einschät­
zung mit Sicherheit richtig, die Umset­
zung des Ministerratsbeschlusses hätte 
ohne jeden Zweifel eine substanzielle 
Schwächung der gesetzlichen Pensi­
onsversicherung und eine Ende der 
Lebensstandardsicherung bedeutet. 
Nicht so klar ist das aber, wenn man 
sich auf die Endfassung der Reform 
2003 und auf die Reform 2004 bezieht. 

Wenngleich noch immer unzumutbare 
Einschnitte in das Pensionsrecht gege­
ben sind, sollte doch nicht übersehen 
werden , dass die Regierung durch den 
breitflächigen Widerstand und durch die 
Vorlage eines ÖGB-Aiternativmodells 
in einigen zentralen Punkten zu einem 
Einlenken gezwungen wurde - sowohl 
bei der Reform 2003 (Verlust-Deckel 
etc.) als auch bei der Reform 2004 
(Herabsetzung des Verlust-Deckels , 
leistungsdefiniertes Pensionskonto mit 
fairen Aufwertungsfaktoren, etc). Es 
besteht damit doch ein ganz massiver 
Unterschied zu den ursprünglichen Plä­
nen der Regierung. 

Geschichte , Gegenwart und Zukunft 
des Sozialstaats sind eine äußerst 
spannende und facettenreiche Materie. 
Emmerich Talos hat hierzu mit seinem 
Buch "Vom Siegeszug zum Rückzug" 
erneut einen wertvollen Beitrag vorge­
legt. 

Josef Wöss 
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Standorttheorie, Regionalent­
wicklung und -politik 

Rezension von: Gunther Maier, Franz 
Tödtling, Regional- und Stadtökonomik I. 
Standorttheorie und Raumstruktur, vierte, 

aktualisierte und erweiterte Auflage, 
Springer-Verlag, Wien 2006, 1 89 Seiten, 
€ 28,50; Gunther Maier, Franz Tödtling, 

Michaela Trippl, Regional- und Stadt-
ökonomik II. Regionalentwicklung und 
Regionalpolitik, dritte, aktualisierte und 

erweiterte Auflage, Springer-Verlag, Wien 
2006, 21 4 Seiten, € 32,50. 

Dreizehn Jahre nach Erscheinen der 
ersten Auflage des Bandes "Stand­
orttheorie und Raumstruktur" hat der 
Springer-Verlag nun schon die vierte 
- aktualisierte und erweiterte - Auf­
lage des ersten Teils des Lehrbuches 
"Regional- und Stadtökonomik" von 
Gunther Maier und Franz Tödtling (bei­
da Wirtschaftsuniversität Wien) veröf­
fentlicht. Die Anzahl der Auflagen - in 
einem für ein "Kurzlehrbuch der Wirt­
schaftswissenschaften" kurzen Zeit­
raum - sagt viel über den Erfolg dieses 
Buches aus. 

Während im ersten Band die Be­
trachtung der räumlichen Strukturen 
zu einem bestimmten Zeitpunkt im 
Vordergrund steht, beschäftigt sich der 
zweite Band "Regionalentwicklung und 
Regionalpolitik", dessen dritte Auflage 
jetzt vorliegt, mit der Entwicklung von 
Regionen. 

Das zweite Kapitel des ersten 
Bandes bietet eine allgemeine Diskus­
sion des Standortproblems von Un­
ternehmen. Im Mittelpunkt steht dabei 
die Beziehung zwischen dem Standort 
und dem Unternehmenserfolg: Welche 
Standortfaktoren können sich auf die 
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Gewinnsituation des Unternehmens 
und seine längerfristige Entwicklung 
auswirken? 

ln den folgenden beiden Abschnitten 
präsentieren die Autoren zwei stand­
orttheoretische Ansätze: die neoklas­
sische Standorttheorie, die auf den 
Transportkosten aufbaut, und behavi­
ouristische Konzepte der Standortthe­
orie. Diese untersuchen das tatsäch­
liche Verhalten von Unternehmen und 
leiten Generalisierungen in erster Linie 
auf induktivem Wege ab. 

Neuare theoretische Ansätze (Kapi­
tel 5) tragen der Tatsache Rechnung, 
dass die Standortentscheidungen von 
Unternehmen nicht unabhängig von­
einander sind, sondern Wechselwir­
kungen zwischen ihnen bestehen. Die 
zu einem bestimmten Zeitpunkt gege­
bene räumliche Verteilung von Aktivi­
täten beeinflusst also die Standortbe­
dingungen für neu hinzukommende 
Betriebe. Die räumlichen Konse­
quenzen von Agglomerationseffekten 
stehen im Zentrum der Nauen Wirt­
schaftsgeografie. 

Bei den Agglomerationseffekten 
lassen sich (unternehmens-)interne 
Effekte (Skaleneffekte) und externe 
Effekte (Interdependenzen zwischen 
Betrieben) unterscheiden, bei letzteren 
Effekten wiederum Lokalisationsef­
fekte (externe Effekte zwischen Betrie­
ben einer Branche) und Urbanisati­
onseffekte (externe Effekte zwischen 
Betrieben verschiedener Branchen). 

Zu den Lokalisationseffekten zählen 
beispielsweise technische Externali­
täten innerhalb einer Branche: Sind 
Firmen räumlich konzentriert, so kann 
implizites Wissen über technische und 
organisatorische Innovationen von Fir­
ma zu Firma sickern (Wissens-Spill­
avers, innovative Milieus; siehe Band 
2, Kapitel 7). Die Vorteile eines regional 
konzentrierten branchenspezifischen 
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Arbeitsmarktes bestehen darin, dass 
Unternehmen leichter qualifizierte und 
angemessen spezialisierte Arbeits­
kräfte finden. 

Urbanisationseffekte sind beispiels­
weise die wechselseitigen Vorteile 
(Kosten- und Nachfrageeffekte) , die 
sich aus der regionalen Konzentra­
tion von End- und Zwischengüter­
produzenten ergeben. Diese Vorteile 
steigen mit der Größe des regionalen 
Marktes. 

Die angeführten Interdependenzen 
zwischen Betrieben haben für die 
Standortmuster vieler Aktivitäten große 
Bedeutung. 

So sind die wesentlichsten Einfluss­
faktoren auf die Standortentschei­
dungen wissensbasierter intermediärer 
Dienstleistungen neben den Zugangs­
bedingungen zu den erforderlichen 
Inputs, also den Kosten, der Qualität 
und der Verfügbarkeit von spezifischen 
Informationen, von nicht kodifiziertem 
(implizitem) Wissen, von hoch qualifi­
zierten Arbeitskräften und von spezia­
lisierten Dienstleistungs-Inputs, vielfäl­
tige externe Agglomerationsvorteile. 

Zu den für wissensbasierte Wirt­
schaftsdienste (d. s. wissensintensive 
Unternehmensbezogene Dienstleis­
tungen , Forschung und Entwicklung , 
Software-Entwicklung etc.) und hoch­
rangige Banken- und Versicherungs­
funktionen relevanten Urbanisations­
effekten gehören Kontaktvorteile, eine 
hohe Informations- und Wissensdichte 
(insbesondere in Bezug auf nicht ko­
difiziertes Wissen) , welche Wissens­
Spillavers begünstigt, ein innovatives 
Milieu , die Größe des Absatzmarktes , 
die räumliche Nähe (Standortgemein­
schaft) von Hauptverwaltungen großer 
Unternehmungen (insbesondere multi­
nationaler Konzerne) und von spezia­
lisierten Wirtschafts- und anderen in­
termediären Dienstleistern ,  ein großes 
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und differenziertes Angebot an hoch 
qualifizierten Arbeitskräften , die hoch­
wertige Infrastruktur im Verkehrs- und 
im Telekombereich , das reiche Angebot 
an Kultur- und Freizeiteinrichtungen. 

Für wissensintensive intermediäre 
Dienstleistungen sollte sich daher ein 
in den Agglomerationen konzentriertes 
Standortmuster ergeben. Die Aus­
wertung der Daten aus der Österrei­
chischen Volkszählung 2001 über die 
regionale Verteilung der Berufstätigen 
bestätigt diese theoretisch begründete 
Vermutung: Sehr hohe Standortquo­
tienten (>200) in Wien verzeichnen 
erwartungsgemäß die wissensbasier­
ten Wirtschaftsdienste Forschung und 
Entwicklung sowie Datenverarbeitung. 
Hohe Standortquotienten (zwischen 
1 50 und 200) haben die Unterneh­
mensbezogenen Dienstleistungen, 
die viele wissensbasierte Wirtschafts­
dienste einschließen (Rechtsberatung, 

Wirtschaftsprüfung ,  Steuerberatung , 
Markt- und Meinungsforschung, Un­
ternehmens- und PR-Beratung, Ar­
chitekten- und lngenieurbüros, Tech­
nische, physikalische und chemische 
Untersuchung , Werbewesen , Design­
Ateliers u. a.). Deutlich überdurch­
schnittlich in der großstädtischen Öko­
nomie vertreten (StQ zwischen 1 20 
und 1 50) waren das Versicherungs­
und das Bankwesen sowie der Groß­
handel. 

Mit der Struktur der Bodennutzung 
befassen sich schließlich die Kapitel 6 
und 7 des ersten Bandes. 

Im zweiten Band widmen sich die 
Kapitel 3 bis 8 der Darstellung von Re­
gionalentwicklung und verschiedenen 
theoretischen Zugängen (nachfrage­
orientierte Ansätze, neoklassische 
Theorie, Polarisationstheorie, Endo­
gene Wachstumstheorie, Innovations­
system-Ansätze, Regulationstheorie) 
zu ihrer Erklärung. 
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Das Thema der abschließenden Ka­
pitel 9 und 1 0 ist die Regionalpolitik. 
Darin werden die Leserinnen von den 
drei Autorinnen in Bezug auf die Re­
gionalpolitik der EU auf den neuasten 
Stand gebracht, denn sie berücksich­
tigen bereits die Programmperiode 
2007 bis 201 3. 

Die Autorinnen haben zwei ausge­
zeichnet lesbare Lehrbücher mit gut 
durchdachter Gliederung verfasst. Be­
sonders positiv hervorzuheben sind die 
Kurzzusammenfassungen am Ende 
der einzelnen Kapitel. Eine ausführ­
liche Literaturliste, ein Namens- und 
Sachverzeichnis sowie eine ergän­
zende Web-Seite mit Hintergrundinfor­
mationen und zusätzlichen Materialien 
erhöhen den Gebrauchswert der bei­
den Bücher wesentlich. 
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Nicht in allen Bereichen haben es die 
Autorinnen gleichermaßen geschafft, 
die neuere Literatur auszuwerten und 
zusammenzufassen. Während des 
IKT-Booms Ende der neunziger Jahre 
wurde von mancher Seite behauptet, 
die rasche Diffusion des Internats wer­
de zu einer "raumlosen Wirtschaft" 
führen. Mittlerweile ist dies längst als 
Mythos abgetan. Doch wer in den bei­
den Kurzlehrbüchern eine Antwort auf 
die Frage sucht, welche Auswirkungen 
der modernen IKT auf die Standort­
wahl von Aktivitäten sich belegen las­
sen, wird kaum fündig werden. (Der 
Begriff "Internet" kommt im Sachregis­
ter nicht vor.) Ein Grund mehr, sich auf 
die nächste Auflage zu freuen! 

Michael Mesch 
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Der lange Weg zum 
Staatsvertrag 

Rezension von: Hans Seidel, Österreichs 
Wirtschaft und Wirtschaftspolitik nach 
dem Zweiten Weltkrieg, MANZ, Wien 

2005, 612 Seiten, € 94. 

Hans Seidel hat mit dieser Untersu­
chung ein Werk besonderer Art vorge­
legt. Es ist eine Wirtschaftsgeschichte 
des ersten Nachkriegsjahrzehnts, in 
der der Wiederaufbau und der allmäh­
liche Übergang zu einer offenen Markt­
wirtschaft beschrieben werden. Sie 
bietet einen hervorragenden Einblick in 
die wirtschaftstheoretische Auseinan­
dersetzung der Zeit, geprägt von den 
Erfahrungen der Weltwirtschaftskrise, 
der Kriegswirtschaft, der Planungs­
ideen und des Keynesianismus. Sie 
ist aber auch der erste Teil einer Art 
von Autobiographie, denn der Autor 
"hatte als junger Wirtschaftsforscher 
mitgeholfen, die Österreichische Wirt­
schaftspolitik der Nachkriegszeit zu 
gestalten", wie er selbst schreibt (S. 5). 
Diese Kombination ist recht untypisch, 
und das aus mehreren Gründen. 

Erstens hat Hans Seidel - anders als 
die meisten Ökonomen, die historische 
Arbeiten verfassen - jahrelang die Ar­
chive durchgearbeitet und enthält auch 
dem Leser nicht vor, dass ihn der Inhalt 
so manchen Aktenstücks überrascht 
hat. Zweitens beschreibt er nicht nur 
die Abläufe, sondern analysiert sie mit 
dem Instrumentarium des Ökonomen 
und kommt zu manchen Ergebnis­
sen, die den Leser überraschen. Drit­
tens enthält das Buch - und dies ist 
einschränkend zur Charakterisierung 
"Autobiographie" zu bemerken - ganz 
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selten Hinweise auf die Rolle des Au­
tors. Meist lässt er nur zwischen den 
Zeilen seinen eigenen Standpunkt in 
der wirtschaftspolitischen Debatte er­
kennen. Aber hie und da setzt er einen 
Farbtupfer, gibt in einer Nebenbemer­
kung oder einer Fußnote auch "Priva­
tem" Raum, macht die Zeit für den Le­
ser von heute lebendig. Weiters muss 
die Sprachmächtigkeit des Autors noch 
hervorgehoben werden. Eine Reihe 
von Sprachschöpfungen verdient es, 
annähernd so populär zu werden wie 
die in den achtziger Jahren entwickelte 
"Seidel-Formel" zur Stabilisierung der 
Staatsschuld. 

Eine dieser Wortschöpfungen ist der 
"Europäische Konvergenzklub", in dem 
Österreich eine schlechte Startposition 
einnahm, mit einer Wirtschaftsleistung, 
die etwa der Hälfte des Vorkriegsstan­
des entsprach. Dass Österreich nicht 
nur diesen Rückstand aufholen konnte, 
sondern bereits in den siebziger Jahren 
das Einkommensgefälle gegenüber ei­
nigen westeuropäischen Ländern und 
den USA weitgehend abgebaut hatte, 
wird häufig auf die Initialzündung durch 
den Marshall-Plan zurückgeführt. 

Auch Seidel verweist auf die Bedeu­
tung der US-Hilfe, insbesondere bei der 
Entwicklung der Elektrizitätswirtschaft 
und der Grundstoffindustrien. Die Kos­
ten der Besatzung, der Demontagen, 
der Reparationen und Ablösen belau­
fen sich allerdings - gemäß seinen 
Berechnungen - fast auf denselben 
Betrag, den die gesamte Auslandshilfe 
ausmachte. Erschwerend kam hinzu, 
dass die Belastungen schwerpunktmä­
ßig in der unmittelbaren Nachkriegszeit 
anfielen, fast 60 Prozent der Gesamt­
summe von 1 ,8 Milliarden US-Dollar 
(zu Preisen von 1 955) im Jahr 1 945. 
Zunächst wurde also der Wiederaufbau 
durch diese hohen Kosten verzögert, 
um dann erst in den Jahren 1 948 bis 
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1 952 durch ERP-Mittel beschleunigt zu 
werden. 

Eine andere Wortprägung ist die von 
der "Doppelparität", die Seidel ein­
führt ,  um den nach zehn Jahren end­
lich gefundenen Kompromiss über die 
Verteilung des Aktienkapitals und die 
Zusammensetzung des Generalrats 
der Notenbank zu beschreiben. Sie ist 
ein treffender Ausdruck für die in die­
ser Zeit typische Verflechtung der bei­
den großen Parteien mit den lnteres­
senvertretungen , der Österreichischen 
Volkspartei mit den Handels- und Land­
wirtschaftskammern und der Sozialisti­
schen Partei mit den Gewerkschaften 
und Arbeiterkammern ,  die das Muster 
für zahlreiche Beratungsgremien und 
Ausschüsse einer noch weitgehend 
administrierten Wirtschaft abgab. 

Die kriegswirtschaftliche Komman­
dowirtschaft wirkte nämlich noch lan­
ge nach, der Gradualismus war das 
Kennzeichen des Wiederaufbaus der 
Österreichischen Wirtschaft, Bedarfs­
deckung das erste Ziel, Bewirtschaf­
tung der knappen Ressourcen der 

Weg. Freilich gelang es zunächst we­
der quantitativ noch qualitativ, die Be­
dürfnisse der Bevölkerung zu decken. 
Die Rationen von weniger als 1 .000 
Kalorien pro Tag reichten zum Über­
leben nicht aus , Beziehungskäufe und 
der Schwarzmarkt füllten die Lücke. 
Die offiziellen Preise, die Anfang 1 94 7 
nur um das 1 ,24-fache über dem Vor­
kriegsniveau lagen, geben daher kaum 
eine Vorstellung von der Entwicklung 
der effektiven Lebenshaltungskosten , 
betrugen doch die Preise auf dem 
Schwarzmarkt das 40-fache jener von 
1 937. Seidel zitiert einen Bericht , nach 
dem die Erdölarbeiter im Zistersdor­
fer Revier Geschwüre bekamen, weil 
sie ohne Schuhe arbeiteten und ihre 
Füße mit Lumpen bedecken mussten 
(S. 1 72). Der Autor verweist darauf, 
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dass zwischen der Rhetorik "Hängt die 
Schleichhändler auf' und der Praxis 
der Strafverfahren (S. 1 85) eine große 
Lücke klaffte , wohl auch in Hinblick 
auf die allgemeine Abhängigkeit vom 
Schwarzhandel bei der Deckung des 
täglichen Bedarfs. 

Von der Qualitätslücke bei legalen 
Waren gibt Seidel in einem der von ihm 
gesetzten "Farbtupfer" Zeugnis. ln ei­
ner Fußnote beschreibt er die Beschaf­
fenheit eines Artikels des täglichen 
Bedarfs wie folgt: "Die ,Einheitsseife' 
war fettarm ( 1 2% Fett gegen 80% in 
normaler Toiletteseife) , erzeugte kei­
nen Schaum und wirkte hauptsächlich 
durch mechanische Reibung." (S. 1 72) 

Die Teilung des Landes in Besat­
zungszonen erschwerte die Bewirt­
schaftung , da der Warenaustausch 
nur bei einigen Gütern über die De­
markationslinien hinweg tatsächlich 
möglich war. Auseinandersetzungen 
mit den Alliierten erwiesen sich auch 
als Hindernis für die Währungsreform ,  
also den Ersatz der Reichsmark durch 
den Schilling, der Anpassung des No­
tenumlaufs und der Einlagen an die 
geringere Gütermenge sowie die Sa­
nierung des Finanzsektors. ln der Po­
litik der Zentralbanken Westdeutsch­
lands und Österreichs sieht der Autor 
einen wesentlichen Unterschied: dort 
wurde versucht , über die Geldmenge 
zu steuern , hierzulande wurde den 
Sozialpartnern die Bestimmung des 
Preis-Lohn-Niveaus überlassen. Zu­
nächst versuchten die Alliierten zwar 
auch in Österreich eine Kontrolle der 
Preis- und Lohnentwicklung durchzu­
setzen, übergaben jedoch ab August 
1 946 den heimischen Behörden diese 
Kompetenz. ln Österreich wurden die 
so genannten Preis-Lohn-Abkommen 
als einkommenspolitische Instrumente 
eingesetzt. Dem ersten dieser Pakte, 
der im August 1 947 in Kraft trat, folgten 
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bis zum Jahre 1 951 vier weitere, die 
die Inflation nicht verhinderten, besten­
falls kanalisierten. Im Gegensatz dazu 
wurde in den Westzonen Deutschlands 
ein strikter Stabilitätskurs von den Be­
satzungsmächten durchgesetzt. 1 953 
war das Austauschverhältnis 1 D-Mark 
zu 6 Schilling, wobei die Ausgangsba­
sis nach dem Krieg mit je einer Wäh­
rungseinheit pro Reichsmark identisch 
gewesen war, was Seidel veranlasst , 
der heimischen Wirtschaftspolitik die­
ser Epoche "lnflationsanfälligkeit" zu 
bescheinigen. 

Bereits 1 951 hatte sich Hans Seidel 
mit dem Problem der Dollarlücke be­
schäftigt , 1 dem zur damaligen Zeit die 
selbe Bedeutung eingeräumt wurde 
wie der Frage der Reparationen nach 
dem Ersten Weltkrieg. Die besondere 
Situation Österreichs - Besetzung des 
Landes, Aufteilung in Zonen , expo­
nierte Randlage - war im Rahmen des 
Marshallplans berücksichtigt worden. 
Österreich war unter jenen westeu­
ropäischen Ländern , die pro Kopf die 
größte Hilfe der USA erhielten. Diese 
Unterstützung reichte jedoch bei wei­
tem nicht aus, die Devisenlücke zu 
schließen. Für die Österreichischen 
Behörden wirkte es wie ein Schock, 
als die Hilfe im Wirtschaftsjahr 1 951 /52 
gekürzt wurde und die Vereinigten 
Staaten mit ihrer Ankündigung, den 
Marshall-Plan nur als Starthilfe einzu­
setzen, Ernst machten. Mit dem Aus­
bruch des Korea-Krieges hatten sich 
überdies die Prioritäten der amerika­
nischen Auslandshilfe geändert ,  nun 
erhielten die NATO-Staaten massive 
Militärhilfe. 

Überdies waren der Einsatz der ERP­
Mittel in Österreich und die heimische 

Wirtschaftspolitik mit wachsender Kritik 
der amerikanischen Behörden konfron­
tiert worden. Hauptpunkte dieser Kritik 
waren das relativ große Gewicht der 
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Kredite an die Grundstoffindustrien 
und die Defizite des Staatshaushalts. 
Unter diesem Druck vereinbarten die 
Sozialpartner Preisreduktionen und 
Lohnzurückhaltung , Geld- und Fiskal­
politik schwenkten auf einen restrikti­
ven Kurs um. Die Ausformung dieser 
"Schocktherapie" , wie sie Seidel be­
zeichnet, war innerhalb der Koalitions­
regierung äußerst umstritten. Mit Res­
triktionen bei Ausgaben und massiven 
Steuer- und Abgabenerhöhungen 
konnten in den Jahren 1 953 und 1 954 
sogar Haushaltsüberschüsse erzielt 
werden, die Verbraucherpreise gingen 
1 952 und 1 953 zurück. Die Stabilisie­
rung wurde jedoch teuer erkauft: Das 
Brutta-Inlandsprodukt sank, und die 
Arbeitslosigkeit stieg bis 1 953 auf den 
Rekordwert von 8 ,5 Prozent. 

Die im Laufe der Korea-Krise speku­
lativ erhöhten Lager wurden geräumt , 
die Importe sanken drastisch. Gleich­
zeitig führten die europäische Nach­
frage und der Zwang zur Nutzung der 
Kapazitäten zu einem Export-Boom 
ohnegleichen. 1 953 stiegen die Aus­
fuhren real um ein Drittel , 1 954 noch­
mals um 20 Prozent. Die verhältnismä­
ßig kurze Anpassungsperiode nimmt 
sich tatsächlich, wie Seidel schreibt , 
aus historischer Perspektive, im Ver­
gleich zu den Rückschlägen in man­
chen Entwicklungsländern und der An­
passungskrise in den Reformstaaten, 
"bescheiden" aus (S. 51 8). Einen in­
teressanten Hinweis gibt der Autor auf 
das Verhältnis Ökonomen - Politiker: 
Das Institut für Wirtschaftsforschung 
"interpretierte die Rezession 1 952/53 
vorwiegend ,keynesianisch' und nicht 
als unvermeidliche Begleiterscheinung 
der Stabilisierung. Das trübte seine 
Beziehung zum Finanzminister,2 ob­
schon dieser seine berufliche Karriere 
als Wirtschaftsforscher begonnen hat­
te" , bemerkt er am Rande (S. 51 8). Mit 
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Ausnahme des letzten Nebensatzes 
mag dieser Bemerkung auch in der 
heutigen Zeit wohl eine gewisse Aktua­
lität zukommen. 

Breiten Raum nehmen im Kapitel 
"Der lange Weg bis zum Staatsver­
trag" die Probleme des deutschen 
Eigentums, der Konflikt um das Erdöl 
und die Kosten für die Erlangung der 
Souveränität ein. Die Rolle Österreichs 
in der Zeit 1 938 bis 1 945 - gleichzei­
tig Opfer und Täter - kam in der An­
wendung des Potsdamer Abkommens, 
insbesondere durch die sowjetische 
Besatzungsmacht, zum Ausdruck. 
Die nach dem Anschluss Österreichs 
"germanisierten" Großbetriebe im Os­
ten des Landes wurden, wie auch die 
Ölwirtschaft, im Rahmen sowjetischer 
Verwaltungseinheiten geführt. Das 
1 945 von den Sowjets gemachte An­
gebot an die Regierung Renner, die 
Erdölvorräte gemeinsam auszubeuten, 
wurde wohl auch unter dem Druck der 

Westalliierten ausgeschlagen, sodass 
bis 1 955 die Förderung, Verarbeitung 
und Verteilung von Erdöl und seinen 
Produkten wie auch die der USIN 
unterstellten Betriebe in den Händen 
der sowjetischen Besatzungsmacht 
blieben. Seine Ölwirtschaft bezahlte 
Österreich faktisch doppelt, einmal die 
Ablöse gemäß dem Moskauer Memo­
randum an die Sowjetunion und einmal 
gemäß dem Wiener Memorandum, in 
dem Rückstellungen und Zahlungen an 
US-amerikanische und britische Kon­
zerne mit den Westalliierten vereinbart 
worden waren. 

Seidel schließt mit dem Ausblick auf 
ein "Goldenes Zeitalter". Aufschluss­
reich sind seine Ausführungen über 
die Wirtschaftsordnung, die nach dem 
Staatsvertrag entstand, die nach sei­
nem Urteil noch weit entfernt vom Leit­
bild der Marktwirtschaft war: ln diesem 
Zusammenhang zitiert er den Bericht 
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von Harry W. Johnstone, Experte des 
US-Hochkommissars, der den hohen 
Regulierungsgrad und die Einschrän­
kungen des Wettbewerbs kritisiert. In­
teressant ist nicht nur, dass in einer von 
bürgerlichen Ökonomen verfassten Ge­
genschrift diese "Austriaca" historisch 
begründet und befürwortet wurden, 
sondern auch die Tatsache, dass der 
Entwurf dieses Berichts von dem aus 
der Emigration zurückgekehrten Sozi­
alisten Adolf Kozlik stammte. Zu die­
sen Österreichischen Besonderheiten 
zählt Seidel natürlich auch das hierzu­
lande entwickelte System der Sozial­
partnerschaft und berichtet, dass er es 
im "Verein für Socialpolitik" nur schwer 
den dort versammelten westdeutschen 
Professoren erklären konnte, die am 
Modell der "sozialen Marktwirtschaft" 
orientiert waren. 

Hans Seidel hat ein Standardwerk 
über die Entwicklung von Wirtschaft 
und Wirtschaftspolitik im ersten Nach­
kriegsjahrzehnt vorgelegt, das Reich­
tum an Details mit übersichtlicher 
Gliederung vereint. Dem Vernehmen 
nach nimmt der große Österreichische 

Wirtschaftsforscher die Mühe auf sich, 
eine Fortsetzung über das "Goldene 
Zeitalter" zu schreiben, wofür ihm viele 
an Wirtschaft, Politik und Zeitgeschich­
te Interessierten dankbar sein werden. 

Ferdinand Lacina 

Anmerkungen 

1 Hans Seidel, Die "Dollarknappheit" im 
Lichte der Wirtschaftstheorie, in: Öster­
reich und das Dollarproblem, hgg. vom 
Österrei-chischen Bundeskanzleramt, Zent­
ralbüro für ERP-Angelegenheiten (Wien 
1 95 1 )  1 9-45. 
2 Reinhard Kamitz. 
3 Verwaltung des Sowjetischen Vermögens 
in Österreich. 
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Politische Geschichte des 
Zweiten Weltkriegs 

Rezension von: Gerhard L. Weinberg, 
A World at Arms. A Global History of 

World War Il. Second Edition, Cambridge 
University Press, Cambridge 2005, 1 . 1 78 

Seiten, gebunden, i 50. 

Gerhard Weinberg , in Hannover ge­
boren, 1 938 aus Deutschland emig­
riert ,  emeritierter Professor an der Uni­
versität von North Carolina in Chapel 
Hili , ist einer der bedeutendsten Histo­
riker der Zwischenkriegszeit und des 
Zweiten Weltkriegs. 

1 994 erfolgte die Veröffentlichung 
der ersten Auflage des vorliegenden 

Werks. Es fand weltweit Anerkennung 
und Würdigung. Zu den wichtigsten 
jüngeren Publikationen Weinbergs 
zählen der Essayband "Germany, Hit­
ler, and World War II" (1 995) und , ,Vi­
sions of Victory: The Hopes of Eight 

World War II Leaders" (2005, beide 
Cambridge University Press). 

"A World at Arms" (dt. "Eine Welt 
in Waffen" [1 995]) ist ein Meisterwerk 
klassischer Diplomatiegeschichte. Ne­
ben der Außenpolitik der Krieg führen­
den Staaten und der Neutralen liegen 
die thematischen Schwerpunkte bei 
den politischen und militärischen Zie­
len und Strategien der Großmächte. 

Themenfelder, welche Weinberg zwar 
immer wieder kurz behandelt oder zu­
mindest streift , die aber nicht im Mittel­
punkt der Darstellung stehen , sind die 
Innen- und die Wirtschaftspolitik der 
Krieg führenden Staaten. Das Werk ist 
auch keine Militärgeschichte , welche 
militärische Operationen eingehend 
diskutiert und taktische Einzelheiten 
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bedeutender Schlachten behandelt. 
Wer also etwa eine Zusammenfas­
sung der unterschiedlichen Positionen 
in Bezug auf die in den letzten beiden 
Jahrzehnten intensiv diskutierte und 
bearbeitete Frage sucht , wie denn in 
der politischen Elite des Dritten Reichs 
die Entscheidung, die europäischen 
Juden zu vernichten, zustande kam, 
wird im vorliegenden Band nicht fün­
dig. 

ln siebzehn Kapiteln , die insgesamt 
über neunhundert Seiten Text umfas­
sen , stellt Weinberg die Ursprünge und 
den Verlauf des Krieges dar. Das mo­
numentale Werk wird dem Untertitel "A 
Global History" vollauf gerecht , denn 
der Autor widmet den Zusammenhän­
gen zwischen Geschehnissen in ver­
schiedenen Weltregionen , insbeson­
dere den Wechselwirkungen zwischen 
den militärischen Operationen auf den 
verschiedenen Kriegsschauplätzen , 
besonderes Augenmerk. Während es 
den Alliierten wenigstens einigerma­
ßen und im Verlauf des Krieges immer 
besser gelang , ihre Strategien und 
Operationen miteinander abzustim­
men , was ihnen große Vorteile brachte 
und unzählige menschliche Opfer er­
sparte, waren die Achsenmächte zu 
keinerlei koordiniertem Vorgehen im­
stande. 

Es ist besonders bemerkenswert ,  
dass ein so umfassendes Werk so­
wohl auf Primärquellen als auch auf 
der Auswertung von Sekundärliteratur 
enormer Breite beruht. 

Das Buch1 enthält ein ausführliches 
Namens- und Sachregister, aber keine 
Liste aller in den nicht weniger als 1 80 
Seiten füllenden Endnoten zitierten 

Werke. Der bibliographische Essay, 
der auf den Haupttext folgt , bietet den 
Leserinnen eine selektive Auswahl von 
Fachliteratur, die nach Meinung des 
Autors von speziellem Wert ist. (Die 
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jüngsten Werke, die hier genannt sind, 
stammen aus dem Jahr 1 992.) Zudem 
enthält dieser Essay einige Bemer­
kungen zu wichtigen Archiven. 

Am Ende des bibliographischen Es­
says greift Weinberg jene Entschei­
dungsträger bzw. Regelungen scharf 
an , die dafür verantwortlich sind, dass 
nach wie vor nicht alle die Untersu­
chungsperiode betreffenden Doku­
mente für die Historikerinnen zugäng­
lich sind: " ... (l)t becomes increasingly 
ridiculous to assert that records which 
are half a century old have anything to 
do with any country's security today." 
(S. 942) Der Autor begründet seinen 
Vorwurf mit dem Hinweis auf die Ge­
fahr, dass in nächster Zeit viele Doku­
mente , die nicht mikroverfilmt worden 
sind , unwiederbringlich verloren gehen 
werden: Aufgrund des minderwertigen 
Papiers , welches in der Kriegszeit zur 
Verwendung kam, lösten sich viele Do­
kumente buchstäblich auf. 

Die vorliegende zweite Auflage von 
Weinbergs opus magnum unterschei­
det sich von der ersten durch ein Vor­
wort ,  in dem der Autor auf wichtige 
neue Forschungsergebnisse hinweist , 
die im Jahrzehnt 1 992 bis 2002 publi­
ziert wurden. Zum Teil beruhen diese 
neuen Erkenntnisse auf der Auswer­
tung von Primärquellen , die aus früher 
nicht zugänglichen Archiven - ins­
besondere im vormaligen Ostblock 
- stammen: 

Schon 1 953/54 fand zwischen Ger­
hard Weinberg und Andreas Hillgru­
ber eine wissenschaftliche Kontrover­
se darüber statt , ob es sich bei dem 
deutschen Angriff auf die Sowjetuni­
on Ende Juni 1 941  um einen Präven­
tivschlag gehandelt habe , der einer 
angeblichen sowjetischen Invasion 
zuvorkommen sollte, wie Letzterer be­
hauptete. Weinberg wies diese These 
entschieden zurück. Er argumentierte, 
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dass der deutsche Überfall vor allem 
ideologische Motive hatte. Der mit Hit­
lers Vorstellungen vom "Endkampf der 
Rassen" begründete Vernichtungsfeld­
zug sollte nicht nur zur Zerstörung des 
"jüdisch-bolschewistischen Regimes" , 
sondern auch zur Ausrottung der Juden 
in der Sowjetunion und eines Großteils 
der slawischen Völker Osteuropas füh­
ren. Solcherart würde sich die "arische 
Rasse" den für erforderlich gehaltenen 
"Lebensraum" im Osten sichern. Wein­
berg sieht seine Interpretation auch 
durch die Forschungsergebnisse des 
letzten Jahrzehnts gestützt: Nach der 
Besetzung Ostpolens Ende Septem­
ber 1 939 war angeordnet worden, die 
Spurbreite der Eisenbahngleise dort 
innerhalb von sieben Jahren auf das 
russische Maß umzustellen - eine 
Entscheidung, die mit angeblichen ln­
vasionsplänen nicht zusammenpasst. 
Stalin erhielt sowohl vom eigenen 
Nachrichtendienst als auch von der 
US-Regierung Warnungen vor dem 
deutschen Angriff, weigerte sich je­
doch , diese zur Kenntnis zu nehmen. 
Noch Stunden n ach dem deutschen 
Überfall hielt er die betreffenden Be­
nachrichtigungen von der Westgrenze 
für Fehlinterpretationen. 

ln den letzten Jahren ist auch klar ge­
worden , dass einer der Gründe, wes­
halb Hitler im Oktober und November 
1 941 trotz der Erschöpfung der Trup­
pen, der unzureichenden Ausstattung 
und der Versorgungsengpässe den 
Angriff der Heeresgruppe Mitte auf 
Moskau befahl, die Befürchtung war, 
dass Japan im letzten Moment vom 
Angriffskrieg gegen die Vereinigten 
Staaten Abstand nehmen könnte. 

Ein Faktum , das öfters übersehen 
werde, so Weinberg , seien die Ein­
schränkungen der Produktion von 
Panzern modernen Typs und von 
Geschützen für die Ostfront, welche 
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sich aus der enormen Allokation von 
wirtschaftlichen Ressourcen Deutsch­
lands für den Bau von U-Booten noch 
1 943 und 1 944, also nach der Wen­
de im Seekrieg im Atlantik , ergaben. 
Die häufigen Wechsel des Rüstungs­
schwerpunkts der deutschen Industrie 
erfolgten in einigen Fällen voreilig und 
hatten dann schwerwiegende Engpäs­
se in anderen Rüstungsbereichen zur 
Folge. 

Heftig diskutiert wird nach wie vor 
die Frage , ob die Rote Armee im Au­
gust 1 944 während des Warschau­
er Aufstands der polnischen Uniar­
grundarmee ihre Angriffsoperationen 
einstellte , um die Zerschlagung des 
Großteils der militärischen Kräfte der 
polnischen Exilregierung durch die 
SS abzuwarten. Da die sowjetischen 
Truppen Brückenköpfe auf dem west­
lichen Weichselufer sowohl oberhalb 
als auch unterhalb von Warschau er­
richtet hatten und den britischen und 
amerikanischen Flugzeugen , welche 
die Aufständischen aus der Luft unter­
stützen sollten, die Landerechte ver­
weigert wurden, bleibt Weinberg von 
dieser Interpretation der dramatischen 
Ereignisse überzeugt. 

Die Entscheidung der US-Führung, 
im August 1 945 zwei Atombomben 
über japanischen Städten abzuwerfen, 
um das Kaiserreich zu einer allgemei­
nen Kapitulation zu veranlassen, resul­
tierte , so Weinberg , nicht nur aus den 
- auf den schrecklichen Erfahrungen 
von lwo Jima und Okinawa beru­
henden - Befürchtungen enormer Ver­
luste unter den Invasionsstreitkräften 
und - noch ausgeprägter - unter der 
Zivilbevölkerung der Hauptinseln Ky­
ushu und Honshu. Was die Entschei­
dungsträger außerdem in Rechnung 
zu stellen hatten, waren die sehr gro­
ßen japanischen Heeresverbände , die 
im Sommer 1 945 noch in China und 
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in lndonesien standen (und die sich 
in China auch auf rüstungsindustrielle 
Kapazitäten stützen konnten). Es be­
stand die große Gefahr, dass selbst im 
Falle einer erfolgreichen Invasion der 
japanischen Hauptinseln diese Streit­
kräfte den Kampf fortsetzen und somit 
den Krieg um Monate , eventuell sogar 
Jahre verlängern würden. 

Auch in den letzten vier Jahren haben 
Historiker wichtige neue Erkenntnisse 
über den Zweiten Weltkrieg gewon­
nen - Erkenntnisse, die zu Revisionen 
von Übersichtswerken führen werden. 
Beispielsweise fasste Weinberg die 
Folgen der militärischen Auseinander­
setzungen in Äthiopien (italienische In­
vasion 1 935/36, Guerillakrieg, Befrei­
ung durch britische Truppen 1 940/4 1 )  
und der italienischen Besetzung 
dieses Landes noch folgendermaßen 
zusammen: "There had been consi­
derable destruction from the fighting 
at a few places , but on the whole the 
damage was very localized." (S. 503) 
Der Schweizer Historiker Aram Matti­
oli kommt in seiner 2005 erschienenen 
Darstellung des Abessinienkriegs2 zu 
ganz anderen Schlussfolgerungen: 
Die Invasionsstreitkräfte schreckten 
nicht davor zurück, gegen den in jeder 
Hinsicht unterlegenen Gegner syste­
matisch Giftgas einzusetzen. Italien 
lehnte jegliche Bindung an das Kriegs­
völkerrecht ab. Mattioli schreibt von 
einem rassistisch motivierten Ausrot­
tungskrieg. Die Kämpfe und die fünf­
jährige Besatzungsherrschaft , die sich 
durch besondere Brutalität auszeich­
nete, kosteten Äthiopien etwa 200.000 
Tote. Dennoch wurde in Italien über 
Jahrzehnte die Legende von einem 
"sauberen Krieg" aufrechterhalten und 
erhielt die neofaschistische Partei an 
den Wahlurnen wiederholt großen Zu­
spruch. 

Sie möchten Ihre Bibliothek durch 
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ein einbändiges Übersichtswerk der 
(außen-)politischen Geschichte des 
Zweiten Weltkriegs erweitern? Mit dem 
Erwerb des vorliegenden Bandes wür­
den Sie die richtige Wahl treffen. 

Martin Mailberg 
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Anmerkungen 

1 Die einzige Schwäche des Bandes ist die 
geringe Qualität der Landkarten. Hier be­
steht großes Verbesserungspotenzial für 
eine dritte Auflage. 
2 Mattioli, Aram, Experimentierteid der 
Gewalt. Der Abessinienkrieg und seine 
internationale Bedeutung 1 935-41 (Zürich 
2005). 
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Deutschlands politische Elite 
und ihre Ideologie 

Rezension von: Albrecht Müller, 
Machtwahn - Wie uns eine mittelmäßige 
Führungselite zugrunde richtet, Droemer 

Verlag, München 2006, 364 Seiten, 
€ 20,50. 

Ein Buch mit einem Titel wie "Macht­
wahn" für eine Fachzeitschrift zu be­
sprechen, erfordert zunächst eine ge­
wisse Selbstüberwindung - überhaupt 
dann,  wenn einem beim Anblättern so­
fort Kapitelüberschriften wie "Der Fisch 
stinkt vom Kopf her", "Die Totengräber 
und ihre Leichen" und "Egoisten in ei­
ner Scheinwelt" ins Auge stechen. Da 
wird offensichtlich mit dem Holzham­
mer gearbeitet und nicht mit der feinen 
Klinge einer um Wertfreiheit bemühten 
Analyse. 

Andererseits: Albrecht Müller, Jahr­
gang 1 938 und einst ökonomischer 
Berater von Willy Brandt und Helmut 
Schmidt, hat schon mit seinem Best­
seller "Die Reformlüge" gezeigt, dass 
er zwar scharfzüngig, aber durchaus 
sachbezogen argumentieren kann. 
Lässt man sich ernsthaft auf die Lek­
türe des neuen Werkes des streitbaren 
Pensionisten ein, muss man zugeben, 
dass dies auch hier wieder der Fall ist 
- und dass der etwas rüde Ton des 
Buches (es sollte ursprünglich "Dumm 
oder korrupt" betitelt sein) vielfach bloß 
dem groben Klotz entspricht, auf den 
ein grober Keil trifft. 

Vielem, das Albrecht Müller in seiner 
Philippika gegen den neoliberalen Kurs 
der letzten zwanzig Jahre am Beispiel 
des Deutschen Bundesrepublik atta­
ckiert ,  ist man zumindest ansatzweise 
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auch hierzulande begegnet: der "de­
mographischen Keule" , die einerseits 
dazu dient, die Angst vor dem Unter­
gang der gesetzlichen Pensionsversi­
cherung zu schüren und die anderer­
seits die Widerstände der Bevölkerung 
gegen schwer integrierbare Zuwan­
dererströme zum Schweigen bringen 
soll. Der permanenten Forderung nach 
"mehr Flexibilität" am Arbeitsmarkt, die 
sich in einer massiven Zunahme pre­
kärer Beschäftigungsverhältnisse äu­
ßert. Der zunehmenden Orientierung 
der Raumordnung an den Interessen 
großer Einzelhandelskonzerne (mit 
der Konsequenz der drohenden Ver­
ödung traditioneller innerstädtischer 
Geschäftszonen). Dem Ausverkauf 
öffentlichen Eigentums weit unter sei­
nem wahren Wert unter kräftiger Be­
teiligung interessierter Manager oder 
sonstiger Verantwortungsträger. Auch 
mit dem Niveauverlust des total kom­
merzialisierten Fernsehens sind die 
Österreicher ebenso konfrontiert wie 
die Bürger Deutschlands und ganz Eu­
ropas. 

Der brisanteste Aspekt von Müllers 
Buch sind zweifellos die darin genann­
ten Namen "unabhängiger Experten", 
die genau das medial vertreten, was 
neoliberale Denkfabriken unablässig 
predigen. Dazu fallen einem oft genug 
auch die heimischen Äquivalente ein 
(sofern es nicht überhaupt dieselben 
sind, die bei Müller vorkommen). 

Insoweit ist das ein wichtiges und 
wertvolles Buch, das gar nicht nur auf 
die Bundesrepublik beschränkte Prob­
leme aufgreift. Wo Müller die zuneh­
mende Einengung des ökonomischen 
Diskurses beklagt, wo er an Hand 
von Beispielen wie Biedenkopf, Keller, 
Miegel, Rürup, Sinn etc. Querverbin­
dungen zwischen Wissenschaft und 
Interessen konstatiert, wo er sich eine 
nachfrageorientierte Wirtschaftspolitik 
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wünscht, da ist dieses Buch durchaus 
auch in fachlicher Hinsicht ernst zu 
nehmen. Köstlich beispielsweise, wie 
Müller darauf verweist, dass Hans­

Werner Sinn in der ersten Auflage sei­
nes Buches "Ist Deutschland noch zu 
retten" (auf S. 71 )  eine Grafik zeigte , 
die den enorm "gestiegenen Anteil der 
USA am Welthandel" offensichtlich als 
vorbildhaft darstellte - dabei ging es 
allerdings um die ins Monströse ge­
stiegenen Importe. 

Problematisch ist dieses Buch frei­
lich in den Themenbereichen , die es 
ausspart oder nur ganz marginal be­
handelt. So widmet Müller der extre­
men Belastung der westdeutschen 

Wirtschaft durch die DDR-Integration 
nur wenig tiefgründige Überlegungen. 

Wir erfahren beispielsweise, dass Mül­
ler seinerzeit gegen den Umtausch von 

West- und Ostmark im Verhältnis von 
1 : 1  gestimmt habe , weil das die Wett­
bewerbsfähigkeit der DDR-Betriebe 
zerstört habe. Zugegeben. Aber was 
wäre die Alternative gewesen? Ein 
realistischeres Umtauschverhältnisse 
oder das Fortbestehen einer "weichen" 
Ostmark analog den Währungen der 
anderen Reformländer hätte einen 
noch viel dramatischeren innerdeut­
schen Massenexodus bewirkt , als er 
ohnehin eingetreten ist. 

Und warum ist nirgends von der 
Katastrophe der "Gemeinwirtschaft" 
(Coop, Neue Heimat , BfG) die Rede, 
einem Parallelphänomen zur Implosi­
on des Realsozialismus , das mit dazu 
beigetragen hat , dass sich heute auch 
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große Teile der ehemals linken Eliten 
zu Privatisierung, zu öffentlich-privaten 
Partnerschaften etc. bekennen? Und 
liegt nicht ein wesentliches Problem 
auch darin, dass jene Teile des ehe­
mals gemeinwirtschaftliehen bzw. öf­
fentlichen Sektors , die nicht zu Grunde 
gegangen sind, ihnen nahe stehende 
Funktionäre gerne zu viel ,,Verständnis 
für betriebliche Notwendigkeiten" moti­
viert haben? (Man denke an die Rolle 
des VW-Managements in Niedersach­
sen , Stichwort Hartz.) Mit solchen 
Überlegungen würde allerdings die 
einfach gestrickte Welt der Philippika 
verlassen. 

Gleiches gilt für den Fall, dass man 
sich eingesteht , dass beispielsweise 
auch "gemeinwirtschaftliche" Versi­
cherungsunternehmen Interesse an 
Angstpropaganda haben können , um 
die Eigenvorsorge ihrer Kunden zu sti­
mulieren. 

Albrecht Müllers Buch legt den Fin­
ger auf viele offene Wunden , nicht 
zuletzt was die durchgreifende Kom­
merzialisierung der Welt betrifft, die 
heutzutage zuweilen geradezu ins 
trendige Bekenntnis zur eigenen Käuf­
lichkeit mündet. 

Leider weiß Müller aber keine wirk­
lich überzeugenden Gegenrezepte 
beizubringen , und seine starken Worte 
sind , auch dort ,  wo er hundertprozen­
tig Recht hat, eher ein Indiz der inte­
ressenpolitischen Schwäche der von 
ihm vertretenen Positionen. 

Robert Schediwy 
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"Wi rtschaftswisse n sch aftl iche Tagungen 
der Arbeiterkammer Wien" 

Reihe Band 8 

"US-amerikanisches und EUropäisches Modell" 

hrsg. von Michael Mesch und Agnes Streissler 

Vorwort 

Erich Hödl 
Grundzüge eines Europäischen Wirtschaftsmodells 

Peter Filzmaler 
Vom Wohlfahrtsstaat zur Plutokratie? Geld als Schlüssel des Erfolges im 
politischen Wettbewerb der USA 

Jürgen Hoffmann 
Übernimmt EUropa das US-amerikanisches Modell? Varianten des Kapita­
lismus: Liberale (anglo-amerikanische) und koordinierte (kontinentaleuropä­
ische) Marktwirtschaften unter dem Druck der Globalisierung 

Michael Landesmann 
Wettbewerbsfähigkeit USA und EU 

Stephan Schulmeister 
Das europäische und das amerikanische Modell in der Abfolge von Real­
und Finanzkapitalismus 

Agnes Streissler 
Europa und die USA- Ein Vergleich der Sozialsysteme 

Richard Sturn, Franz Prettenthaler 
Verteilungskonsequenzen und Effizienzaspekte des Wohlfahrtsstaats: Koor­
dinaten eines Vergleichs alternativer Designs 

Wien 2004, 192 Seiten, € 25,-

Bestellungen bei: LexisNexis Verlag ARD Orac, A-1030 Wien, Marxergasse 25 
Tel. 01/534 52-0, Fax 01/534 52-140, e-mail: verlag@lexisnexis.at 
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"Materialien zu Wirtschaft und Gesellschaft" 

sind unregelmäßig erscheinende Hefte, in denen aktuelle Fragen der Wirtschaftspolitik 
behandelt werden. Sie sollen in erster Linie Informationsmaterial und 
Diskussionsgrundlage für an diesen Fragen Interessierte darstellen. 
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Der Wirtschaftsbereich Kultur und Unterhaltung und seine Rolle im 
Wiener Arbeitsmarkt; Nov. 2000 

Heft 77: Beschäftigung und Arbeitslosigkeit im tertiären Sektor Wiens ln den achtziger 
und neunziger Jahren: Nov. 2000 
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Bildungserträge; März 2001 (Broschüre vergriffen) 
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in den OE CD-Ländern; Juli 2002 
Börsenkapitalismus; Juli 2002 
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Vo1atilität in den OECD-Ländern; Juni 2003 
Oie Reform der öffentlichen Verwaltung in den Jahren 2000 bis 2002 -
Versuch einer Evaluierung; Juni 2003 (Broschüre vergriffen) 
Ist die .europäische Beschäftigungsstrategie" nach fünf Jahren am Ende? 
Zur Bewertung des Luxemburg-Prozesses 1998-2002; Aug. 2003 
Vertikale und intraindustrielle Lohnstreuung in Österreich 198Q-94; Aug. 2003 
Die Position ÖSterreichs im internationalen Strukturwettbewcrb; März 2004 
Geriatrische Langzeitpflege; April 2004 
Vertikale und intraindustrielle Lohn- und Gehaltsstreuung in Österreich 
1995-2000; April 2004 
Das ÖSterreichische Gesundheitswesen: Aug. 2004 
Am Rande des Arbeitsmarktes. Haushaltsnahe Dienstleistungen in der 
Diskussion; Nov. 2004 
Ein alternativer Stabilitäts- und Wachstumspakt; Nov. 2004 
Die Verwaltungsausgaben der Osterreichischen Gemeinden: Feb. 2005 
Register zu .Wirtschaft und Gesellschaft" 1987-2004 und .Materialien zu 

Wirtschaft und Gesellschaft"; Jän. 2005 
Finanzausgleich - Wie geht es weiter?; Oktober 2005 
Die Qualifikationsstruktur der Beschäftigten in Österreich; November 2005 
Betriebliche Mitbestimmung und Arbeitszufriedenheit; Jänner 2006 
Sozialpartnerschaftliehe Po4itikberatung - Der Beirat für Wirtschafts-
und Sozialfragen 1963-2005; Februar 2006 
Die Maastricht-Kriterien und das Trilemma der neuen EU-Mitglieder; 
Februar 2006 
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